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Nach Kohls Moskau-Reise: 

Wer hat Angst vor 
der Wiedervereinigung? 
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Bit Aknaliläl der Awantiarde 
nadi Bei Ende der AtaiMt 



Es ist rar geworden, daß man auf neue deutsche 
Kulturzeitschriften stößt. Während dem Berliner 
»Freibeuter« oder dem Tübinger »Konkursbuch« die 
Inspiration vorübergehend abhanden gekommen ist, 
während »Tumult« die Unregelmäßigkeit zu seinem 
Erscheinungsprinzip erkoren hat, während die alten, 
eingesessen humanistisch-humboldtianischen 
»Merkur« oder »Neue Rundschau« ihr überleben 
eher dem verlegerischen Trägheitsprinzip verdanken 
als der Fülle neuer Gedanken, während also im 
deutschen Roum bemerkenswert wenig passiert, 
mauserte sich völlig unverhofft ein neues Magazin 



Andrew Chudy, Survivol Research Laboratories; 
Hubertus Gossner, Die Moderne und der Hang zur 
Monumentalität; Gerwin Zohlen, Gebaute Gegen- 
wartsdiagnosen; Susanne von Falkenhousen, 
Futurismus, Faschismus und Moderne im heutigen 
Italien; Eckhort Gillen, Ungefähre Kunst in Riga; 
Roland Schefferski, Im beschränkten Raum; Heribert 
C. Ottersbach, Der Protagonist; Clemens Landt, 
Dunkle Spiegel aus Sprache; Gert Neumann, Die 
Tiefe war eigentlich genannt; Antonia Grunenberg, 



Festspiel: endlos 

6 Die organisierte Wirklichkeit 
der Technokraten 

Elmar Allvater • Thomas Hahn • Klaus Hortung • U. 
Roloff-Momin • Jörg Friedrich • Wolfgang Dreßen • 
Claus Koch • Lucas Asphalter • Peter Pörtner • 
Marieluise Weinberger • Manfred Mixner • Dieter F. 
Rauch ■ Louise Bergmann ■ Rolf Hochhufh ■ Bettina 
Munk • Rüdiger Thomas • Lutz Rathenow • Herbert 
Ammon • Sascha Anderson 



Deuten wir alles um und für uns; Christoph Tannert/ 
Holger Eckermonn, Die Revolte der Sinnlichkeit; Anita 
Kenner, Avantgarde in der DDR heute; Ulf Erdmonn 
Ziegler, Kaufhaus des Zufalls ohne Rückkehr zum 
guten Vorsatz; Karin Thomas, Die X. Kunstausstellung 
als Leistungsschau der DDR; Joseph Beuys, Worum 
sind Sie, Herr Beuys, nicht mehr in der DDR er- 
wünscht? Holger Eckermann, Fett schwimmt wieder 
oben; Lothar Müller, Der Tod des Abenteuers; Ulf 
Erdmann Ziegler, Der bewußte alte Hut. 



Auf der Suche nach Heimat 

1 Verlust der Geschichte 

und ihre gegenwärtige Konjunktur 

2 Vater-, Mutter-, Abendland: 

Wo bin ich zu Hause? 

Die Wiederkehr der Götter 

3 Traumvergongenheit, 

Schreckenszukunft, Mythossucht 

4 Heile Natur, wahrer Glaube, 
richtige Politik 



heraus... 

Der Untertitel, »Zeitschrift zwischen den Kulturen«, 
deutet - muß es noch betont werden? - auf den Ort 
des Erscheinens hin: Berlin; zwischen zwei Wellen, 
zwischen zwei Zeitbegriffen. Und so erstaunt es 
nicht, wenn die ersten vier Nummern zwei Haupt- 
themen gewidmet sind, die der Suche nach einem 
verlorenen Ort, der Heimat, und einer als über- 
wunden geglaubten Zeit, der Zeit der Götter, 
gelten . .. So wagt man es denn auch, nationale 
Mythen in Deutschland wieder zu diskutieren, Kapitel 
einer düsteren Vergangenheit vorurteilslos onzu- 
gehen, und all dies ohne den hartnäckigen Dünkel 
der Wissenschaftlichkeit, ohne germonistischen 
Zierat, in einer sorgfältigen nuancenreichen Sprache. 
Man muß solche in unserer Zeit nahezu hetoischen 
Unternehmen begrüßen. Bei der minimalen Halb- 
wertszeit des Gedruckten heutzutage erscheint 
»Niemandsland« wie ein ruhig kreisendes Herbstblatt 
im Strudel der tosenden Ereignisse. 

A. J. Hoesler 
in der Basler Zeitung 
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»Prestigepresse auf richtigem Kurs?«, 
so lautet die Frage, die CRITICÖN Nr. 107 
an F.VZ, Spiegel, Zeit und Welt stellt. Oder 
interessieren Sie sich für unsere Juhiläums- 
nummer 100 »Konservativ in die 90er Jahre«, 
für Nr. 104 »llistorikcrstreit«, Nr. 105 
»Rechts im Osten«? 

Wichtig für heute, wichtig auch für morgen, 
denn 

»Criticön hat seit den 70er Jahren viele 
aktuelle Trends vonveggenommen, die heute 
hoffähig sind. So konnte die Zeitschrift auch 
ein Wegweiser in die 90er Jahre sein.« 
(Westdeutscher Rundfunk) 
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Wichtig: Unbedingt 2 \ unterschreiben! 



Alle Initiativen, die auf eine Minderung der potentiellen oder akuten 
Spannungsursachen in Europa gerichtet sind, gehen derzeit von Mos- 
kau aus. Dies mag zwar in erster Linie in den enormen innersowjeti- 
schen Problemen begründet sein, die das Imperium erschüttern — vor 
allem in der desolaten Wirtschaftssituation und dem Aufstand der 
Völker an den Peripherien — , den Westen zwingen die außen- und ab- 
rüstungspolitischen Aktivitäten der Sowjet führung dennoch, anzuer- 
kennen, daß die östliche Supermacht bemüht ist, ihre Außenpolitik 
deutlich defensiver zu strukturieren. 

Das kann nicht ohne Folgen für die Konzepte des Westens, vor allem 
nicht für die Ausrichtung der Ost- und Deutschlandpolitik der Bun- 
desrepublik bleiben. Nicht nur die atomare Bewaffnung der in der 
BRD stationierten ausländischen Truppen oder die Lagerung von der 
deutschen Souveränität nicht unterstehenden C-Waffen der US Army 
in der Pfalz treffen auf das Unverständnis der westdeutschen Bevölke- 
rung, sondern die Milliarden verschlingende, gen Osten zielende 
Nachrüstung von NATO und Bundeswehr insgesamt wird fragwürdig. 
Daß sich die Anwesenheit amerikanischer, britischer und französi- 
scher Truppen in der BRD aus dem noch fortdauernden Besatzungs- 
recht herleitet, wurde der Bevölkerung erst wieder einmal bei den 
Flugkatastrophen von Ramstein und Remscheid deutlich vor Augen 
geführt, als die Diskussion um Verbote von Tiefflügen oder Flug- 
shows von den Westalliierten mit dem Veweis auf besatzungsrechtliche 
Vorbehalte gestoppt wurde. 

Vor dem Hintergrund einer sich offensichtlich selbst in die Schranken 
weisenden Militärmacht Sowjetunion, gezügelt durch die Härte öko- 
nomischer Zwänge, versteht niemand mehr so recht, welchen Sinn die 
westlicherseits immer noch gewollte Konfrontationspolitik haben soll. 
Es ist nicht mehr von so bestechender Logik — wie etwa noch zu den 
Zeiten des Kalten Krieges — , daß das NATO-Bündnis Garant von 
Freiheit und Wohlstand des Westens sei. Im Gegenteil: vielen Deut- 
schen wird nun erst bewußt, welche friedensgefährdende Funktion ge- 
rade von der Konzentration großer Truppen- und Waffenpotentiale 
auf dem Boden Westdeutschlands ausgehen kann. Wenn selbst den 
Rechten in der CDU zu dämmern scheint, daß die militärischen Stra- 
tegien der NATO Eigengesetzlichkeiten unterliegen, die bei einer Auf- 
rechterhaltung der Blockkonfrontation im Falle einer militärischen 
Auseinandersetzung Deutschland als Ganzes zum atomaren Schlacht- 
feld machen muß, dann ist es verwunderlich, daß Kohls Treueschwüre 
zum NATO-Bündnis um so lauter werden, je glaubwürdiger die abrü- 
stungspolitischen Signale aus Moskau kommen. 

Kohls Moskau-Besuch hätte neue deutschlandpolitische Akzente set- 
zen können. Diese Chance wurde gründlich verspielt. Die burschikose 
Rhetorik des Kanzlers im Kreml von der »offenen deutschen Frage« 
mußte gegenüber Gorbatschow ohne Wirkung bleiben, weil sie allzu 
offensichtlich Alibifunktion erfüllte und erkennbar den Wunsch 
durchschimmern ließ, sie möge auch offen bleiben. Daß Kohls atlanti- 
sche Fixierung und die programmatische Festlegung der Union auf die 
unlösbare Verankerung der BRD in die in letzter Zeit so oft beschwore- 
ne »westliche Wertegemeinschaft« jede operative Wiedervereinigungs- 
politik unmöglich macht, ist offensichtlich. Es wäre deshalb sicherlich 
ehrlicher, wenn sich die Union möglichst bald von ihren nationalen 
Parolen verabschiedete. 
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Touristen-Attraktion Mauer, Brandenburger Tor: Freiheit gegen Einheit? 



Detlef Kühn 

Ist die Vereinigung Deutschlands wünschenswert und möglich? 



In den vergangenen Wochen hat sich 
die deutschlandpolitische Diskussion 
sehr intensiviert. Dies ist vor allem 
den Auseinandersetzungen um eine 
neue programmatische Aussage der 
CDU zur Deutschland- und Europa- 
politik zu verdanken. Die Diskussion 
hat nicht nur das nach wie vor rege In- 
teresse großer Teile der Öffentlichkeit 
an der deutschen Frage erwiesen, wie 
man nicht zuletzt den zum Teil erreg- 
ten Stellungnahmen von Politikern 
und Wählern in öffentlichen Äuße- 
rungen und Leserbriefen entnehmen 
kann. Die Diskussion hat darüber 
hinaus auch in nicht unerheblicher 
Weise zur dringend notwendigen be- 
grifflichen Klarheit beigetragen. Am 
Anfang der Auseinandersetzungen 
mußte sich die CDU-Führung noch 
gegen den von ihr als ungerechtfertigt 
empfundenen Vorwurf verteidigen, sie 
habe das Ziel der Wiedervereinigung 
aufgegeben oder auf den St.-Nimmer- 
leins-Tag verschoben. Sie tat dies, in- 
dem sie mit Nachdruck darauf hin- 
wies, der Programmentwurf enthalte 
in dieser Frage keine neuen Positio- 
nen. In der Deutschlandpolitik der 



CDU bleibe alles beim alten. Damit 
wurden jedoch zwei ganz andere Fra- 
gen provoziert: 

1. Wenn alles beim alten bleiben soll, 
warum braucht man dann ein 
neues Programm? Und, wichtiger 
noch, 

2. immer deutlicher wurde die Frage 
gestellt, ob es denn genüge, alles 
beim alten zu lassen und die bishe- 
rige Politik einfach fortzusetzen? 
Ob nicht gerade im Bereich einer 
operativen Wiedervereinigungs- 
politik neue Anstöße erforderlich 
seien. 

Wie auch immer die deutschlandpoli- 
tische Programmaussage der CDU 
letztendlich aussehen wird — substan- 
tielle Veränderungen im Sinne von ge- 
samtdeutschen Verbesserungen sind 
ohne Zweifel zu erwarten. Wichtiger 
als der letztlich gefaßte Parteitagsbe- 
schluß dürften auf die Dauer die poli- 
tischen Folgen sein, die von der 
Diskussion der letzten Wochen und 
Monate in bezug auf die Veränderung 
des politischen Bewußtseins ausge- 
hen. Diese Veränderung beschränkt 
sich nicht nur auf Mitglieder und 



Wähler der Union. Sie wird auch vor 
Anhängern anderer Parteien nicht 
haltmachen, denen ihre eigenen Defi- 
zite im Nachdenken über Deutschland 
ebenfalls bewußt gemacht wurden. 

Zu der begrifflichen Klarheit, die 
die Diskussion erbracht hat, gehört 
im übrigen auch das Problem, ob es 
genügt, die deutsche Frage offenzu- 
halten, oder ob mehr geschehen muß. 
Genügt es, entweder erwartungsfroh 
oder ängstlich möglichen deutsch- 
landpolitischen Interventionen der 
Sowjetunion entgegenzusehen, oder 
müssen die Deutschen selbst in dieser 
Richtung aktiv werden? Wie und ge- 
gebenenfalls zu welchem Preis ist etwa 
die Zustimmung der Sowjetunion zur 
Wiedervereinigung zu erreichen? Ge- 
fährden etwaig zu zahlende politische 
Preise als Gegenleistung zur Ermögli- 
chung der Ausübung des Selbstbe- 
stimmungsrechts der Deutschen fun- 
damentale Interessen des deutschen 
Volkes? 

Daß diese und viele andere Fragen 
als Probleme artikuliert und wenig- 
stens in Ansätzen diskutiert werden, 
ist positiv zu bewerten. Damit scheint 
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die Diskussion sich auf dem richtigen 
Gleis zu bewegen. In dieser Richtung 
kann und muß weitergedacht werden. 

Für emotional engagierte Deutsche 
ist die Wünschbarkeit der Vereinigung 
Deutschlands kein Problem, sondern 
eine bare Selbstverständlichkeit. Wir 
können jedoch die Augen nicht vor 
der Tatsache verschließen, daß schon 
in dieser Frage kein allgemeiner Kon- 
sens besteht. Gerade die Diskussion 
um Möglichkeiten, für die DDR eine 
Freiheit ä la Österreich zu erreichen, 
zeigt, daß der Zusammenhang von 
Einheit und Freiheit heute alles andere 
als selbstverständlich ist. Etwas schil- 
lernde Formeln wie »Freiheit geht vor 
Einheit« scheinen auf den ersten Blick 
nur eine Binsenwahrheit zu enthalten. 
Könnte sich aber dahinter nicht auch 
die Auffassung verbergen, daß die 
Freiheit der Westdeutschen wichtiger 
sei als die Einheit in Freiheit aller 
Deutschen? 

Bevor die Frage erörtert wird, ob 
eine Vereinigung Deutschlands mög- 
lich ist, scheint es mir noch wichtiger 
zu sein, die Frage der Notwendigkeit 
der deutschen Einheit zur Diskussion 
zu stellen. Es ist inzwischen eine kaum 
noch bestrittene Erkenntnis, daß das 
Selbstbestimmungsrecht der Deut- 
schen der zentrale Punkt der deut- 
schen Frage ist. Die Deutschen haben 
schließlich sich nicht selbst geteilt. In 
ihrer großen Mehrheit wünschen sie, 
wie Meinungsumfragen ergeben, die 
staatliche Einheit ihres Landes. Das 
Selbstbestimmungsrecht hat sich in- 
zwischen zu einem allseits anerkann- 
ten Teil des Völkerrechts entwickelt. 
Es wäre zumindest unklug, wenn 
nicht gar ein Fehler, auf diese interna- 
tional akzeptierte Begründung für das 
Einheitsstreben auch der Deutschen 
zu verzichten. Diese klare und für die 
Deutschen erfreuliche Rechtslage sagt 
aber noch nicht allzuviel über Chan- 
cen ihrer Durchsetzbarkeit in der poli- 
tischen Realität aus. Operative Wie- 
dervereinigungspolitik kann sich nicht 
damit begnügen, Rechtsstandpunkte 
aufrechtzuerhalten und die Gewäh- 
rung des Rechtes einzufordern. Sie 
muß auch die Rahmenbedingungen zu 
schaffen suchen, die es insbesonde- 
re der Sowjetunion gestatten kön- 
nen, das Selbstbestimmungsrecht der 
Deutschen und ihr Einheitsstreben zu 
akzeptierten. 

Veränderungen im Sinne von mehr 
Freiheit sind vorwiegend ein Problem 
der Deutschen in der DDR. Die West- 
deutschen befinden sich seit langem 
im Genuß der wichtigsten Freiheits- 
rechte. Was nun den Osten anbelangt. 



so haben sich viele politische Beob- 
achter in der Bundesrepublik in den 
letzten 15 Jahren der Illusion hingege- 
ben, die auf gute nachbarschaftliche 
Beziehungen zur DDR gerichtete Ent- 
spannungspolitik werde schon einer- 
seits zu einer Stabilisierung der poli- 
tischen Verhältnisse auch in der DDR 
und andererseits zu einer Entwicklung 
führen, die es den Menschen dort ge- 
stattet, mehr und mehr Freiheitsrechte 
zu erlangen, ohne daß die Verhältnis- 
se in Deutschland grundsätzlich ver- 
ändert werden müssen. Nicht zuletzt 
die Erkenntnisse der vergangenen Wo- 
chen und Monate haben jedoch ge- 
zeigt, daß diese Vorstellung der Reali- 
tät entbehrt. 




Sowjetchef Gorbatschow erfreut sich kei- 
nes besonderen Wohlwollens bei der SED- 
Führung 

Wir haben in der DDR eine Ent- 
wicklung zu verzeichnen, die durch 
folgende Punkte charakterisiert ist: 



1. Gorbatschow und seine Politik der 
Perestrojka erfreut sich bei der 
SED-Führung keines besonderen 
Wohlwollens. Der sowjetische Ge- 
neralsekretär ist jedoch in der 
DDR-Bevölkerung außerordent- 
lich populär. Wenn bei regimekriti- 
schen Demonstrationen »Gorba- 
tschow«-Rufe ertönen, so ist dies 
schon eine bemerkenswerte Neu- 
heit. 

2. In der DDR wächst offenbar die 
Zahl derer, insbesondere unter 
jüngeren Leuten, die das dortige 
System des realen Sozialismus für 
nicht reformierbar halten. Sie hof- 
fen nicht einmal auf Gorbatschow. 
Ob dessen Politik in der DDR Fol- 
gen hat, ist ihnen weitgehend egal. 
Sie ziehen aus der Misere des östli- 
chen Alltags für sich persönlich 
nur den einen Schluß, daß sie aus 
diesem Staat um fast jeden Preis 
heraus wollen. Der SED-Führung 
ist bislang offensichtlich kein 
Mittel eingefallen, diese Form der 
Staatsverdrossenheit, die sich 
durch Ausreiseanträge äußert, in 
den Griff zu bekommen. Weder 
Repression noch eine großzügigere 
Einstellung bei der Genehmigung 
von Besuchsreisen in den Westen 
Deutschlands haben die Zahl der 
Ausreiseanträge nennenswert sen- 
ken können. 

3. Systemkritische Mitarbeit inner- 
halb der DDR in Form von unab- 
hängigen Friedens- und Umwelt- 
schutzgruppen und die öffentlich- 
keitswirksamen Bemühungen von 
Ausreisewilligen bilden nach An- 
sicht der SED-Führung ein explo- 
sives Gemsich. Da nur noch die 
Kirchen einen gewissen Freiraum 
zur Artikulation solcher Unteres- 
sen bieten, sind auch sie mit diesen 
Problemen belastet. Kirchensyn- 
oden und evangelische Bischöfe 
haben sich in bemerkenswerter 
und zum Teil nicht akzeptabler 
Weise mit Lösungsvorschlägen an 
die Öffentlichkeit gewandt. Ich tei- 
le die Auffassung des SPD-Bun- 
destagsabgeordneten Schmude, 
daß auch die für uns nicht akzep- 
tablen Ausführungen etwa des Ber- 
lin-Brandenburgischen Bischofs 
Forck Ausdruck der Ratlosigkeit 
diesem Problem gegenüber und 
eine Art Hilferuf auch an den We- 
sten sind. Wir müssen in der Tat 
darüber nachdenken, welchen Bei- 
trag wir dazu leisten können, daß 
Menschen in der DDR bleiben 
wollen und bleiben können, die 
unter den dortigen Bedingungen 
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SED-Führung, Cast Gorbatschow: Die alte Riege steht den Veränderungen hilflos 
gegenüber 



sonst keine Perspektive für sich 

sehen. 

Es ist ja wahr, daß wir die DDR nicht 
entvölkern wollen, daß wir die Wie- 
dervereinigung unseres geteilten Vol- 
kes nicht dadurch herbeiführen wol- 
len, daß wir alle Menschen aus dem 
Osten hier im Westen aufnehmen. 
Aber es ist natürlich auch wahr, daß 
nicht wir die dortigen Zustände ge- 
schaffen haben, die einer wachsenden 
Zahl unter unseren Landsleuten das 
Leben offenbar unerträglich machen. 
Daran etwas ändern kann eigentlich 
nur die SED-Führung, die jedoch 
durch ihr schrankenloses Machtstre- 
ben an ebendieser Entscheidung ge- 
hindert wird. 

Ich meine, daß wir unter diesen 
Umständen nur dadurch ermutigend 
auf das kämpferische Beharrungsver- 
mögen der Menschen in der DDR ein- 
wirken können, daß wir immer wieder 
deutlich sichtbar den Status quo in 
Mitteleuropa in Frage stellen und eine 
aktive, auf die Überwindung der 
staatlichen Spaltung ausgerichtete Po- 
litik betreiben. Wenn Politiker und 
Publizisten im Westen über die Mas- 
senmedien unseren Landsleuten im 
Osten versichern, die Frage der deut- 
schen Einheit und damit die ihrer 
Freiheit sei eine Frage von Generatio- 
nen und nur in einem langandauern- 
den Prozeß zu realisieren, dann dür- 
fen sie sich nicht wundern, wenn die 
Menschen in der DDR daraus die 
Schlußfolgerung ziehen, daß sie per- 
sönlich so lange nicht warten können 
und daher die DDR so schnell wie 
möglich verlassen müssen. Nur deut- 
lich erkennbare aktive Phantasie und 
beharrliche konkrete Wiedervereini- 
gungspolitik sind imstande, den 
Fluchtdrang aus der DDR wenigstens 
zu mildern. Nur eine solche Politik 
vermag die Hoffnung zu erwecken, 
die es unseren Landsleuten ermög- 
licht, auch weiterhin mit den Schwie- 
rigkeiten des Alltags im realen Sozia- 
lismus fertigzuwerden. Da die Men- 
schen in der DDR keine politische 
Verhandlungsfähigkeit nennenswerter 
Art besitzen, können nur wir im We- 
sten ihnen den Eindruck vermitteln, 
daß der gegenwärtige Status nicht auf 
Dauer festgeschrieben ist, sondern so 
schnell wie möglich überwunden wer- 
den muß. 

Aber ist denn eine solche Politik 
überhaupt möglich? Sollte man sich 
nicht besser auf eine Politik der weite- 
ren Verbesserungen im Reiseverkehr 
oder im Umweltschutz konzentrieren, 
als den Utopien einer Überwindung 
der Spaltung Deutschlands und damit 



Europas nachzuhängen? Jeder Politi- 
ker, der sich pragmatisch geben will, 
weist auf unbestreitbare Erfolge der 
Vergangenheit hin und erklärt, es sei 
wichtiger, in diesem Sinn fortzufah- 
ren. Im Kern verbirgt sich dahinter ein 
psychologisches Problem, das man 
wie folgt beschreiben könnte: Wie 
kann ich mit der SED-Führung über 
konkrete Verbesserungen im Interesse 
der Menschen verhandeln, wenn ich 
gleichzeitig von der Führung im 
Kreml die Realisierung des Selbstbe- 
stimmungsrechts der Deutschen ein- 
fordere, wobei doch jedem klar ist, 
daß das Politbüro der SED dabei kei- 
ne Chance auf Machterhalt hätte? 
Kann es für die SED-Führung akzep- 
tabel sein, mit einem Partner zu ver- 
handeln, der gleichzeitig beim »Gro- 
ßen Bruder« im Kreml die Entmach- 
tung ebendieser SED-Führer betreibt? 

Die Frage macht einmal mehr deut- 
lich, daß man im Westen oft nicht im- 
stande ist, dialektisch zu denken, wie 
es östliche Politiker von früh auf ge- 
lernt haben. In Wahrheit ist das alles 
für die SED-Führer kein Problem, 
denn auch sie machen kein Hehl dar- 
aus, daß sie mit dem Westen einerseits 
kooperieren und ihn andererseits so 
schnell wie möglich als gesellschaftli- 
ches System beseitigen wollen. Sie wä- 
ren daher am wenigsten erstaunt, 
wenn sie feststellen müßten, daß ihre 
Gegner im Westen nach dem gleichen 
Prinzip verfahren. 

Die deutschlandpolitischen Diskus- 
sionen der vergangenen Wochen ha- 
ben auch die Kräfteverhältnisse deut- 
licher in das öffentliche Bewußtsein 



gehoben, die für die deutsche Frage 
von Relevanz sind. Die alte Erkennt- 
nis, daß der Schlüssel zur Wiederver- 
einigung in erster Linie in Moskau 
liegt, wird wieder stärker akzeptiert. 
Man ist nicht mehr bereit, Italien oder 
Luxemburg ein Vetorecht in bezug auf 
die deutsche Einheit einzuräumen. 
Nur: wenn die Sowjetunion der zen- 
trale Faktor bei einer Wiedervereini- 
gungspolitik ist, dann muß man sie 
und ihre Interessenlage doch wohl ver- 
nünftigerweise auch in den Mittel- 
punkt entsprechender Überlegungen 
rücken. 

Zur Zeit begnügt sich eine Analyse 
des sowjetischen Interesses im wesent- 
lichen mit der Frage, ob Gorbatschow 
nicht genug Probleme habe, als daß er 
sich auch noch durch das »Spielen der 
deutschen Karte« mit der deutschen 
Frage belasten sollte. Schon dieser 
Denkansatz scheint mir verfehlt zu 
sein. Er läßt außer acht, daß eine 
Weltmacht wie die Sowjetunion Mög- 
lichkeiten, die sich in einem zentralen 
Bereich ihrer Interessen — wie etwa 
Mitteleuropa — bieten, gar nicht ver- 
nachlässigen kann. Zum anderen ver- 
kennt er, daß wir nicht mehr oder 
weniger hoffnungsvoll auf sowjeti- 
sche Initiativen zur Lösung der deut- 
schen Frage warten dürfen, sondern 
daß wir selbst initiativ werden müs- 
sen. 

Aber hat nicht Gorbatschow deut- 
lich genug gesagt, daß für die Gegen- 
wart von zwei deutschen Staaten aus- 
zugehen sei und daß man das was in 
hundert Jahren sein werde, dem Lauf 
der Geschichte überlassen müsse? 
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Diese Äußerung des sowjetischen 
Parteiführers gegenüber dem Bundes- 
präsidenten, die inzwischen von den 
Propagandisten der Sowjetregierung 
immer wieder wiederholt wird, ist je- 
doch alles andere als ein Bekenntnis 
zu einer Politik des Bewahrens in Mit- 
teleuropa. Natürlich ist von der Exi- 
stenz der DDR und der Bundesrepu- 
blik auszugehen; das tun wir auch. 
Und was in hundert Jahren sein wird, 
das entscheidet nicht die Geschichte, 
wie Gorbatschow zu wissen vorgibt, 
sondern das entscheiden politisch 
handelnde Kräfte, nicht zuletzt im Po- 
litbüro der KPdSU. Mit ihnen muß 
man darüber sprechen, ob notwendige 
Entscheidungen nicht schon früher 
als nach hundert Jahren in Angriff ge- 
nommen werden können und müssen. 
Mit ihnen muß darüber gesprochen 
werden, ob das vielgerühmte gemein- 
same europäische Haus, das Gorbat- 
schow neuerdings ständig propagiert, 
wirklich auf der Basis der Teilung des 
Volkes im Zentrum Europas gebaut 
werden kann. Mit ihnen muß darüber 
gesprochen werden, ob die vom Kreml 
gewünschten freundschaftlichen Be- 
ziehungen zwischen den Völkern der 
Sowjetunion und dem westdeutschen 
Teilvolk tatsächlich geknüpft werden 
können, solange unseren Landsleuten 
in der DDR ein System aufgezwungen 
bleibt, dem sie zu großen Teilen ent- 



fliehen wollen. Mit der Führung im 
Kreml muß darüber gesprochen wer- 
den, ob die von ihr angestrebte kon- 
struktive Zusammenarbeit bei der 
Lösung ihrer zahlreichen wirtschaftli- 
chen Probleme wirklich auf der Basis 
der Teilung Deutschlands möglich ist, 
oder ob nicht die Beseitigung dieses 
Konfliktpotentials auch im sowjeti- 
schen Interesse liegt. Und nicht zu- 
letzt muß mit der sowjetischen Füh- 
rung auch über ihre verständlichen 
und elementaren Sicherheitsinteressen 
gesprochen werden. Gerade hier zeigt 
die Entwicklung der letzten Zeit, daß 
die Sowjetunion offenbar zu mehr 
Flexibilität gezwungen ist, nicht zu- 
letzt wohl auf Grund ihrer wirtschaft- 
lichen Probleme. Die Abrüstung im 
Mittelstreckenraketenbereich, die Ent- 
wicklung in Afghanistan, die wieder- 
holten Angebote, die Sowjetunion sei 
zum Abzug ihrer Truppen aus Ost- 
europa bereit, wenn auch die Ameri- 
kaner im Westen Europas ihre »Boys« 
nach Hause holten, zeigen mehr als 
deutlich, in welche Richtung Initiati- 
ven gestartet werden oder in Zukunft 
noch zu erwarten sind. Wir müssen 
uns auf diese Entwicklung einstellen 
und zugleich unsere nationalen Inter- 
essen in sie einbringen. Die herr- 
schaftssichernde Funktion der sowje- 
tischen Truppen etwa in der DDR darf 
dabei genausowenig übersehen wer- 



den wie die Tatsache, daß das westli- 
che Bündnis als Zweckbündnis konzi- 
piert war und nicht etwa einen zentra- 
len Faktor für die Zugehörigkeit ganz 
Deutschlands zur westlichen Werte- 
gemeinschaft darstellt. Es besteht 
durchaus die Möglichkeit, den sicher- 
heitspolitischen Status quo in Europa 
durch bessere Lösungen zu ersetzen, 
die auch das Interesse der Deutschen 
an der Realisierung ihres Selbstbe- 
stimmungsrechts berücksichtigen. 

Eine konstruktive Politik in Rich- 
tung Überwindung des Status quo in 
Mitteleuropa setzt eine intensive Zu- 
sammenarbeit von Außenpolitikern, 
Deutschlandpolitikern und Sicher- 
heitsexperten voraus. Sie muß vor al- 
len Dingen mit den drei Westmächten, 
die nach wie vor Rechte in bezug auf 
Deutschland als Ganzes — ebenso wie 
die Sowjetunion — innehaben und 
ausüben, abgestimmt und vorbereitet 
werden. 

Eine derartig ausgerichtete Politik 
braucht sich nicht auf kommende Ge- 
nerationen und kommende Jahrhun- 
derte vertrösten zu lassen. In einer 
Welt, in der stets alles im Fluß ist, gibt 
es eine Fülle von Chancen auch für 
die Gestaltung der Zukunft Deutsch- 
lands. Es ist unsere Aufgabe, sie zu 
nutzen. 




Traudbert Erbe: 
»Mann über den 
Wolken von 
Ost -Berlin«, 
öl (1973) 
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Kein Wort des Hasses 

Professor Viktor Frankl, KZ-Häftling, Begründer der Existenzanalyse und der 
Logotherapie, Autor von rund 30 Büchern, die in einer Auflage von mehr als 
20 Millionen erschienen sind, hielt anläßlich der Gedenkfeier zum 13. März 1938 
am Wiener Rathausp/atz eine Rede, wir selbst veröffentlicht Auszüge daraus. 



Ich hofTe auf Ihr Verständnis, wenn 
ich Sic jetzt bitten muß, zu dieser 
Stunde des Gedenkens gemeinsam mit 
mir zu gedenken: meines Vaters, der 
im Lager Theresienstadt zugrunde ge- 
gangen ist; meines Bruders, der im 
Lager Auschwitz umgekommen ist; 
meiner Mutter, die im selben Lager in 
der Gaskammer ums Leben gekom- 
men ist; und meiner ersten Frau, die 
im Lager Bergen-Belsen ihr junges Le- 
ben hat lassen müssen. Ich bitte Sie 
aber darum, von mir nicht auch nur 
ein einziges Wort des Hasses zu erwar- 
len. Wen sollte ich auch hassen? Ich 
kannte ja nur die Opfer. Aber ich ken- 
ne nicht die Täter, zumindest kenne 
ich die Täter nicht persönlich. Und je- 
manden nicht persönlich, sondern 
kollektiv schuldig zu sprechen, lehne 
ich strikt ab. Es gibt keine Kollektiv- 
schuld. Und glauben Sie mir, ich sage 
das nicht erst heute, sondern ich habe 
das vom ersten Tag an gesagt, an dem 
ich aus meinem letzten Konzentra- 
tionslager befreit wurde. Ich glaube, 
die Männer und Frauen aus Öster- 
reich, die heute zwischen null und 
fünfzig Jahre alt sind, kollektiv schul- 
dig zu sprechen, ist ein Verbrechen 
und ist ein Wahnsinn. Lassen Sie es 
mich psychiatrisch formulieren: Es 
wäre ein Verbrechen, wenn es nicht ein 
Fall von Wahnsinn wäre. Und dazu 
noch ein Rückfall in die nationalso- 
zialistische Ideologie der Sippenhaf- 
tung. Ich glaube mir ziemlich sicher 
zu sein, daß die Opfer ehemaliger kol- 
lektiver Verfolgung die ersten sein 
sollten und sein werden, die mir da zu- 
stimmen. Es wäre denn, sie hätten es 
darauf angelegt, die Jugend von heute 
den alten Nazis oder den Neonazis in 
die Arme zu treiben. 

Lassen Sie mich bitte für einen Mo- 
ment noch auf meine Befreiung zu- 
rückkommen: Ich bin im ersten mög- 
lichen Transport nach Wien zurück- 
gekehrt, zusammengepfercht mit ein 
paar anderen Wienern, darunter Frau 
Rosa Jochmann, in einem Lkw am 
15. August 1945. Seither wurde ich 
63mal nach Amerika berufen, von 
Universitäten und so weiter. Und je- 
des Mal von diesen 63 Malen bin ich 
zurückgekehrt nach Österreich. Nicht 
weil mich die Österreicher gar so ge- 
liebt hätten, aber weil ich Österreich 
geliebt habe. Liebe beruht — wie wir 
ja wissen — nicht immer auf Gegen- 
seitigkeit. Wann immer ich aber in 
Amerika war, fragten mich die Ameri- 
kaner: »Sagen Sie, Herr Frankl, war- 
um sind Sie denn nicht schon vor dem 
Krieg zu uns gekommen?« Ich mußte 



denen erklären: »Ich habe Jahre hin- 
durch auf ein Einreisevisum nach 
Amerika warten müssen.« Und wie es 
dann endlich so weit war, dann war’s 
auch schon zu spät, denn ich hab's 
einfach nicht über mich gebracht, mit- 
ten im Krieg meine alten Eltern allein 
in Wien zurückzulassen und ihrem 
Schicksal unter den Nationalsoziali- 
sten zu überlassen. Es war mir näher, 
daß ich dieses Schicksasl zu teilen vor- 
gezogen habe. Und da sagen die Ame- 
rikaner: »Gut und schön, aber warum 
sind Sie nicht wenigstens gleich nach 
dem Krieg zu uns nach Amerika ge- 
kommen? Warum sind Sie nach Wien 
zurück? Haben Ihnen die Wiener zu 
wenig angetan? Ihnen und den Ih- 
ren?« Und dann sag’ ich den Ameri- 
kanern: »Schauen Sie, in Wien, da 
hat’s zum Beispiel eine katholische 
Baronin gegeben, nebenbei die Ent- 
deckerin und Förderin des großen Ar- 
beiterdichters Alfons Petzold, und die 
hat eine Cousine von mir den ganzen 
Krieg hindurch in ihrer Wohnung als 
U-Boot versteckt gehalten und ihr so 
das Leben gerettet. Und als Gegen- 
stück ein anderes Beispiel: Da gab’s 
einen sozialistischen Rechtsanwalt in 
Wien, der hat, wann immer er nur 
konnte, ebenfalls sich selbst gefähr- 
dend, mir Lebensmittel zugesteckt. 
Wissen Sie, wer das war? Das war der 
Bruno Pittermann.« Und dann frag’ 
ich die Amerikaner: »Jetzt sagen Sie 
mir einmal, warum hätte ich in eine 
Stadt, in der es solche Menschen gibt, 
nicht zurückkehren sollen?« 

Ich weiß ganz genau, was Sie mir 
Vorhalten werden: »Herr Frankl, das 
sind doch Ausnahmen von der Regel 
gewesen! In der Regel waren die Leute 
ja Opportunisten, Widerstand hätten 
sie leisten müssen.« Und ich muß Ih- 
nen recht geben. Aber bitte bedenken 
Sie doch eines: Widerstand setzt doch 
allemal Heroismus voraus. Und He- 
roismus kann man eigentlich nur von 
einem einzigen Menschen verlangen: 
und das ist man selbst! Denjenigen, 
die sagen, man hält’ sich lieber ein- 
sperren lassen sollen, bevor man 
Kompromisse eingeht oder sich mit 
den Nazis arrangiert, denen antworte 
ich: Vollkommen richtig, aber eigent- 
lich darf das nur jemand sagen, der 
für seine eigene Person unter Beweis 
gestellt hat, daß er es vorgezogen hat, 
sich in ein KZ stecken zu lassen, an- 
statt irgendwie sich selbst und seinen 
Überzeugungen untreu zu werden. 
Wie soll denn die junge Generation 
das verstehen können? Wie damals 
die Leute zittern mußten, bangen 



mußten um ihre Freiheit, um ihr Le- 
ben, um das Schicksal ihrer Familien, 
für die sie ja irgendwie Verantwortung 
getragen haben. Das alles muß man 
bedenken. Aber um so mehr müssen 
wir die Menschen bewundern, die 
den Mut gehabt haben, sich unter Le- 
bensgefahr der Widerstandsbewegung 
anzuschließen, so wie mein bester 
Freund, der wegen Wehrmachtszerset- 
zung zum Tod verurteilt wurde und 
dessen junges Leben unter dem Fall- 
beil geendet hat. 

Der Nationalsozialismus hat den 
Rassenwahn aufgebracht. Aber wenn 
ich Ihnen verraten darf, wie ich dar- 
über denke, dann lautet meine Ant- 
wort so: Es gibt eigentlich nur zwei 
Menschenrassen, und das ist die Rasse 
der anständigen Menschen und die 
Rasse der unanständigen Menschen. 
Die Rassentrennung geht quer hin- 
durch durch alle Nationen. Und in- 
nerhalb jeder Nation quer hindurch 
durch alle Parteien und alle Gruppie- 
rungen sonstiger Art. Auch in den 
Konzentrationslagern ist man hie und 
da sogar unter der SS auf den einen 
oder anderen halbwegs anständigen 
Kerl gestoßen, genauso wie umge- 
kehrt auf so manchen Falotten unter 
den Häftlingen. 

Die anständigen Menschen waren 
immer eine Minorität und werden, 
glaube ich, immer eine bleiben. Aber 
die Gefahr liegt ja anderswo. Die Ge- 
fahr liegt dort, wo ein Regime, wo ein 
politisches System die unanständigen 
Kerle an die Oberfläche schwemmt 
und dafür sorgt, daß die negative Aus- 
lese einer Nation ans Ruder kommt. 
Das ist die eigentliche Gefahr. Aber 
davor, meine Damen und Herren, ist 
keine einzige Nation gefeit. In diesem 
Sinne wage ich die Behauptung, daß 
grundsätzlich jede Nation holocaust- 
fähig ist. 

Was sind die politischen Konse- 
quenzen, die wir aus alldem ziehen 
dürfen? Es gibt meines Erachtens nur 
zwei Typen von Politikern: Die einen, 
das sind diejenigen, die glauben, der 
Zweck heiligt die Mittel, jedes Mit- 
tel, ein terroristisches eingeschlossen; 
während die anderen Politiker sich 
sehr wohl dessen bewußt bleiben, daß 
es Mittel gibt, die selbst den heiligsten 
Zweck zu entweihen vermöchten. Und 
dieser Typus von Politikern ist es, dem 
ich es auch zutraue, daß er aus all dem 
Lärm um diese Märztage heraushört 
die Stimme der Vernunft. Und heraus- 
hört die Forderung dieses Gedenkta- 
ges. Und die kann nur lauten: daß 
alle, die guten Willens sind, endlich 
einmal die Hände einander entgegen- 
strecken über alle Gräber und alle 
Gräben hinweg. 
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Werner Olles 



Deutschland — ein Schauermärchen 



Von Zeit zu Zeit ist es notwendig, mit 
brutaler Offenheit Dinge auszuspre- 
chen, die sonst in eingeweihten Krei- 
sen nur hinter vorgehaltener Hand 
geflüstert werden oder bestenfalls in 
den national-konservativen Salons als 
Realsatire kursieren. Erstens: Die 
Christlich-Demokratische Union wur- 
de eigens zum Zwecke der Verhinde- 
rung der deutschen Einheit gegrün- 
det. Zweitens: Die Bundesrepublik 
Deutschland (BRD) ist bis heute eine 
einzige, ununterbrochene Veranstal- 
tung gegen die deutsche Nation. 

Nun mag es ehrliche Patrioten ge- 
ben, die dies nicht ganz so zu sehen 
vermögen. Aber es bleibt die Tatsache 
bestehen, daß der Gedanke der Wie- 
dervereinigung Deutschlands mit der 
Anerkennung der Fremdherrschaft 
und der seit dreiundvierzig Jahren be- 
stehenden militärischen Besatzung 
nicht zu vereinbaren ist. Und solange 
die Nation geteilt ist, ist auch West- 
deutschland — wie Bernard Willms 
in »Sieben nationale Imperative « 
schreibt — »ein Land ohne Souveräni- 
tät«. Jede Anerkennung der Teilung 
bedeutet natürlich auch Selbstaufgabe 
im Kampf um die nationale Identi- 
tät. Die territoriale Wiederherstellung 
Deutschlands, d.h. also die Vollen- 
dung des Nationalstaates — und 
welch anderes Ziel könnte eine aktive, 
operative Deutschlandpolitik denn 
sonst haben? — ist gewiß nur mit Ge- 
duld und Augenmaß zu erreichen und 
Stück für Stück den Siegermächten 
abzuringen. Leerformeln wie »Die 
Wiedervereinigung steht nicht auf der 
Tagesordnung der Weltpolitik « oder 
»Nur in einem vereinten, freien Europa 
wird mit der Zustimmung aller Nach- 
barn und Verbündeten irgendwann 
eine Neuvereinigung Deutschlands 
vielleicht möglich sein«, wie sie gerade 
in den letzten Monaten und Jahren 
immer häufiger von führenden Politi- 
kern des CDU-Establishments zu hö- 
ren waren, sind ein Schlag gegen das 
ja im Grundgesetz verankerte Selbst- 
bestimmungsrecht aller Deutschen. 

Wer allein über menschliche Er- 
leichterungen im Reiseverkehr u.ä. 
verhandeln will — so wichtig das im 
einzelnen auch immer sein mag — , 
hat weder vom historischen Befehl des 
nationalen Imperativs noch vom kon- 
tinentalen Denken in geopolitischen 
Großräumen etwas verstanden. 

Wer ständig nur von den »Ängsten« 



und »Sorgen« angeblicher »Freunde« 
vor den nationalpolitischen Bestre- 
bungen der Deutschen warnt, dem 
muß dann allerdings mit der gebote- 
nen Schärfe entgegengehalten werden, 
daß alle — ob Nachbarn oder Verbün- 
dete — , die das Selbstbestimmungs- 
recht des deutschen Volkes und die 
Wiedervereinigung in irgendeiner 
Weise zur Disposition stellen, eben 
keine »Freunde« Deutschlands sind. 

Und wer schließlich glaubt, ein neu- 
vereinigtes Deutschland sei nur unter 
westlich-liberalistischen Vorzeichen 
möglich oder gar wünschbar, lügt sich 
und anderen etwas vor. 




Bernd Schaudinnus : »Eine deutsche Epi- 
sode«, Modell. Holz / Ton (1976) 

Natürlich müssen die Deutschen, 
wollen sie den Schlüssel zur Wieder- 
vereinigung endlich in die Hand be- 
kommen, auch und in erster Linie mit 
den Russen »ins Bett«. Und selbst 
»Gorbi«, der deutschen Medien jüng- 
stes Lieblingskind, wird auf einem 
neutralistischen deutschen National- 
staat bestehen müssen, will er nicht 
als Zerstörer des sowjetischen Macht- 
imperiums rühmlos in die Geschichte 
eingehen. 

Die deutsche Frage ist also nicht 
nur sperrangelweit offen; vielmehr 
lechzt sie geradezu nach einer Lösung, 
die den Interessen des deutschen Vol- 
kes in allen Teilstaaten gerecht wird. 
Die einzige Antwort auf diese ungelö- 
ste Frage kann nur heißen: deutsche 
Einheit. Alles andere wäre nicht nur 
für unser Volk unakzeptabel, sondern 



es wäre vor allem auch ein Verrat am 
unbeirrbaren Patriotismus eines Kurt 
Schumacher, der immer vor einer zu 
raschen und unbedingten Integra- 
tion Westdeutschlands in den west- 
europäisch-nordamerikanischen Wirt- 
schafts- und Militärverbund gewarnt 
hatte. Schumachers Vorstellung vom 
Nationalstaat, zu dem er sich unum- 
wunden und mit oft mißverstandener 
Leidenschaft bekannte, entsprach sei- 
ner Ansicht, daß die Wiederherstel- 
lung Deutschlands in den Grenzen 
von 1937 eine demokratische, natio- 
nale und ökonomische Notwendigkeit 
sei. Diese nationale Haltung des So- 
zialdemokraten Schumacher, der 
noch für ein Gesamtdeutschland 
kämpfte, als die bürgerlich-konserva- 
tive Seite bereits den Weststaat einzu- 
richten begann, ist zurückzuführen 
auf das im Gegensatz zum indivi- 
dualistischen Emanzipationsideal des 
Karl Marx stehende Staatsideal Ferdi- 
nand Lassalles. Schumacher war Las- 
salleaner durch und durch, sein 
Kampf um die nationale Einheit 
geprägt von einem demokratischen 
Patriotismus: »Das deutsche Volk 
braucht ein neues nationales Selbstbe- 
wußtsein gleichfern von dem frevelhaf- 
ten Übermut der Vergangenheit und 
der heute so weitverbreiteten Neigung, 
jedem fremden Einßuß sofort nachzu- 
geben.« Für ihn stand fest, daß die 
Einheit Europas nur mit der Sowjet- 
union zu machen sei, aber Europa 
und Deutschland russisch nicht mög- 
lich seien. 

Heute, wo die Ideologien in Ost 
und West Zusammenstürzen, die Völ- 
ker und Staaten weltweit nach fast den 
gleichen Prinzipien verwaltet werden, 
ist die deutsche Frage nach wie vor 
ungelöst. Wenn jedoch in der deut- 
schen Politik der Wille vorhanden wä- 
re, sich mit aller Kraft für eine Lösung 
einzusetzen, dann — und nur dann — 
könnte hier schon etwas in Bewegung 
geraten. Aber damit wären wir wieder 
am Anfang der Geschichte und dieses 
Artikels. 
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Wolfgang Nieblich, »Biografische Tafeln« 80x180, Mischtechnik, 1981 






Jens Jessen 



Kampf der Geldsacke und der Schatztruhen. Pieter Bruegel der Ältere. Kupferstich (1567). 



Deutschland und seine Nachbarn 



Gehört die deutsche Geschichte uns? 

Stürmer: »Die deutsche Frage hat den 
Deutschen, anders als den Briten ihre 
Insel und den Franzosen ihr Hexagon, 
nie allein gehört.« Bundespräsident 
Weizsäcker hat diese These aufgegrif- 
fen und sogar verstärkt: »Die deutsche 
Geschichte hat noch nie den Deut- 
schen allein gehört.« 

Der Weg zu einem Zentralstaat wur- 
de in der Mitte Europas — trotz religi- 
öser Spaltung — schon im 16. und 17. 
Jahrhundert beschritten, und zwar im 
Rahmen der Debatten um die Türken- 
abwehr. Trotz des weiterschwelenden 



Konfessionsstreites bewilligten die 
protestantischen und katholischen 
Stände die Türkensteuerforderungen 
des Reiches, achteten gleichzeitig je- 
doch peinlich darauf, daß die Mittel 
zur Verteidigung des Reiches und 
nicht füi Eroberungen des Kaisers zur 
Mehrung der habsburgischen Haus- 
macht verwandt wurden. Zu dieser 
Zeit entstand der Reichspatriotismus, 
und die Deutschen begannen das 
Reich ihr »Vaterland« zu nennen. Die 
»deutsche Frage« wurde damit schon 
lange vor 1618 zum Eigentum der 
Deutschen. 



1648 wurde das Reich in 300 souve- 
räne Staaten zerbrochen, und der 
Große Kurfürst von Brandenburg 
klagte 1658 in einer Denkschrift: 
»Ehrlicher Teutscher, dein liebes Vater- 
land war leider bei den letzten Kriegen 
unter dem Vorwand der Religion und 
Freiheit gar jämmerlich zugerichtet 
und an Mark und Beinen deromaßen 
ausgesogen, daß von einem so herrli- 
chen corpore schier nichts übrig ge- 
blieben als das bloße Skeleton.« 

Das Konzept der Signatarmächte 
des Westfälischen Friedens von 1648 
war die Ruhe für Mitteleuropa durch 



die Europäisierung der »deutschen 
Frage«. Das Ergebnis waren drei mör- 
derische Kriege und die Entstehung 
des preußisch-österreichischen Dua- 
lismus. Aber auch 1815 wurde auf das 
alte Rezept zurückgegriffen. Man hat- 
te nichts dazugelernt: Man restaurier- 
te die Zersplitterung. Die Ruhe war 
dadurch nicht gewährleistet. Macht- 
gleichgewichtsänderungen wurden 
kompensiert durch Bündnisse außer- 
deutscher Staaten mit Gliedstaaten 
des Deutschen Bundes. Die Europäi- 
sierung der deutschen Frage seit 1648 
und nach 1815 und das Mitsprache- 
recht der europäischen Mächte am 
deutschen Eigentum haben weder 
dem Frieden noch der Ruhe gedient. 

US und SU als Friedensstifter 

Bis heute beruhen trügerische Ruhe 
und labiler Frieden in Mitteleuropa 



nicht mehr auf einem Vertrag der 
europäischen Mächte, dessen Grund- 
lage die Zerschlagung Deutschlands 
ist wie in Münster 1648 und in Wien 
1815, sondern auf dem Gleichgewicht 
der beiden Supermächte USA und 
UdSSR durch nukleare Abschrek- 
kung. Der Abbau dieser nuklearen 
Abschreckung aber führt zu erhebli- 
chen Zweifeln an der Friedensgarantie 
in den unter der Pax Americana le- 
benden westeuropäischen Völkern. 
Noch mehr muß das für die Deut- 
schen in West- und Mitteldeutschland 
gelten, die nach der Doppel-Null- 
Lösung als nukleare Abschreckung 
durch die Schutzmacht USA und die 
Schutzmacht UdSSR nur noch die 
Kurzstreckenwaffen auf ihrem Territo- 
rium stationiert haben werden, ein- 
schließlich chemischer und bakterio- 
logischer Waffen. Gesamtdeutschland 
ist damit zur Brandmauer für Sowjets 
und Westmächte degeneriert. West- 
deutschland als begrenzt handlungs- 
fähiger Teil der beiden Staaten in 
Deutschland muß deshalb endlich das 
Eigentumsrecht an der deutschen Fra- 
ge anmelden, damit nicht Gesamt- 
deutschland als vorgelagertes Ge- 
fechtsfeld bei Mißverständnissen be- 
nutzt wird. 

Es geht um Mitteleuropa 

Um so erstaunlicher war die Rede von 
Bundeskanzler Kohl, die er aus Anlaß 
der Feier zum 200. Geburtstag von Jo- 
seph von Eichendorff auf einer Veran- 
staltung des BdV in Bonn gehalten 
hat. Die Kulturnation, die als eine ge- 
schichtliche Wirklichkeit von erhebli- 
cher politischer Bedeutung gerade für 
uns Deutsche anzusehen sei, sei zwar 
nicht die einzige, aber doch eine be- 
sonders starke Klammer, die unser ge- 
teiltes Volk zusammenhält. Das Nach- 
denken über die Kulturnation führe zu 
der Erkenntnis, daß Vielfalt einen 
Grundzug deutscher Kultur ausma- 
che. Sie sei im Austausch mit den 
Nachbarn im Osten und im Westen 
gewachsen. Kohl folgerte: »Von hier 
aus ist es freilich nicht mehr weit bis zu 
der für manchen verführerischen Idee 
von der Rolle Deutschlands als neutra- 
ler Mittlernation zwischen Ost und 
West.« Solchen Überlegungen müsse 
eine klare Absage erteilt werden. Und 
dann wird die Katze aus dem Sack ge- 
lassen: Wer den Begriff Mitteleuropa 
als Kulturraum belebe, um mit dieser 
politischen Vision die Teilung Euro- 
pas zu überwinden und den Polen, 
Tschechen, Slowaken und Ungarn den 
Weg in die Freiheit und Selbstbestim- 
mung zu ebnen, schaffe eine gefährli- 
che Sprengladung gegen die politi- 



sche Integration des Europas der Frei- 
heit. Unumwunden wird damit ge- 
sagt, daß nur das vereinigte West- 
europa Ziel der politischen Anstren- 
gungen ist und die durch Ideologien 
geschaffenen Grenzen durch Europa 
erhalten und nach Möglichkeit gefe- 
stigt werden sollen. Das aber ist schon 
die konkrete »neue« Politik der Grü- 
nen und vieler Sozialdemokraten. Der 
Entwurf eines Kommissionspapiers 
zur Deutschland-, Außen- und Sicher- 
heitspolitik vom Anfang dieses Jahres 
war kein Versehen. Die erzwungenen 
Änderungen des Papiers bedeuten 
nur, daß Zeit gewonnen werden soll. 

Status quo als Staatsziel 

Das jahrelange Wegsehen der Regie- 
rungspartei von Deutschland und die 
Fixierung auf den Status quo als an- 
genehmem Ruheplatz und Ausgangs- 
punkt für das vereinte Westeuropa hat 
Konsequenzen. An Deutschland zu 
denken hat nach dieser politischen 
Grundtendenz in erster Linie zu be- 
deuten, »Menschlichkeit« einzufor- 
dern wie für die fernsten Gegenden 
der bewohnten Welt. Der Rest ist Sub- 
sumierung der Deutschlandpolitik un- 
ter die Europapolitik. Und daran hat 
sich auch nach der Änderung des 
Kommissionspapiers — wie die Worte 
des Bundeskanzlers zeigen — nichts 
geändert. 

Je gröber jemand sagt, daß die 
Überwindung der deutschen Teilung 
gegenwärtig nicht auf der Tagesord- 
nung steht, desto kräftiger nickt bis- 
her die Regierung mit dem Kopf. Von 
Jahr zu Jahr ist immer mehr »Prag- 
matismus« angesagt: Hergabe von po- 
litischer Hartwährung für menschen- 
rechtliche Weichwährung, Großzügig- 
keit in Status-Angelegenheiten ein- 
schließlich des Berlin-Status oder 
auch Kontakte mit Pseudo-Volksver- 
tretern der DDR. Man war käuflich 
und will es weiter sein. Der Weg ist 
vorgezeichnet: Eine Weile wurde von 
der führenden Regierungspartei noch 
Deutschland-Rhetorik gepflegt, da- 
nach noch geduldet. Das Kommis- 
sionspapier zeigte, daß man ihrer jetzt 
überdrüssig ist. Die Partei ist — wie 
Reden von Ministerin Wilms deutlich 
machen — auf dem besten Weg, die 
Präambel des Grundgesetzes zu einem 
unanständigen Text zu erklären, wie es 
der flinke Ministerpräsident von Ba- 
den-Württemberg schon mit der ersten 
Strophe des Deutschlandliedes ge- 
macht hat. 

Deutsche Frage aktuell — im Ausland 

In der FAZ hieß es am 16.2.1988 in 
einem Leitartikel, daß sich die Blicke 
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von vielen Seiten immer mehr auf die 
deutsche Trennungslinie richten, die 
CDU es aber nicht merkt; daß sie ins- 
besondere nicht die Verwirrung regi- 
striert, die so einfältige Vorträge der 
Bundesministerin für innerdeutsche 
Beziehungen hervorrufen wie der in 
Paris im Januar dieses Jahres: » Der 
Nationalstaat um seiner selbst willen, 
das ist weder Auftrag des Grundgeset- 
zes, noch entspricht dies unserem poli- 
tischen Bewußtsein« oder: »Unser Ver- 
hältnis zur DDR ist von der Absicht 
bestimmt, den Zusammenhalt der Na- 
tion zu sichern, die Folgen der Teilung 
für die Menschen zu mildern und da- 
durch ein Stück Befriedung in Europa 
herbeizuführen « oder noch verwirren- 
der: »Das schließt für uns Lösungen 
der deutschen Frage im Alleingang 
oder gegen den Willen unserer Nach- 
barn aus. Da die deutsche Frage in un- 
seren Augen primär eine Frage der 
Selbstbestimmung ist, betrachten wir 
den territorialen Aspekt als nachge- 
ordnet .« Was immer das auch heißen 
mag — nicht nur in Paris mußten auf- 
grund solcher Reden und solcher Pro- 
grammentwürfe Irritationen über die 
deutschlandpolitischen Ziele der Bun- 
desregierung aufkommen. Mit der 
Unterstellung von Frau Wilms, die 
Lösung der deutschen Frage könne die 
eigene Freiheit oder die anderer ko- 
sten, hat sie den Vogel entgültig abge- 
schossen. 

Karl Feldmayer fand das in der FAZ 
vom 29.1.1988 wohl zu recht eine be- 
fremdliche Befürchtung; schließlich 
legitimiert sich der Nationalstaat, in- 
dem er seinen Bürgern die Freiheit ge- 
währleistet. Die deutsche Frage aber 
besteht eben gerade darin, daß nicht 
alle deutschen Staatsbürger diese Frei- 
heiten haben. Feldmayer: »Einern 
knappen Viertel der Deutschen — 17 
Millionen — ist die Ausübung der po- 
litischen Selbstbestimmung ebenso wie 
die der individuellen Grundfreiheiten 
verwehrt. Dies aber ist die unmittelba- 
re Folge davon, daß es den von Frau 
Wilms so beargwöhnten Nationalstaat 
der Deutschen nicht gibt. Weil nicht 
die ganze deutsche Nation frei ist, gibt 
es keinen Nationalstaat — und weil es 
keinen Nationalstaat gibt, ist nicht die 
ganze Nation frei. Die Freiheit wird 
nicht durch das Einheitsstreben ge- 
fährdet, sondern umgekehrt: Die Frei- 
heit kann nur deshalb unterdrückt und 
verweigert werden, weil es den Natio- 
nalstaat nicht gibt.« 

Deutsche Einheit durch EG-Ausbau? 

ln dieselbe Richtung zielt die Argu- 
mentation des deutschlandpolitischen 
Sprechers der CDU/CSU-Fraktion im 
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Franz Schönhuber 

Kein Mut zu neuen Wegen 

Gebeten, mich mit den deutschland- vermisse aber bei der CDU/CSU den 
politischen Vorstellungen der CDU grundsätzlichen Willen zur Problem- 
auseinanderzusetzen, stehe ich lösung; ich vermisse (wenn man vom 
gleich vor einer Grundsatzfrage: Hat Friedmann-Vorstoß einmal absieht) 
die CDU überhaupt deutsch- konstruktive Denkanstöße und den 
landpolitische Vorstellungen? Mut, neue Wege zu gehen. 

Die vorliegenden Beschlüsse und Gerechtigkeitshalber muß hinzu- 
Aussagen unterscheiden sich inhalt- gefügt werden, daß die SPD nicht 
lieh in nichts von den Sonntagsreden einmal mehr Lippenbekenntnisse für 
der fünfziger und sechziger Jahre. Deutschland erübrigt. Schlimmer 
Man bekennt sich, weil es ja nichts noch: sie bekämpft die Wiederver- 
kostet, zur Wiedervereinigung, ohne einigung. SPD-MdB Peter Glotz 
zu sagen, in welchen Grenzen und meinte dieser Tage in München, man 
mit welchen Mitteln diese Wieder- solle der Idee des Nationalstaats enl- 
vereinigung stattfinden könnte. sagen, denn dieser bringe »nur Mord 

Neuerdings durchgeistert das Zau- und Totschlag«. Die Geschichte lehrt 
berwort »Europa« die Diskussion, jedoch, daß Mord und Totschlag vor 
ln einem vereinigten Europa, so ließ allem dann entstehen, wenn man 
kürzlich der CDU/CSU-Fraktions- Menschen und Völker um ihr gutes 
Vorsitzende Dregger verlauten, stel- Recht zu betrügen versucht. Wir 
le sich die deutsche Frage nicht Deutschen haben ein Recht auf Ein- 
mehr. heit und Freiheit. Die Bundesre- 

Angesichts solcher Weisheiten gierung muß es so oft wie möglich 
kann man nur schmunzeln. Wie wol- und mit allem Nachdruck einklagen 
len Politiker, die vor der Wiederver- — in Moskau ebenso wie in Wa- 
einigung ihres eigenen Landes und shington. 

Volkes kapitulieren, eigentlich einen Die Union — und sie ist die Regie- 
ganzen Kontinent einigen, dessen wi- rungspartei — unternimmt nichts, 
dersprüchliche Vielfalt hier nicht veranlaßt nichts. Sie hat deutsch- 
dargelegt zu werden braucht? Oder landpolitisch abgedankt. Dabei bö- 
meint man nur das Rumpfeuropa ten die jüngsten Entwicklungen in 
der EG? Damit läßt sich die deut- der Sowjetunion guten Anlaß, das 
sehe Spaltung nicht überwinden, Friedensproblem mit der deutschen 
sondern nur vertiefen. Frage sinnvoll zu verknüpfen. Hier- 

Gewiß gibt es keine Patentrezepte zu ist allerdings weniger atlantisches 
zur Herstellung der deutschen Ein- als vielmehr deutsches Denken erfor- 
heit in freier Selbstbestimmung. Ich derlich. 
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Bundestag, Eduard Lintner, der laut 
FAZ vom 8.6.1988 die Bundesregie- 
rung aufgefordert hat, zu erläutern, 
wodurch der Prozeß der europäischen 
Einigung geeignet sein soll, das Ziel 
der deutschen Einheit zu erreichen. 
Lintner: »Schließlich hat die Bundes- 
regierung vom Grundgesetz und vom 
Bundesverfassungsgericht den Auf- 
trag, die deutsche Einheit aktiv anzu- 
streben, und nicht etwa nur den, sie 
nicht unmöglich zu machen. Auch 
darf das Streben nach mehr Einheit in 
Europa nicht bedeuten, daß damit von 
vorneherein auf jede denkbare natio- 
nalstaatliche Wiedervereinigung ver- 
zichtet werden müßte. Dies ist schon 
deshalb inakzeptabel, weil die Natio- 
nalstaaten noch für lange Zeit die na- 
türlichen Bausteine Europas sein wer- 
den, auch wenn die Nationalstaaten 
Europas — was erwünscht ist — von- 
einander und von der Zusammenarbeit 
untereinander immer abhängiger wer- 
den.« 

Mit seiner Forderung, auch verant- 
wortbare Möglichkeiten zu einer na- 
tionalstaatlichen W iedervereinigung 
zu suchen und zu nutzen, hat Lintner 
deutlich andere Akzente gesetzt, als es 
Frau Wilms am 6. Juni in einem Sym- 
posium in Brüssel getan hatte. Dort 
hat sie sich ganz eindeutig wieder da- 
zu bekannt, daß eine Einheit Deutsch- 
lands, die nicht mit der gleichzeiti- 
gen Herstellung der Einheit aller 
Staaten Europas verbunden ist, nicht 
in Betracht komme. Die deutsche Tei- 
lung könne nur im Zuge eines Prozes- 
ses aufgehoben werden, bei dem er 
östliche Teil des Kontinents Anschluß 
an die »fundamentale neue histori- 
sche Phase« Westeuropas finde. Frau 
Wilms hat in keiner Passage ihrer Re- 
de auch nur eine Andeutung gemacht, 
welchen Grund die UdSSR haben soll- 
te, den mittel- und osteuropäischen 
Staaten die Möglichkeit zu geben, sich 
der EG anzuschließen bzw. ihnen das 
Selbstbestimmungsrecht einzuräu- 
men. Nicht umsonst trat Prof. Seiffert 
dieser absoluten Verknüpfung europä- 
ischer und deutscher Einigung entge- 
gen. Für den früheren Honecker-Be- 
rater darf europäische Integrations- 
politik von der Bundesregierung nur 
so veranstaltet werden, daß die Aus- 
übung des Selbstbestimmungsrechtes 
der Deutschen nicht gefährdet wird. 

Separatismus wieder politikfähig 

Interessant und ein Grund für die 
Aufkündigung der Geschäftsgrundla- 
ge für die Politik Westdeutschlands 
war die Zustimmung des US-Vizebot- 
schafters bei der NATO in Brüssel, 
John Kornblum, zu der Ansicht des 



Chefredakteurs des »Rheinischen 
Merkur«, Thomas Kielinger, der 
eigentliche Skandal sei weniger die 
deutsche Teilung als die Verweigerung 
der Menschenrechte in halb Europa, 
und die Deutschen sollten sich mit der 
Teilung abfinden. Das Adjektiv zum 
»Merkur« kommt hier deutlich zur 
Geltung. Der Rheinbund unseligen 
Andenkens und das mit ihm verbun- 
dene Gedankengut zeigten so in Brüs- 
sel Flagge. Ob das auch im Sinn un- 
seres Bundeskanzlers ist, läßt sich 
schwer sagen. Daß es im Sinn einer re- 
lativ großen Koalition ist, zu der Frau 
Wilms und die Herren Genscher und 
Bahr zu rechnen sind, steht wohl 
außer Zweifel. Nur Kielinger sprach 




»Allegorie der geteilten Stadt« 
Gisela Breitling 



definitiv aus, welche Politik in Bonn 
gefördert wird. Ob diese Politik auch 
von den westlichen Alliierten ge- 
stützt wird, muß fraglich erscheinen. 
Schließlich würde damit auch offiziell 
die rechtliche Fiktion des Weiterbeste- 
hens des Deutschen Reiches besei- 
tigt. Weder ein Friedensvertrag noch 
Feindstaat klausein wären dann in der 
Zukunft ein Mittel der Politik. 

Wieviel weiter dagegen sind die So- 
wjets, wenn dem Bericht der Welt vom 
9.6.1988 geglaubt werden kann, nach 
dem der sowjetische Außenexperte, 
Prof. Daschitschew, in der sowjeti- 
schen Botschaft vor deutschen Jour- 
nalisten Mauer und Stacheldraht an 
den Grenzen als »Überreste und Über- 
lieferungen des kalten Krieges« be- 
zeichnete, die »mit der Zeit verschwin- 
den werden müssen«. Daß eine Besei- 



tigung nur möglich sei, wenn » ent- 
sprechende sicherheilspolitische und 
wirtschaftliche Bedingungen gesichert 
seien«, versteht sich nahezu von 
selbst. Nur fehlt es da bisher an der 
Phantasie und schöpferischen politi- 
schen Begeisterung aller maßgebend 
beteiligten führenden Politiker. 

Allerdings muß auch registriert 
werden, daß wenige Wochen vorher 
bei einem Gespräch im Konrad-Ade- 
nauer-Haus in Bonn vom sowjeti- 
schen Botschafter Kwizinskij die Be- 
hauptung, die deutsche Frage sei of- 
fen, als Illusion bezeichnet wurde. 
Was historisch geformt wurde, so 
Kwizinskij, sollte am besten der Ge- 
schichte überlassen werden. In Gor- 
batschows Vision vom gemeinsamen 
Haus Europa solle man keine verdeck- 
te Aufforderung zur Aufgabe von 
Bündnisverpflichtungen und keine 
Verlockungen zu lebensgefährlichen 
Neutralitäten hineindichten. Bonn sei 
fest im Westen verankert, und dies sei 
auch gut so. Die Status-quo-Anhänger 
in allen Parteien können da nur geju- 
belt haben, und manch einer wird sich 
gefragt haben, seit wann er denn der 
sowjetischen Politik schon voraus ist. 
Der ein oder andere, der im Konrad- 
Adenauer-Haus seine ständige Bleibe 
hat, wird sich plötzlich richtig pro- 
gressiv im Sinne der linken und links- 
radikalen Sprachregelung vorgekom- 
men sein. 

Zu fragen ist jedoch, wer nun mehr 
Gewicht hat: der obengenannte Prof. 
Daschitschew oder der Botschafter 
Kwizinskij, wobei auch diese Frage re- 
lativiert werden muß, da nach Mittei- 
lung von Dr. Venohr auf der anderen 
Seite — nämlich der amerikanischen 

— der amerikanische Spitzenpolitiker 
Brzezinski eine » Konföderation der« 

— wie er sagt — »beiden vorhandenen 
Staaten« für Deutschland befürwor- 
tet und der sowjetische Politiker Sa- 
gladin eben eine derartige Konföde- 
rations-Bildung ausdrücklich als 
souveräne Sache der Deut- 
schen erklärt hat. 



Politikern Beine machen 

Sollte der Botschafter der Wahrheit 
näher kommen, ist es um so wichtiger, 
daß das Nachdenken über Deutsch- 
land beginnt und nicht mit dem Wort 
endet: »Freiheit gehl vor Einheit.« Für 
unsere Landsleute in Mitteldeutsch- 
land muß diese Endformel mehr als 
fragwürdig sein. Sie läßt für sie näm- 
lich nur die Antwort, daß die West- 
deutschen die Einheit Deutschlands 
abgeschrieben haben. Tatsächlich 
müßte es heißen: Freiheit und Ein- 
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heit!« Oder muß es vielleicht sogar 
heißen: » Keine Freiheit ohne Ein- 
heit!«, wie es Feldmayer formuliert 
hat? Für unsere Landsleute jedenfalls 
hat das existentielle Bedeutung. Vieles 
spricht dafür, so Reißmüller in der 
FAZ, »daß sie die Freiheit entweder 
zusammen mit der Einheit oder gar 
nicht erlangen werden.« 

Geißlers Bemerkung im Konrad- 
Adenauer-Haus, nur mit Einverständ- 
nis und Unterstützung der Nachbarn 
in Ost und West sei das Selbstbestim- 
mungsrecht der Deutschen zu ver- 
wirklichen, ist ein Hohn auf das 
Recht der Völker auf Selbstbestim- 
mung. Keine Bonner Regierung ist le- 
gitimiert, das Selbstbestimmungsrecht 
wegen vereinzelten Widerspruchs auf 
dem europäischen Kontinent fallenzu- 
lassen. Die unpräzisen Reden und an- 
biedernden Kotaus bauen — bewußt 
oder unbewußt — nur künstliche Hin- 
dernisse gegen die Wiedervereinigung 
auf. 



Schicksalsgemcinschaft Mitteleuropa 

Es wird immer viel darüber gespro- 
chen, was die westlichen Völker und 
die UdSSR über das deutsche Pro- 
blem denken oder nicht denken. Was 
aber geht in den Völkern Mitteleuro- 
pas vor, wenn sie sich mit dieser Frage 
befassen? 

Natürlich hat es wenig Sinn, die of- 
fiziellen Verlautbarungen heranzuzie- 
hen, da diese den aktuellen sowjeti- 
schen Standpunkt widerspiegeln. In- 
teressanter ist es, die Opposition zu 
hören — etwa die polnische. Einer der 
ersten, die sich äußerten, war Jan Jo- 
zef Lipski mit seinem Aufsatz »Zwei 
Vaterländer — zwei Patriotismen«, der 
1981 in der Exilzeitschrift »Kultura« 
in Paris erschien. Lipski hat dafür bü- 
ßen müssen mit langer Internierung 
unter dem Kriegsrecht und dauern- 
dem Verlust seines Arbeitsplatzes. Bei 
Lipskis Äußerungen handelte es sich 
aber auch um die Behandlung des Ta- 
bus, daß die Vertreibung der Deut- 
schen Unrecht war, für das es keine 
entschuldigung gebe; auch nicht die 
des vorher durch Deutsche erlittenen 
Unrechts. 

Als Versuch der Formulierung der 
nationalen Interessen Polens gegen- 
über Deutschland kann die Analyse 
der Vorläuferin der SolidarnoSc, PPN 
(Polnische Unabhängigkeits-Verstän- 
digung), Ende der siebziger Jahre ge- 
wertet werden. Es wird in zwei Doku- 
menten von einer deutsch-polnischen 
Schicksalsgemeinschaft gesprochen. 
Solange die deutsche Einheit nicht er- 
reicht sei, könne auch keine größere 




Banker als Visionäre 



Die Financial Times ist nicht jeder- 
mans Tageszeitung — sie ist Pflicht- 
lektüre für Insider, für Banker. Ban- 
ker sind eine Sorte Mensch für sich; 
so vornehm, daß sie sich bereits wie- 
der die Liberalität ungewöhnlicher 
Überlegungen leisten können. Be- 
sondere Zeiten erfordern nämlich 
von Bankleuten ganz besonders be- 
sondere Sondergedanken. 

In der Financial Times ( — so klär- 
te mich mein Gegenüber im IC- 
Restaurant auf und schob mir einen 
Zeitungsausriß neben die Kaffeetas- 
se — ) gibt es einen von der gesamten 
Redaktion abgestimmten zentralen 
Kommentar. Und der hieß mitten im 
EG -Gipfel - Agrar- Finanz - Debakel: 
»Time for vision on Germany«. Und 
endete so« 

»Was passiert, wenn Moskau, ir- 
gendwann in den nächsten Jahren, 
den Deutschlandvertrag von 1955 
beim Wort nimmt, seine Truppen 
aus East-Germany zurückzieht und 
demokratische nationale Wahlen in 
beiden Teilen Deutschlands im Aus- 
tausch für eine komplette Entmilita- 
risierung anbietet? Die Alliierten 
wären gut beraten, darauf vorberei- 
tet zu sein. Ein solches Angebot 
könnte in der einen oder anderen 
Form schneller kommen, als die mei- 
sten Leute denken.« 

Das klingt fast wie eine Drohung, 
wie Bankers Alptraum — und ist 
doch ungewöhnlich spannend. 

Was wäre wirklich, wenn ... 

... wenn Michail Gorbatschow 
treffsicher in eine der größten west- 
deutschen Nachkriegs-Lebenslügen 
hinein so ein aufregendes Angebot 
machen würde; 

... wenn dann der Nato-Rat ideo- 
logisch Alarmstufe Eins plus ausru- 
fen würde; 



... wenn Bertold Beitz und die 
Deutsche Bank ohne Einreiseschwie- 
rigkeiten geheime Sondierungsge- 
spräche führen und die Evangelische 
Kirche eine Ost-West-Denkschrift 
verfassen würde; 

... wenn Alfred Dregger verzwei- 
felt nach dem eingemotteten russi- 
schen Monster im Klamottenschrank 
kramen, Hans-Dietrich Genscher 
und Joschka Fischer aber aufgeregt 
im Falsett anstimmen würden: 
»Skandalo, Skandalo, kein deut- 
scher Sonderweg!«; 

... wenn Bärbel Bohley und Wolf 
Biermann dann erleichtert ihre Kof- 
fer packen würden, um postwendend 
gen Osten — und zehntausende 
frischberufene Rosa-Luxemburg- 
Freunde desgleichen, um gen Westen 
zu reisen; 

... wenn der offensichtlich im ZK 
der SED derzeit laufende Macht- 
kampf in den Sog einer Entwicklung 
geraten würde, in der die Musterkna- 
ben drei abwärts müßten mit Mappe; 

... wenn Egon Bahr dann vergnügt 
einen Cognac zu Ehren von Jakob 
Kaiser einschenkt ... 

... Dann, ja dann wäre es allerhöch- 
ste Zeit, daß es wenigstens eine Par- 
tei im Bundestag gäbe, die Neutra- 
lismus als deutsche Zukunftsoption 
ernst nähme. Wenn schon die füh- 
renden Finanzleute der westlichen 
Welt laut denken, dürfen wir wohl 
auch mal, oder? 

»Ein solches Angebot könnte in 
der einen oder anderen Form schnel- 
ler kommen, als die meisten Leute 
denken.« Auf jeden Fall kommen 
solche Chancen nur im Generatio- 
nenabstand. 

Antje Vollmer 

(aus Kommune 4/88) 
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Unabhängigkeit Polens erreicht wer- 
den. Weder das eine noch das andere 
sei möglich, solange die nach dem 
Krieg aufgebaüte Konfrontation auf- 
rechterhalten werde. » Unserer Mei- 
nung nach müssen wir uns schon heute 
darum bemühen, daß sich diese Ver- 
einigung nicht gegen Polen kehrt, son- 
dern sich unter den Vorzeichen eines 
freundschaftlichen Zusammengehens 
mit Polen vollzieht.« 

Erst vor kurzem hat die Zeitschrift 
»Poglady« einen Aufsatz gebracht un- 
ter der Überschrift »Wir und die Deut- 
schen«. Der Verfasser ist Jacek Ma- 
ziarski, der in der Zeit der Solidarnosc 
stellvertretender Chefredakteur der 
Wochenzeitung »Polityka« war. Ma- 
ziarski hält in seinem Aufsatz den Sta- 
tus quo aller Völker Europas für un- 
natürlich, und in wachsendem Maße 
seien dieser Ansicht auch die Völker. 
»Wie lange wollen wir noch so tun, als 
glaubten wir an den ewigen Bestand 
der Berliner Mauer?« Die deutsche 
Einheit sei unumgänglich. Er hält es 
für ein Unglück, wenn Polen die Rolle 
des Kettenhundes bei der Verteidigung 
einer überlebten Ordnung in Europa 
spielen solle. Das Rapallo-Trauma 
einer deutsch-sowjetischen Versöh- 
nung über den Kopf Polens hinweg 
spielt bei seinen Vorstellungen eine 
große Rolle. Deshalb bestreitet er die 
Richtigkeit des für ihn kurzsichtigen 
Satzes, daß alles, was für Deutschland 
schlecht sei, für Polen gut sein müsse. 
Der Preis dafür sei die Teilung Euro- 
pas. »Nur sie (die Deutschen) können 
uns den Passierschein für Europa ge- 
ben«. Sicher sind diese Denkansätze 
für die Solidarnosc repräsentativ, 
nicht aber für sehr viele Polen. 

Aber nicht nur in Polen wird über 
den Nachbarn Deutschland nachge- 
dacht. Auch in der Tschechoslowakei 
rührt sich etwas, ln der Nummer 82 
der bedeutendsten tschechischen Exil- 
zeitschrift »Svedectvi« in Paris er- 
schien ein Beitrag eines in der CSSR 
lebenden Autors, der sich mit den Su- 
detendeutschen befaßt. Er beschreibt 
einen kleinen Dorffriedhof mit den 
zerschlagengen und umgeworfenen 
Grabsteinen mit deutschen Aufschrif- 
ten. Auf der Erde liegen Menschen- 
knochen. Ein Bus aus Westdeutsch- 
land fährt ins Dorf, es sind ehemalige 
Bewohner dieses Dorfes. Und der 
Autor schämt sich für sein Volk, den 
Verfall seiner Sitten und seine morali- 
schen Schwächen. Der Autor macht 
sich Gedanken um die Sudetendeut- 
schen, die in der kommunistischen 
CSSR verfemt sind. Er hat gehört, 
daß sich die Sudetendeutschen in 



Deutschland nicht ganz wohl fühlten, 
da sie begriffen hätten, daß sie ein 
eigenständiger Stamm seien und in die 
Sudeten gehörten. Er fahrt fort: »Sie 
sollen, so höre ich weiter, von einem 
souveränen, freien Europa oder von 
Mitteleuropa träumen — und das ist 
heute auch mein Traum.« 

Und wie empfinden die Litauer, 
Letten und Esten, die aus Anlaß des 
47. Jahrestages der ersten Massen- 
deportationen unter der baltischen 
Bevölkerung durch die sowjetische 
Geheimpolizei am 14. Juni in den drei 
Hauptstädten der baltischen Sowjet- 
republiken demonstrierten? Wie hat 
der Kommentator des lettischen Fern- 
sehens, Vulfsons, empfunden, als er 
im Zusammenhang mit den Ereignis- 
sen von 1940 — durch sie waren die 
souveränen baltischen Staaten von der 
Sowjetunion annektiert worden — 
nicht von einer »Revolution«, son- 
dern von einer »Okkupation« sprach? 
50 000 Menschen versammelten sich 
am 14. Juni in Riga, 1 000 in Libau, 
6 000 in Wilna, 1 000 in Reval. 

Sie alle sprechen von Freiheit, Selb- 
ständigkeit und dem Traum von Mit- 
teleuropa. Die Wünsche und Forde- 
rungen unserer mitteleuropäischen 
Nachbarn sollten vielleicht doch ern- 
ster genommen werden, als es bedeu- 
tende Politiker bei uns tun, damit die 
Geschichte nicht eines Tages einen 
weiten Bogen um uns macht und wir 
erkennen müssen, daß das deutsche 
Volk sich aus der Geschichte verab- 
schiedet hat. Noch nie hat Deutsch- 
land nur zum Westen gehört — wie 
uns immer weisgemacht werden soll 
— , einem Westen, der nicht nur die 
Heimat unserer Zivilisation ist, son- 
dern zu einer Brutstätte wahnsinniger, 
menschenverachtender, gefährlicher 
und uns alle bedrohender Programme 
und Ideen geworden ist. 

Dem scharfen Streit der Schriftstel- 
ler um Mitteleuropa, der bei der »In- 
ternationalen Wheatland Konferenz« 
in Lissabon im Mai dieses Jahres zum 
Ausbruch kam, werden auch wir bei 
uns in absehbarer Zeit nicht entrinnen 
können. Bei dieser Konferenz geriet 
der so oft im Übermaß und in völliger 
Sinnlosigkeit postulierte Kosmopoli- 
tismus von Freiheit und Humanität, 
dem alle anständigen Menschen — 
insbesondere Schriftsteller als Gewis- 
sen der Menschheit — verpflichtet zu 
sein haben, ins Abseits. Es wurde klar, 
daß die Diskussion um einen kulturel- 
len Begriff von Mitteleuropa zu den 
elementaren Fragen der europäischen 
Intellektuellen gehört. Die anwesen- 
den Schriftsteller erinnerten daran, 



daß »Mitteleuropa« ein unsanfter Be- 
griff ist, der gegen die Kulturindustrie 
des Westens ebenso aufbegehrt wie ge- 
gen die des Ostens, und sie konnten 
feststellen, daß ihren Kollegen aus der 
Sowjetunion die Frage eines freien 
Mitteleuropas genauso fremd ist wie 
den Kollegen aus den USA. 

Deutschland und seine Nachbarn, 
das ist ein Thema, mit dem wir uns zu 
wenig, zu einseitig und bisher zu ober- 
flächlich befaßt haben. Die Nach- 
barn, mit denen uns ein gemeinsames 
Ziel verbindet — die Erringung der 
politischen, wirtschaftlichen und kul- 
turellen Freiheit — , sind bisher nur 
durch die von den Sowjets eingesetz- 
ten Statthalter mit uns in Verbindung 
getreten. Das sollte ein Ende haben, 
oder es wird keinen neuen Anfang in 
Deutschland und Europa geben. 







Bertolt Brecht 
KINDERHYMNE 

Anmut sparet nicht noch Mühe 
Leidenschaft nicht noch Verstand 
Daß ein gutes Deutschland blühe 
Wie ein andres gutes Land. 

Daß die Völker nicht erbleichen 
Wie vor einer Räuberin 
Sondern ihre Hände reichen 
Uns wie andern Völkern hin. 

Und nicht über und nicht unter 
Andern Völkern wolln wirsein 
Von der See bis zu den Alpen 
Von der Oder bis zum Rhein. 

Und weil wir dies Land verbessern 
Lieben und beschirmen wir ’s 
Und das liebste mag ’s uns scheinen 
So wie andern Völkern ihrs. 
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A. Paul Weber, Grauen vor dem Osten 



Günter Platzdasch 

KPdSU-Parteikonferenz: Was nun? 



»Wir in Mitteleuropa leben sous l’oeil 
des Russes«, begann Carl Schmitt, 
dessen 100. Geburtstag im Juli zu ge- 
denken war, 1929 eine Rede. Nicht nur 
aufgrund dieser inzwischen hoffent- 
lich für mehr Betroffene evidenten 
geopolitischen Lage, sondern auch 
eingedenk des prekären Verhältnisses 
von Staat und Gesellschaft in diesem 
Jahrhundert erheischen die Verände- 
rungen in der Sowjetunion unser In- 
teresse. 

Es gab und gibt immer wieder Ver- 
suche, totalitäre Bewegungen mittels 
noch vorhandener Reste von Staat- 
lichkeit einzuhegen. Dabei geht es 
dann um Carl Schmitts Überlegung: 
»Ist es denkbar, daß heute ein Staat 
gegenüber den wirtschaftlichen und 
sozialen Gegensätzen und Interessen 
die Rolle des höheren Dritten spielt?« 
Kann dieser »heroische Versuch, die 
Würde des Staates und der nationalen 
Einheit « (Carl Schmitt) gegen das 
Chaos der jeweiligen Sonderinteressen 
zu halten und durchzusetzen, gelin- 
gen? Vis-ä-vis anderer Bewegungen 
einst gestellt, sind solche Fragen auch 
im Hinblick auf die UdSSR zu erin- 
nern. Näher gesehen haben wir es 
nämlich bei der KPdSU mit einer »to- 
talen Partei« zu tun, die »die Men- 



schen von der Wiege bis zur Bahre, 
vom Kleinkindergarten über den Turn- 
verein« (Carl Schmitt) begleitet. 

Viel Aufsehen erregte die 19. All- 
unionskonferenz der KPdSU Ende Ju- 
ni / Anfang Juli, die erste derartige 
Konferenz seit 1941. Hier wurden 
nicht nur Umgestaltung und Offen- 
heit für die Zukunft versprochen; der 
Konferenzablauf selbst war bereits 
Ausdruck von Perestrojka und Glas- 
nost. Wann hatte es das zuletzt gege- 
ben, daß Delegierte die stumpfsinni- 
gen Funktionäre, die mit der alten 
Leier von Stereotypen kamen, durch 
rhythmisches Klatschen zum Aufhö- 
ren brachten? Bisher klatschte man 
gerade über solche Selbstbeweihräu- 
cherungen derart. Zuerst durchbrach 
Gorbatschow die üblichen Rituale. Er 
stimulierte dazu, Widerspruch zu arti- 
kulieren, indem er Redner einfach un- 
terbrach. Andererseits war es auch ein 
Zeichen bisher unbekannten Selbst- 
bewußtseins, als der junge Arbeiter 
Nischelski sich das Dazwischenreden 
des Generalsekretärs verbat: »Lassen 
Sie mich ausreden, Michail Sergeje- 
witsch, sonst bringen Sie mich aus dem 
Konzept, das ist meine erste Rede auf 
einem solchen Forum!« 

Was sollte mit dieser Konferenz 



überhaupt bewirkt werden? Gorbat- 
schow schlug sie auf dem ZK-Plenum 
im Januar 1987 vor, in welchem es um 
Fragen der Reform des politischen Sy- 
stems ging. Vermutlich spürte er, daß 
man im ZK seine Vorschläge zur Sy- 
stemreform nicht übernehmen wollte 
— wie es dann geschah. Selbst gegen 
den Konferenzvorschlag gab es Vorbe- 
halte, wie Gorbatschows Schlußwort 
auf jenem Plenum zu entnehmen war. 
Dieser suchte offensichtlich eine an- 
dere, breitere Basis für seine Politik. 
Vielleicht erhoffte er sich auch eine 
personelle Erneuerung im ZK, in dem 
es inzwischen zahlreiche freie Plätze 
gibt. 19 % der Vollmitglieder sind fak- 
tisch nicht im Amt. Und zwar kaum 
wegen Todesfällen, sondern wegen 
Verlusts ihrer Staatsfunktionen, auf- 
grund derer sie ins ZK der Partei ge- 
langten. Diesem gehören sie nominell 
noch an, da nur ein Parteitag sie abbe- 
rufen könnte. 

Die Frage war, ob auch eine Par- 
teikonferenz Personalentscheidungen 
treffen könnte. Die Institution »Par- 
teikonferenz», zwischenzeitlich im 
Parteistatut gar nicht mehr vorgese- 
hen, wurde erst 1966 wieder in die 
Satzung aufgenommen. Jedoch wur- 
den Zustandekommen und Befugnisse 
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Der Retrograder Sowjet der Arbeiter- und Soldaten-Depulierlen von 1917: 

Besinnung auf die Ursprünge — „Alle Macht den Sowjets “ 



dann nicht mehr näher geregelt. 

Manchem Beobachter erschien die 
Konferenz nicht weitgehend genug, da 
der Wunsch des bis dahin unbekann- 
ten Delegierten Melnikow, namentlich 
genannte Funktionäre der Breschnew- 
Ära (den Propagandisten Arbatow, 
Solomenzew, »Prawda«-Chef Afanas- 
jew, Staatschef Gromyko) abzulösen, 
nicht erfüllt wurde. Jedoch war es in 
gewisser Weise radikaler, nicht bloß 
wieder das Personal karussel in Bewe- 
gung zu setzen, sondern sich an die 
Reform des politischen Systems zu 
machen. Denn dies ist das Kernpro- 
blem für die Mißstände, die ihre Ursa- 
che letztlich nicht in irgendwelchen 
persönlichen Eigenwilligkeiten haben. 

Der Delegierte Baklanow, Chefre- 
dakteur der Zeitschrift »Snamja«, 
zeigte am Beispiel bisher verboten ge- 
wesener Schriftsteller, wie das System 
Menschen kaputtmacht, auch psycho- 
somatisch. Nachdem er A. Twardows- 
ki und A. Bek erwähnt hatte, berich- 
tete er: »(Breschnews Parteiideologe) 
Suslow hat Wassili Grossman einmal 
vorausgesagt, daß sein Roman auch in 
200 Jahren noch nicht gedruckt sein 
wird. Jetzt ist er veröffentlicht. Alle 
drei (Schriftsteller) sind an Krebs ge- 
storben ... Die Ärzte können euch er- 
klären, wodurch rasch fortschreitender 
Krebs ausgelöst wird.« 

Die im Vorfeld der Konferenz am 
23. Mai vom ZK angenommenen und 
dann zur Diskussion vorgelegten zehn 
Thesen enthalten ein Reformpro- 
gramm, das — bis auf die in These 10 
angesprochene Außenpolitik — im 
großen ganzen dann auf der Konfe- 
renz auch Gegenstand der Erörte- 
rungen und einer bestätigenden Be- 
schlußfassung war. 

Verwiesen sei hier nur auf die in 
These 8 verheißene »Schaffung des so- 
zialistischen Rechtsstaats« und die 
mithin notwendige »Stärkung der Ga- 
rantien für die persönlichen Bürger- 
rechte (Unantastbarkeit der Persön- 
lichkeit, der Wohnung, Briefgeheimnis, 
Telefongeheimnis und andere)«, ln 
diesem Zusammenhang sei erwähnt, 
daß im Vorfeld der Konferenz im Mai 
zwei Wissenschaftler vom Institut für 
Staat und Recht der sowjetischen 
Akademie der Wissenschaften, Prof. 
Viktor Tschchikwadse und Dr. Irina 
Ledjach, auf Einladung der Interna- 
tionalen Gesellschaft für Menschen- 
rechte (Frankfurt/Main) in der Bun- 
desrepublik Deutschland weilten. 

Es dürfe nicht länger, so These 8 
weiter, von oben bzw. über Parteiin- 
stanzen »Druck und Einmischung « in 
Prozesse geben (»Telefonrecht«); es ge- 



he um eine » radikale Erhöhung der 
Rolle der Rechtsprechung«, und es 
»muß strikt das Prinzip eingehalten 
werden, daß alles erlaubt ist, was das 
Gesetz nicht verbietet«. (Bisher galt: 
Es ist alles verboten, was nicht aus- 
drücklich erlaubt ist.) In seinem Be- 
richt an die Konferenz erwähnt Gor- 
batschow dann etwa den »jetzt in An- 
griff genommenen Entwurf eines Ge- 
setzes über Gewissensfreiheit «. In der 
Abschlußresolution der Konferenz 
»Über die Rechtsreform « heißt es: 
»Die Straf-, die Verwahungs-, die Pro- 
zeß- und die Strafvollzugsgesetzge- 
bung müssen radikal (!) verändert wer- 
den.« 

Bei der Reform des politischen Sy- 
stems gab es eine Renaissance für die 
alte Losung Lenins: »Alle Macht den 
Sowjets!« War diese damals allerdings 
gegen eine demokratische Institution, 
die Reichsduma, gerichtet, so könnte 
hingegen die Aufwertung der Sowjets 
heute eine Verringerung des Einflus- 
ses der allmächtigen kommunisti- 
schen Partei bedeuten. Dazu paßt, 
daß Fachabteilungen der Parteileitun- 
gen, die bisher die Politik allein be- 
stimmten, nun aufgelöst und ihre 
Funktionen auf Räte und Exekutive 
übertragen werden sollen. 

Was z.B. ein Regionssowjet in 
Wirklichkeit zu sagen hat, beschrieb 
der Delegierte Poloskow: »Er hat 
nicht einmal das Recht, zusätzliche 
Krankenschwestern im Bezirkskran- 
kenhaus einzustellen. All das hat Mos- 



kau übernommen ... Was die Orts- und 
Dorfsowjets betrifft, so sind sie, und 
das sagen wir geradeheraus, vollkom- 
men rechtlos.« 

Der Aufwertung der Sowjets wider- 
spricht nicht, daß die Ersten Parteise- 
kretäre auf den verschiedenen Ebenen 
für den Vorsitz in den Räten kandidie- 
ren sollen. Denn bisher saß der Partei- 
sekretär schon allein aufgrund seines 
Amtes im Exekutivkomitee des So- 
wjets — zukünftig soll er sich gehei- 
men Wahlen mit mehreren Kandida- 
ten stellen. Dieser Linie widerspricht 
scheinbar Gorbatschows Vorschlag, 
das Amt von Staatspräsident und Er- 
stem Sekretär des ZK der KPdSU zu 
vereinigen. Dennoch ist es konsequent 
auf derselben Linie, wenn demnächst 
der Staatspräsident, der zugleich 
oberster Parteiführer (nominell herab- 
gestuft: »Erster« statt wie bisher »Ge- 
neral-Sekretär) ist, durch den neu zu 
schaffenden Kongreß der Deputierten 
des sowjetischen Volks gewählt wer- 
den soll. Volksdeputierte sollten nicht 
nur Parteimitglieder, sondern auch 
Parteilose, Repräsentanten von Natio- 
nalitäten, »weiteren gesellschaftlichen 
Massenorganisationen sowie genossen- 
schaftlichen, Künstler- und Wirt- 
schaftsorganisationen« sein. Im Vor- 
feld der Allunionskonferenz wurden 
Vorschläge geäußert, den Generalse- 
kretär vom Volk bestätigen zu lassen, 
auf daß ihm nicht das Schicksal 
Chruschtschows widerfahre, den eine 
Parteiclique des ZK einfach absetzen 
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konnte. Das wird durch die jetzt ge- 
fundene Regelung zwar nicht un- 
möglich gemacht, immerhin aber er- 
schwert. Insofern wird das »Volk« je- 
ner »Partei« übergeordnet, über deren 
obere Schicht der allzu reformfreudi- 
ge, daher abgesetzte ehemalige Mos- 
kauer Parteisekretär Boris Jelzin der 
Konferenz berichtete: »Eine Mafia, 
das weiß ich von Moskau, existiert 
sicher :« 

Jelzin, der zu Kongreßbeginn noch 
einen »deprimierenden Eindruck« ver- 
spürte, beschrieb den Stimmungsum- 
schwung: » Doch von Tag zu Tag stieg 
die Spannung, und es wird immer in- 
teressanter, den Reden der Delegierten 
zuzuhören, was voraussichtlich auch 
seinen Niederschlag in den Beschlüs- 
sen finden wird.« 

Es ist nun genau zu beobachten, in- 
wieweit diese Konzepte in der Gesetz- 
gebung und im gesellschaftlichen 
Leben realisiert werden. In deutlicher 
Anspielung auf Alexander Dubceks 
Prager Frühling 1968, den seinerzeit 
die Panzer des Warschauer Pakts un- 
ter Führung der Roten Armee nie- 




Boris Jelzin (mit Enkel): gegen die verknö- 
cherte ZK- Mafia. 



derwalzten, sprach nun zwanzig Jah- 
re danach Gorbatschow in seinem 
Schlußwort von einem » menschlichen 



Antlitz des Sozialismus als dem Ziel 
der Perestrojka « (» Sozialismus mit 
menschlichem Antlitz « war die Be- 
zeichnung für das tschechoslowaki- 
sche Reformmodell). 

Der Delegierte Bondarew hatte so 
Unrecht nicht, als er sagte, »man 
kann unsere Perestrojka mit einem 
Flugzeug vergleichen, das hochgestie- 
gen ist, ohne zu wissen, ob es am Be- 
stimmungsort einen Landelatz gibt.« 
Jedoch stimmt andere hoffnungsvoll, 
was diesen Schriftsteller-Verbands- 
funktionär und Perestrojka-Gegner 
gruseln läßt: Die Errichtung neuer 
Landeplätze während riskanter Flüge 
bleibt ihre einzige Hoffnung, da sie 
die Bruchlandungen auf den altbe- 
kannten Landebahnen nicht länger 
über sich ergehen lassen wollen ... 

Wer den gewaltigen Hintergrund je- 
ner politischen Gesamtlage sieht, wird 
die Mahnungen und Warnungen des 
Generalsekretärs verstehen und sich 
zu dem großen geistigen Kampfe rü- 
sten, in dem man gutes Recht zu wah- 
ren hat: Der Generalsekretär schützt 
das Recht. 



1918 wurde die baltische Republik Estland gegründet 



Vor 70 Jahren, am 24. Februar 1918, 
schlug die Geburtsstunde des balti- 
schen Freistaates Estland. Damit ging 
der Traum eines kleinen europäischen 
Volkes in Erfüllung, in dem der 
Wunsch nach Selbstbestimmung in 
den vorangegangenen Jahrhunderten 
unter deutscher Ordensherrschaft, un- 
ter schwedischer, polnischer und rus- 
sischer Oberhoheit, niemals ganz er- 
loschen war. Frei wollten sie sein, die 
Esten, Herren im eigenen Hause, nach 
der Vorväter Art in vorgeschichtlicher 
Zeit, von der die alten Sagen künde- 
ten, von Generation zu Generation 
überliefert. Die Möglichkeit, Freiheit 
und staatliche Selbständigkeit zu er- 
langen, schien sich den baltischen 
Völkern, den Esten, Letten und Litau- 
ern, zu bieten, als in Rußland die Ok- 
toberrevolution des Jahres 1917 zum 
Umsturz führte und am 15. November 
der Rat der Volkskommissare verkün- 
dete: »Alle Völker Rußlands sind 
gleichwertig und souverän ; sie haben 
das freie Selbstbestimmungsrecht bis 
hin zur Loslösung (von Rußland) und 
zur Bildung selbständiger National- 
staaten.« In Estland — und nicht nur 
dort — setzte die russische Revolution 
nationale Energien frei. 

Doch es herrschte noch Krieg gegen 
Deutschland, der durch den Friedens- 
vertrag von Brest-Litowsk beendet 
werden sollte. Die Friedensverhand- 



lungen aber zogen sich in die Länge 
und wurden am 18. Februar 1918 ab- 
gebrochen. Das Deutsche Reich be- 
fand sich erneut mit Rußland im 
Kriegszustand. Die deutschen Trup- 
pen, die den südlichen Teil des Balti- 
kums, auch die zu Estland gehören- 
den großen Ostseeinseln, bereits in 
Besitz genommen hatten, setzten ih- 
ren Vormarsch erneut fort. Er war auf 
das estländische Festland gerichtet, 
das Territorium der späteren Republik 
Estland, und berechtigte einerseits zur 
Hoffnung auf eine Niederwerfung 
und Vertreibung der russischen Revo- 
lutionäre aus dem Lande, andererseits 
aber gab er bei den führenden Köpfen 
der Esten Veranlassung zu einer pessi- 
mistischen Beurteilung der Lage, was 
das Verlangen nach staatlicher Selb- 
ständigkeit betraf. 

Obwohl im südlichen Teil des Balti- 
kums, der teilweise bereits seit 1945 
unter deutscher Verwaltung stand, die 
Besatzung keinerlei Neigung zeigte, 
selbständige baltische Staaten entste- 
hen zu lassen, entschlossen sich die 
Esten zum Handeln. Am 24. Februar 
schien dem Ältestenrat des Estnischen 
Landtages der Zeitpunkt gekommen, 
sein »Manifest an die Völker Est- 
lands« (hier gekürzt) zu proklamie- 
ren: »Im Laufe der Jahrhunderte hat 
das estnische Volk den Drang nach 
Selbständigkeit nicht eingebüßt ... In 



dieser Schicksalsstunde hat es der Est- 
nische Landtag als gesetzlicher Vertre- 
ter unseres Landes und Volkes in 
einmütiger Entschließung, gestützt auf 
das Selbstbestimmungsrecht der Völ- 
ker, als notwendig erkannt, folgenden 
entscheidenden Schritt zu tun: Am 
heurigen Tage wird Estland innerhalb 
seiner historischen und ethnographi- 
schen Grenzen zum selbständigen und 
demokratischen Freistaat proklamiert 
... Alle Bürger der Republik Estland, 
unabhängig von ihrem Bekenntnis, ih- 
rer Nationalität und ihrer politischen 
Weltanschauung, genießen den glei- 
chen Schutz vor dem Gesetz und den 
Gerichten des Staates ... Den in den 
Grenzen der Republik lebenden natio- 
nalen Minderheiten, den Russen, 
Deutschen, Schweden, Juden und an- 
deren, werden die Rechte völkischer 
Kulturautonomie zugesichert ... Est- 
land! Du stehst an der Schwelle einer 
hoffnungsvollen Zukunft, in der du in 
Freiheit und Selbständigkeit deine Ge- 
schicke bestimmen und lenken kannst! 
Bau dir eine Heimstatt, in der Ord- 
nung und Recht regieren, um ein wür- 
diges Glied in der Familie der Kultur- 
völker zu sein. Söhne und Töchter der 
Heimat! Vereinigt euch wie ein Mann 
zur heiligen Arbeit am Aufbau der 
Heimat!« 

<KK) 
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Henning Eichberg 

»Welt ist ein imperialer Begriff« 

Plädoyer für ein regionales Europa 

Aus dem Gespräch: Nationale Frage — ein Monopol der Rechten? 



Ich möchte erst einmal kurz andeu- 
ten, wie sich meine Biographie mit 
dem nationalen Thema verbindet. Ich 
lebe in Dänemark, bin gebürtig aus 
Schlesien, aufgewachsen in der DDR, 
die längste Zeit meines bisherigen Le- 
bens habe ich in der BRD gelebt. Für 
mich steckt also in der nationalen Fra- 
ge eine ganze Menge Komplexität und 
persönliche Betroffenheit. Darüber 
möchte ich auch den Zugang zu unse- 
rem Thema » Nationale Frage — ein 
Monopol der Rechten ?« suchen. Was 
hat die nationale Frage im politischen 
Spektrum und gerade auch für die 
Linke zu bedeuten? 

Dänischer Nationalismus von links 

Mein Erfahrungshintergrund aus mei- 
nem nun fünfjährigen Exil in Däne- 
mark ist geprägt von der Tatsache, 
daß Dänemark in Europa ein recht 
merkwürdiges Land ist. Die Dänen 
sind zwar Mitglieder der Europäi- 
schen Gemeinschaft, sind weltoffen 



und gesellig, aber sie artikulieren sich 
vorwiegend antieuropäisch. Sie haben 
sich zwar 1972 hineingestimmt in die 
Europäische Gemeinschaft, aber die 
stärkste Fraktion, die sie dann auf- 
grund der jeweiligen Europawahlen 
ins Europaparlament schickten, war 
die »Volksbewegung gegen die EG«. 
Wie paßt das zusammen? 

An vorderster Front der antieuro- 
päischen Bewegung, verstanden als 
Bewegung gegen das Europa des Kapi- 
tals, gegen die Mitgliedschaft in der 
EG, steht die dänische Linke. Sie ar- 
gumentiert: Dänemark den Dänen 
und nicht den großen Konzernen in 
Brüssel! Das verbindet die Linke, und 
zwar das ganze Spektrum, das in Dä- 
nemark ziemlich vielfältig ist: Links- 
sozialisten, Volkssozialisten, auch die 
Kommunisten, die ja im Parlament 
nicht vertreten sind, und dann die lin- 
ke Sozialdemokratie, jetzt seit jüng- 
stem auch die Grünen. Zwar gibt es 
auch bürgerliche Kreise, die sich dem 



anschließen. Doch es ist ganz deut- 
lich, daß die »Volksbewegung gegen 
die EG« im wesentlichen eine Bewe- 
gung der dänischen Linken ist. Wie 
kommt man damit eigentlich klar? 
Das ist ja etwas, was zunächst haupt- 
sächlich auf der praktischen Ebene 
abläuft. Man hat sich dazu bisher 
noch wenig theoretische Gedanken ge- 
macht. 

Hier an einer ganz anderen Ecke 
von Europa ist es sicher interessant, 
sich in diese ganz anderen Probleme 
hineinzudenken. Für mich als Deut- 
schen war es jedenfalls eine Heraus- 
forderung: Wie nehme ich dazu Stel- 
lung? 

Hinzu kommt, daß dieser Fall — 
die nationale Frage als Sache der Lin- 
ken — nicht isoliert gesehen werden 
kann. Zum dänischen Staat gehört ja 
immer noch Grönland halb dazu. 
Dort ist die Sache noch ausgeprägter. 
In Grönland korreliert das Spektrum 
links/rechts ganz eindeutig mit natio- 
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nalen Positionen: rechts die proeuro- 
päischen, pro-NATO- und prodäni- 
schen Kräfte. Die Sozialdemokratie 
war einmal linker, ist aber, seit sie an 
der Regierung, in der Regionalregie- 
rung, ist, weiter nach rechts gerückt, 
aber immerhin hat sie eine größere Di- 
stanz zu Dänemark, der NATO und 
der EG durchgesetzt und darüber hin- 
aus erreicht, daß Grönland im Unter- 
schied zu Dänemark per Volksabstim- 
mung aus der EG wieder ausgetreten 
ist. Ganz linksaußen steht die INUIT- 
Partei. Der Name allein ist schon ein 
Programm: INUIT, das ist die Kultur- 
gemeinschaft der Eskimos; diese nen- 
nen sich Inuit, das heißt «Menschen«. 
Sie haben Gemeinsamkeiten mit den 
Inuit in Kanada, in Alaska (USA) und 
in der Sowjetunion — das ist ihr tradi- 
tioneller Zusammenhang, nicht Euro- 
pa, Dänemark. Die Inuit-Partei bil- 
det die Linksaußen-Position und ist 
gleichzeitig diejenige, die am deutlich- 
sten die nationale Frage thematisiert: 
Grönland den Eskimos! 

Das sind alles Herausforderungen, 
mit denen man sich theoretisch be- 
schäftigen muß: Wie macht man das, 
wie kann man da herangehen? Um 
das Provozierende daran gerade für 
die Linke klarzumachen, möchte ich 
mit einem nicht so bekannten Detail 
aus der Geschichte der marxistischen 
Politikentwicklung beginnen, und 
zwar bei Marx als nationalem Denker. 
Wir wissen, daß Marx heftige Vorur- 
teile gegen südslawische Völker hatte. 
Diese Tatsache wird gern verdrängt, 
das sei eine Sache aus einer konkre- 
ten, tagespolitischen Situation heraus 
gewesen usw. ln seiner ersten Schrift 
über die Judenfrage sagte er auch dem 
Judentum, zu dem er selbst ursprüng- 
lich gehört hatte, mit einer gewissen 
Zufriedenheit den Untergang voraus. 
Über Dänemark hat er sich ebenfalls 
geäußert, und das möchte ich hier als 
Ausgangspunkt nehmen, weil es noch 
weniger bekannt ist. 

Marxistischer Imperialismus 

1848 schrieb Marx in der »Neuen 
Rheinischen Zeitung« einige Artikel 
über die damals unter dänischer Herr- 
schaft stehenden Herzogtümer 
Schleswig-Holstein. Das Schleswig- 
Holstein-Problem war ein wichtiges 
Thema der deutschen Nationalbewe- 
gung, und es gehörte auch zum Pro- 
gramm des Bundes der Kommunisten, 
einen deutschen Einheitsstaat zu 
gründen. Das schloß nach einem Kon- 
sens aller damaligen deutschen Natio- 
nalisten, also auch der Kommunisten, 
die Annexion der Herzogtümer 



Schleswig-Holstein durch den Deut- 
schen Bund mit ein. Interessant ist 
Marx’ Begründung: Er fordert die 
Annexion aus dem »Recht des Fort- 
schritts« heraus. Das klingt schon et- 
was anders, als wenn man forderte, 
die Deutschen sollten dort z.B. über 
ihre Zugehörigkeit abstimmen. Die 
Bevölkerung in Holstein war zu die- 
sem Zeitpunkt deutsch, in Schleswig 
war das Verhältnis zwischen deut- 
schen und dänischen Bevölkerungstei- 
len auf der Kippe. Die deutsch orien- 
tierte Bevölkerung fühlte sich durch 
den dänischen Staat unterdrückt, und 
es kam zu einem Aufruhr, der mit 
den revolutionären Strömungen in 
Deutschland zusammenfiel. 

Nun steckt in Marx’ Formulierung 
aber mehr: daß es dabei um das Recht 
des Fortschritts gehe, das » Recht den 
Zivilisation gegen die Barbarei, des 
Fortschritts gegen die Stabilität«. Das 
war mehr als Tagespolitik. Hier 
spricht Marx als ideologischer und 




Karl Marx: Annexion aus dem »Recht des 
Fortschritts « 

strategischer Denker; in ähnlicher 
Weise hat er übrigens auch die Polen- 
und Irlandfrage behandelt. — Es ging 
ihm also darum zu erobern, zu annek- 
tieren, auch auf die Gefahr hin, daß es 
sich um dänische Gebiete handelte. 
Später wurde das dann auch verwirk- 
licht, nämlich von Preußen, das 1864 
auch die dänischen Teile von Schles- 
wig annektierte. 

Marx ging noch einen Schritt wei- 
ter: Er sah für ganz Dänemark die 
»unbeschränkteste kommerzielle, in- 
dustrielle, politische und literarische 
Abhängigkeit von Deutschland « vor. 
Teils konstatierte er das als einen Pro- 
zeß, der schon in Gang sei. Teils be- 
grüßte er das ausdrücklich und ver- 



urteilte die Gegenbewegung des Skan- 
dinavismus als »Begeisterung für die 
brutale, schmutzige, seeräuberische, 
altnordische Nationalität, für jene tiefe 
Innerlichkeit, die ihre überschwengli- 
chen Gedanken und Gefühle nicht in 
Worte bringen kann, wohl aber in Ta- 
ten, nämlich in Roheit gegen Frauen- 
zimmer, permanente Betrunkenheit 
und mit tränenreicher Sentimentalität 
abwechselnde Berserkerwut «. 

Aus Platzgründen kann ich hier 
nicht auf Einzelheiten der marxisti- 
schen Nationalitätstheorie eingehen. 
Es wird aber auch so deutlich: Hier 
hat jemand, der gleichzeitig als Lin- 
ker, als Stratege und als 1848er-Revo- 
lutionär gedacht hat, einen strikten 
Annexionismus verfochten. Man 
kann sich leicht vorstellen, daß das 
zum beliebten Zitiergut in Dänemark 
gehört, wenn man darauf hinweisen 
will, wie komplex die Bedrohung aus 
Deutschland betrachtet werden muß. 
Da ist nicht nur die Besetzung durch 
Preußen 1864, die Besetzung durch 
Nazideutschland 1940, die Besetzung 
durch die EG und die NATO gerade 
von Westdeutschland her. In den ak- 
tuellen Auseinandersetzungen wirkt 
etwas, was tief in der Geschichte Dä- 
nemarks und Deutschlands angelegt 
ist. Die Linke ist also als Linke aufge- 
fordert, sich mit diesen Dingen zu be- 
fassen. 

Mit einem Kontrastzitat möchte ich 
zeigen, daß die Linke auch anders 
über die nationale Frage denken kann. 
Michail Bakunin äußert sich im sel- 
ben Jahr ganz anders zur Revolution, 
und zwar in einer Broschüre, die auf 
deutsch erschien: » Aufruf an die Sla- 
wen« (1848). Er argumentiert offen 
als Russe und Slawe, aber gerade dar- 
um für die Abkoppelung nichtrussi- 
scher Völker vom Zarenreich. Er emp- 
fiehlt nicht als Stratege, daß andere 
Völker zu unterwerfen seien. Er denkt 
nicht von einem »Gesetz des Fort- 
schritts« her, sondern von der Selbst- 
bestimmung der Völker. Vom Auf- 
stand der Völker gegen die Staaten, 
gegen die Imperien, gegen die großen, 
multinationalen Reiche — das wäre 
also eine andere Möglichkeit. Die Zu- 
kunftsvision Bakunins: die Brüder- 
lichkeit nationaler Republiken der 
Völker. 

Die nationale Frage 

als authentische Frage der Linken 

Ich springe jetzt in unsere aktuelle Si- 
tuation. Wo könnte unsere Betroffen- 
heit in dieser Frage heute liegen? Her- 
bert Achternbusch hat einmal über 
seine Identität, nämlich als Bayer, fol- 
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gendes gesagt: »Mangel an Eigenstän- 
digkeit wurde durch Weltteilnahme er- 
setzt. Man kann aber an der Welt nicht 
teilnehmen wie an einem Weltkrieg. 
Wed die Welt nichts ist. Weil es die 
Welt gar nicht gibt. Weil die Welt eine 
Lüge ist. Weil es nur Bestandteile gibt , 
die miteinander gar nichts zu tun ha- 
ben brauchen. Weil diese Bestandteile, 
durch Eroberung zwanghaft verbun- 
den, nivelliert wurden. Welt ist ein im- 
perialer Begriff. Auch wo ich lebe, ist 
inzwischen Welt. Früher ist hier Bay- 
ern gewesen. Bayern ist eine Kolonie 
der Welt. Auch diese Stück Erde ist 
Welt geworden. Je mehr die Weh re- 
giert, desto mehr wird die Erde ver- 
nichtet werden, werden wir, die dieses 
Stück Erde bewohnen, vernichtet.« Ich 
glaube, in dieser Zustandsbeschrei- 
bung kann man sich ganz gut wieder- 
erkennen. Es ist die Betroffenheit, die 
eine neue Linke an die nationale Frage 
heranführt. Das macht gleichzeitig 
einen Konflikt sichtbar innerhalb der 
Linken in der europäischen Geschich- 
te. Es zeigt sich hier eine völlig andere 
Thematisierung als in Marx* Skizzie- 
rung der angeblich berechtigten Ok- 
kupation. 

Was dabei als Widerspruch zu the- 
matisieren wäre, ist die Frage von Volk 
und Staat. Es hat immer eine Linke 
gegeben, die die nationale Frage pri- 
mär als eine Frage des Staates ange- 
packt hat. Das ist offenbar die Tradi- 
tion, in der die Aussagen von Marx 
damals standen. Von Volk ist da nicht 
die Rede. So etwas kann also sogar in 
eine revolutionäre Strategie eingehen, 
die es sich eigentlich zum Ziel gesetzt 
hat, den Staat abzuschaffen. Zur Ver- 
wirklichung der Revolution scheint es 
ihr aber notwendig, weiter in den Ka- 
tegorien des Staates zu denken. Baku- 
nin jedoch hat damals schon eine ge- 
genteilige These verfochten. Er ist 
deshalb als panslawischer Agent de- 
nunziert worden, was er gewiß nicht 
war. 

Man hat sich mit solcher Denunzia- 
tion schon damals der eigentlich zen- 
tralen Theoriefrage entzogen, wo die 
nationale Frage als gesellschaftliche 
Frage denn nun angesiedelt sei. Eine 
These, die ich in den Raum stellen 
möchte: Der Ursprung der nationalen 
Frage liegt in den demokratischen Be- 
wegungen seit dem späten 18. Jahr- 
hundert, und zwar gerade dort, wo 
sich die Völker zu Subjekten der Ge- 
schichte gemacht haben. D.h. die na- 
tionale Frage war in ihren Anfängen 
die authentische Frage der Linken. 
Wir wissen, daß soziale Emanzipation 
und nationale Selbstbestimmung da- 



mals verschmolzen waren und erst 
aufgrund sehr komplexer Entwicklun- 
gen im Laufe des 19. Jahrhunderts 
auseinandergefallen sind. Insofern 
wären die Erfahrungen, die Achtern- 
busch und andere formulierten, eine 
Neubefragung der Geschichte im Hin- 
blick darauf: Was ist denn da eigent- 
lich dran, daß die Völker sich zu 
Subjekten der Geschichte machen und 
die bestehenden Staaten in Frage stel- 
len? 

Die nationale Frage entpuppt sich 
also tatsächlich als Frage: Die beste- 
henden staatlichen Ordnungen wer- 
den in Frage gestellt. Die Rechtsver- 
schiebung der nationalen Frage ent- 
stand, als sie gar keine Frage mehr 
war, sondern nunmehr zur Affirma- 
tion bestehender Staaten benutzt wur- 
de. 

Hier taucht ein weiterer Wider- 
spruch auf, derjenige zwischen Identi- 
tät und Interesse. Wenn in der Linken 
heute die nationale Frage diskutiert 
wird, ist man oft schon im zweiten 
Satz bei der Frage: Ja, nun reden wir 
mal konkret, worum geht es denn 
eigentlich, wie liegen die nationalen 
Interessen in dieser oder jener konkre- 
ten Frage? Ich möchte darauf auf- 
merksam machen, daß man damit sy- 
stematisch an der Brisanz der natio- 
nalen Frage vorbeidenkt. Es ist eine 
gute alte Tradition der Linken, den In- 
teressenbegriff immer wieder zu the- 
matisieren. Darin ist sie stark, und es 
ist wichtig, immer daran zu denken. 
Das erspart aber nicht eine Beschäfti- 
gung mit der Frage, die dem Interesse 
zugrunde liegt: Wer bin ich eigentlich, 
wer sind wir eigentlich? Das ist die 
Identitätsfrage. 

Die Frage der nationalen Identität 
ist ebenfalls nicht von rechts in die 
Debatte gebracht worden. Sondern sie 
geht im wissenschaftlichen Diskurs 
zurück auf Erik H. Erikson, der sie 
1950 als Psychoanalytiker aufgrund 
seiner eigenen Betroffenheit und ge- 
stützt auf reichhaltige Forschungsma- 
terialien zum Gegenstand seines er- 
sten großen Hauptwerkes (»Child- 
hood and Society«) gemacht hat: 
American identity — Sioux identity 
— Jewish identity. Erikson selbst war 
geborener Däne aus jüdischer Familie, 
aufgewachsen und nationalpatriotisch 
sozialisiert in Deutschland bis 1933, 
dann emigriert nach Amerika, aber es 
ist deutlich, wenn wir seine Bücher le- 
sen: Seine eigentliche Identification 
lag eher bei den Sioux, bei denen er 
Feldforschung gemacht hat, als bei 
den WASPs, den White Anglo Saxon 
Protestants. Er hatte also selbst einen 



komplexen Hintergrund, der ihn befä- 
higte, die Identität zu thematisieren. 
Und daran war bestimmt nichts, was 
der politischen Rechten zugehörte. 
Das stand — und er konnte es ja auch 
festmachen an Sigmund Freud — in 
der kritischen Denktradition der Psy- 
choanalyse. 

Kosmopolit oder Jakobiner? — 

Die Einbahnstraße einer 
dual geführten Diskussion 

Wie können wir uns diese Widersprü- 
che der nationalen Frage jetzt veran- 
schaulichen? Wir können sie natürlich 
wie bisher dual diskutieren, Nationa- 
lismus oder Internationalismus usw. 
Doch sind wir hier wohl in eine Situa- 
tion geraten, die uns dazu zwingt, 
komplexer zu denken. Komplexer als 
zwei, das sind wenigstens drei Mög- 
lichkeiten. Von diesen drei Möglich- 
keiten werden in der Regel nur zwei 
wirklich diskutiert: das Weltbürger- 
tum und der Nationalstaat. Ich möch- 
te das in Symbolen verdeutlichen (s. 
Abb.), ohne dazu an dieser Stelle eine 
ausführliche theoretische Begründung 
geben zu können. 

Zunächst das Weltbürgertum, hier 
als Pyramide dargestellt: Dazu beken- 
nen sich oft diejenigen, die, so wie 
Marx, im Konkreten Stellung nehmen 
zugunsten eines irgendwie begründe- 
ten Imperialismus. Heute ist das in 
der Regel der Imperialismus der west- 
lichen Konzerne, die ja auch schön 
pyramidal aufgebaut sind. Der impe- 
riale Zug des Weltbürgertums gilt aber 
auch für die Vergangenheit. In der 
Diskussion der britischen Linken ist 
das sichtbar geworden: Der britische 
Historiker Eric Hobsbawn hat in der 
Auseinandersetzung mit Tom Nairn, 
einem schottischen Linksnationali- 
sten, versucht, an einer kosmopoliti- 
schen Orientierung festzuhaltcn und 
machte damit deutlich, daß, wer so ar- 
gumentiert, sich vom Bestand des 
englischen Weltreiches, wie es ist, 
nicht lösen kann. Letztlich müsse man 
doch zugeben, es sei » Fortschritt « ge- 
genüber Separatismus und » Bananen- 
republik «. 

Nun zum zweiten. Der National- 
staat hatte zwar auch hierarchische 
Züge, seine Triebfeder aber war — 
deshalb habe ich ihn kastenförmig ge- 
zeichnet — das jakobinische Modell: 
Wir sind alle gleich, wir sind alle 
Franzosen, und diejenigen bitteschön, 
die noch keine richtigen Franzosen 
sind, die sollen es gefälligst auch wer- 
den und aufhören, bretonisch zu spre- 
chen oder elsässisch-deutsch oder 
algerisch-arabisch; nationalstaatliche 
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Vereinheitlichung oder Weltbürger- 
tum. So ist das dann auch ausschließ- 
lich diskutiert worden, als ob das die 
Problemlage der Linken sei. 

Was man dabei meist übersehen 
hat. war, daß es noch mindestens 
einen dritten Komplex gibt. In dessen 
Zentrum steht das merkwürdige Wort 
»Volk«. In der deutschen Sprache ha- 
ben wir Probleme mit diesem Wort, 
weil ein Aneignungsprozeß durch Na- 
tionalismus und Faschismus stattge- 
funden hat, der noch ausführlich zu 
thematisieren bleibt. »Volk« hat dabei 
in der Ableitung »völkisch« eine rassi- 
stische Konnotation bekommen. 

In Dänemark ist man da besser 
dran. Dort hat man keine Probleme, 
die ganze Sache »folk« zu nennen 
oder »folkelig«. »Volklich« nennt man 
die dänischen Bewegungen aus dem 
19. Jahrhundert, z.B. die Bauernbewe- 
gung, die Volkshochschulen, die reli- 
giösen Erweckungsbewegungen. Als 
nationale Bewegungen wandten sie 
sich zugleich gegen die »Deutschheit«. 
»Die Deutschheit «, das waren die da 
oben, das war der Adel, das war die 
Bourgeoisie in Kopenhagen, das wa- 
ren die Beamten und Offiziere des 
Staates. » Volklich « — so setzte man 
entgegen — ■, das sind wir Dänen. 

Der Begriff des » Volklichen « ist 
dann — doch wohl aufgrund dieser 
stark linken Besetzung — nie rassi- 
stisch geworden. Im Gegenteil, ein 
wichtiger Teil des volklichen Bewußt- 
seins bezieht sich darauf, daß es den 
Dänen im Zweiten Weltkriegs gelun- 
gen ist, ihre gesamte jüdische Gemein- 
de mit wenigen Ausnahmen erst in 
den Untergrund und dann in kleinen 
Schiffen übers Meer nach Schweden 
in Sicherheit zu bringen. Heute wird 
das Wort »folkelig« zur Charakterisie- 
rung der Graswurzelbewegung be- 
nutzt. Als Graswurzelbewegung faßt 
man Antieuropabewegung, die Anti- 
atomkraftbewegung, die Frauenbewe- 
gung, die Bürgerinitiativen, die öko- 
logischen Initiativen und andere zu- 
sammen: das sind » volkliche Bewe- 
gungen«. 

Wir sehen also, wie sich »Volk« und 
Identität gerade in einem dritten Be- 
reich sammeln, der weder nationali- 
stisch noch weltbürgerlich ist. So wird 
ein Dreieckskonflikt sichtbar, der in 
deutlichem Kontrat steht zu dem, wie 
normalerweise dualistisch über Welt- 
bürgertum und Nationalstaat disku- 
tiert wird. Es gibt mindestens einen 
dritten Weg, von links her über die na- 
tionale Frage nachzudenken: nämlich 
als volkliche Frage. 



Matrioten statt Patrioten — 
eine mufterländische Chance? 

Ich möchte nun noch auf einen letzten 
Punkt hinweisen, der in der Diskus- 
sion häufig völlig unbeachtet bleibt, 
obwohl man ihn bei näherer Betrach- 
tung für ganz zentral halten wird: Das 
ist die geschlechtspolitische Dimen- 
sion. Es ist nicht zu übersehen, daß 
dem Weltbürgertum »der Weltbürger « 
zugrunde liegt, nicht etwa die Welt- 
bürgerin; von der spricht keiner. Frei- 
heit, Gleichheit, Brüderlichkeit heißt 
es bei den Jakobinern, nie Schwester- 
lichkeit. Die »Väter des Vaterlandes« 
werden beschworen. Zwischen Welt- 
bürgertum und Nationalstaat gibt es 
eine verbindende Achse, die sich auch 
als das Problematische in der Ge- 
schichte und Diskussion der Linken 
erwiesen hat: die Achse des Patriar- 
chats. Deshalb hilft es uns überhaupt 
nicht, wenn heute einige Leute in der 
Linken — und das gilt auch für meine 
eigenen politischen Freunde in West- 
deutschland — meinen: Also, Natio- 
nalismus wollen wir das mal nicht 
nennen, was wir meinen, das ist ja so 
belastet; jetzt nennen wir das Patrio- 
tismus, das hat eine gute Tradition in 
der Linken. — Ich möchte darauf auf- 
merksam machen, daß man damit ge- 
nau auf dem falschen Bein hurra 
schreit. Denn Patriotimsus ist bereits 
begrifflich eine Sache der Väter. Das 
hat einen untergründigen geschlechts- 
politischen Inhalt und etwas mit der 
Geschichte des Patriarchats in Europa 
zu tun. Deshalb sind auch bei der so 
verstandenen nationalen Frage die 
Frauen immer ausgeschlossen. 

Was spielt sich aber dort ab, wo das 
»Volk« ist? Das ist ja ein ziemlich dif- 
fuser Begriff, dem kommen wir nicht 
so ohne weiteres nah. Deshalb weisen 
ihn die Wissenschaftler auch oft als 
unklar zurück. Doch aus welcher 
Sicht ist er unklar? Aus der Sicht des 
Patriarchats. Unsere Sprache hält 
aber durchaus ein Wort bereit, das in 
diesem Bereich angesiedelt ist: die 
Muttersprache«. Volk und Mutter- 
sprache gehören zusammen. Einige 
Leute sprechen darum auch von 
»Mutterland«. György Konräd aus 
Ungarn hat einmal dazu aufgefordert, 
doch lieber in den Kategorien des Ma- 
triotismus zu denken. »Mitteleuropa, 
das ist etwas Mütterliches.« Es erfor- 
dert Matrioten statt Patrioten. 

Das macht in der Tat einen wesent- 
lichen Unterschied und ist weit mehr 
als eine sprachliche Volte. Denn das 
patriotische Denken in den Katego- 
rien des Staates ist das Denken in ge- 
raden Linien und rechten Winkeln, in 



Disziplinierung, Organisation und na- 
tionalen Interessen, in nationalen Res- 
sourcen und Strategien, Grenzen und 
Hauptstädten. Wenn wir aber vom 
Volk her denken, dann geht es um die 
alltägliche Befindlichkeit, um Sprache 
und Sozialität. Und Sprache ist dabei 
nicht mehr in erster Linie Grammatik, 
Regel und Reinheit. Sprache ist dann 
Schwingung, ist Körperlichkeit und 
alltägliche sinnliche Kommunikation. 
Mutterland ist auch keine Sache von 
Grenzen, denn wenn ich in die Emi- 
gration gehe, geht meine Sprache mit. 
Es ist keine Sache von Hauptstädten, 
im Gegenteil, Hauptstädte werden 
durch die Muttersprache provinziali- 
siert. In Hauptstädten spricht man re- 
gionale Sprache, Dialekte und Sozio- 
lekte. Hier entsteht kollektive Identi- 
tät. 

In der nationalen Frage steckt also 
gleichzeitig eine geschlechtspolitische 
Herausforderung. Daß man diese bis- 
her ausgeklammert hat, hat zu einer 
fatalen Verzerrung der Problematik 
geführt. Gerade die deutsche Linke 
hat darunter gelitten. Sie wollte ent- 
weder » vaterländisch « sein und mußte 
erfahren, daß ihr darin der Faschis- 
mus überlegen war. Oder sie nahm es 
hin und entwickelte es zu ihrem 
Selbstbewußtsein, » vaterlandslos « zu 
sein — ohne doch zu erkennen, daß 
darin ihre mutterländische Chance 
lag. 

Aus: Godele von der Decken (Hg.): Tei- 
lung Tirols — Gefahr für die Demokratie? 
Bozen 1988. 
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Gesprengter Masten einer Klektroleitung in der Umgehung von Bo/en: Italiens Verzöge- 
rungstaktik und die Nichteinhaltung international übernommener Verpflichtungen 
führten 1961 zu Sprengstoffanschlägen in Südtirol. 



Bombenstimmung in Südtirol 

Ein geschichtlicher Überblick 

Der Konflikt in Südtirol steht vor seinem Abschluß, dies mag der Kindruck 
sein, den Leser bundesdeutscher Zeitungen bekommen, lind tatsächlich: ein 
Abschluß bei den Verhandlungen über die Durchführungsbestimmungen zum 
Autonomiegesetz steht bevor. Ob damit der Streitfall Südtirol, also Themen wie 
Zweisprachigkeit, Proporz, Autonomie oder gar das Selbsthestimmungsrecht 
von der Tagesordnung verschwinden, muß bezweifelt werden. Die jüngste An- 
schlagswelle ist dafür nur ein Anzeichen. Unzufriedenheit w ird bleiben, bei den 
Italienern, weil ihnen bisher gewahrte Privilegien gestrichen werden, hei den 
Ladinern, weil der rätoromanischen Urbevölkerung der Alpen wenig Zuge- 
ständnisse gemacht wurden, bei den Deutschen, weil ihnen das Recht auf 
Selbstbestimmung, also die Wahl, über ein Verbleiben bei Italien, die Angliede- 
rung an Nordtirol oder die Möglichkeit eines »Freistaats Südtirol« — eine For- 
derung des Südtiroler Heimatbundes — vorenthalten wurde. Dafür gibt es 
vielerlei Gründe. Kommt es zum Abschluß bei den Verhandlungen über das Pa- 
ket, dann bedeutet dies, daß Streitigkeiten von Italien zu inneren Angelegenhei- 
ten erklärt werden, sich die Schutzmacht Österreich aus zukünftigen Konflikten 
heraushält, aber auch, daß ein gesetzlicher Rahmen für das Zusammenleben 
der Ladiner, Italiener und der Deutschen geschaffen würde. Dies bedeutet 
einerseits, daß die Deutschen eine begrenzte Autonomie, die Voraussetzung für 
die Erhaltung ihrer kulturellen Identität, zugestanden bekämen. Dies heißt je- 
doch nicht, daß das Recht auf Selbstbestimmung für immer verwirkt wäre, 
denn das Recht auf eigene Bestimmung kann einem Volk nicht nur einmal zuge- 
standen werden, sondern ist ein immerwährendes Recht. Andererseits bedeutet 
der Abschluß in der Autonomieregelung auch für die Seite des italienischen 
Staates kein Endzustand. Jüngste Verfassungsgerichtsurteile haben gezeigt, daß 
nationale Gesetze nicht unbedingt den Regelungen in der Autonomiefrage 
gleichlaufen, sondern ihnen oft sogar widersprechen und damit die Autonomie 
Südtirols aushöhlen können. Das Paket bleibt somit nur eine gegenwärtige Po- 
sitionsfestlegung, von der zukünftige Veränderungen in verschiedenartigen 
Richtungen ausgehen können. 



Am 5. September 1946 kam es am 
Rande der Pariser Friedenskonferenz 
zwischen dem italienischen Minister- 
präsidenten Alcide Degasperi und 
dem österreichischen Außenminister 
Dr. Karl Gruber zum Abschluß des 
Gruber-Degasperi-Abkommens. Die- 
ser Schutzvertrag, der hauptsächlich 
auf Drängen der Westmächte zustan- 
de kam, sollte die Erhaltung des südti- 
roler Volkstums sichern. Nachdem 
rund 163 000 Unterschriften den Wil- 
len der erwachsenen Bevölkerung zur 
Ausübung des Selbstbestimmungs- 
rechts eindrucksvoll bekundeten, das 
Recht auf Wiedervereinigung mit 
Nordtirol jedoch von den Außenmini- 
stern der vier Großmächte aberkannt 
wurde, setzten die Südtiroler ihre gan- 
ze Hoffnung in den Pariser Vertrag. Er 
sollte die Gewähr für eine autonome 
Provinz Bozen bilden. Wörtlich hieß 
es in diesem Vertrag: 

»Die deutschsprachigen Einwohner 
der Provinz Bozen und der benach- 
barten doppelsprachigen Gemeinden 
der Provinz Trient genießen die volle 
Gleichberechtigung mit den italie- 
nisch-sprachigen Einwohnern, im 
Rahmen besonderer Maßnahmen zum 
Schutze der volklichen Eigenart und 
der kulturellen und wirtschaftlichen 
Entwicklung der deutschen Sprach- 
gruppe. In Übereinstimmung mit den 
bereits erlassenen oder zu erlassenden 
gesetzlichen Maßnahmen wird den 
Staatsbürgern deutscher Zunge im be- 
sonderen gewährt: 

a) Volks- und Mittelschulunterricht 
in ihrer Muttersprache; 

b) Gleichberechtigung im Gebrauch 

der deutschen und italienischen Spra- 
che in öffentlichen Ämtern und amt- 
lichen Urkunden wie auch in der 
doppelsprachigen Ortsnamens- 

gebung; 

c) das Recht, die deutschen Fami- 
liennamen wiederzuerwerben, die im 
Laufe der vergangenen Jahre italieni- 
siert wurden; 

d) Gleichberechtigung bei Zulas- 
sung zu öffentlichen Ämtern zu dem 
Zwecke, eine angemessenere Vertei- 
lung der Beamtenstellen zwischen den 
beiden Volksgruppen zu verwirk- 
lichen.« 

Und nicht zuletzt beinhaltete er die 
Revision der Option von 1939, d.h. die 
Anulierung der Staatsbürgerschafts- 
option, die sich aus dem Abkommen 
zwischen Hitler und Mussolini ergab. 

Da es sich bei dem italienisch- 
österreichischen Südtirol-Abkommen 
um einen internationalen Vertrag han- 
delte — er wurde als integrierender 
Bestandteil in den Friedensvertrag der 
vier Alliierten Mächte aufgenommen 
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— ist das Südtirolproblem für alle Zu- 
kunft eine internationale Frage, des- 
sen Lösung auch für die Vereinten 
Nationen von Wichtigkeit sein muß. 

Italien erfüllte seine Vertragspflich- 
ten jedoch nicht und beschloß die Zu- 
sammenlegung Südtirols mit dem 
Trentino, was eindeutig dem Pariser 
Vertrag entgegenstand. Auch die 
dringlichen Durchführungsbestim- 
mungen — Regelung der Optanten- 
frage, Rückgliederung des Unterlan- 
des und der anderen von Südtirol ab- 
getrennten Gemeinden, Zweisprachig- 
keit — blieben aus. Im Gegenteil, die 
Zuwanderung süditalienischer Fami- 
lien wurde weiter gefördert, indem das 
Koordinierungskomitee für Volks- 
wohnbauten (CEP) eine schnelle 
Durchführung des zweiten Wohnbau- 
programmes beschloß, in dem die Er- 
richtung eines neuen Stadtteiles in 
Bozen einbegriffen sein sollte. Dieser 
staatlich geförderte Wohnungsbau 
kam dem Industrialisierungspro- 
gramm der Faschisten gleich. Der Wi- 
derstand der südtiroler Bevölkerung 
formierte sich schnell und machte sich 
in einer Welle von Sprengstoffanschlä- 
gen in den Jahren 1956/57, 1960 und 
1961 Luft. Dieser massive Protest jun- 
ger Südtiroler — an denen nach An- 
gaben des SHB auch führende 
Vertreter der Südtiroler Volkspartei 
(SVP) beteiligt waren — hielt bis 1969 
an. Fast alle Südtirolkämpfer endeten 
im Kerker, mußten in den anderen Teil 
Tirols fliehen oder verbrachten die 
Jahre der Verfolgung draußen in der 
BRD. Auf einer Kundgebung in 
Schloß Sigmundskron bei Bozen de- 
monstrierten 1957 35 000 Südtiroler 
mit friedlichen Mitteln für die Forde- 
rung »Los von Trient«. Die einstim- 
mig beschlossene Entschließung der 
Protestkundgebung, die aus der Lan- 
deshauptstadt verbannt worden war, 
forderte, »die Sicherung der Lebens- 
rechte der Südtiroler Volksgruppe, 
(...) Südtirol als deutsches Land seiner 
angestammten Bevölkerung in ihrer 
geschichtlich gewordenen Einheit zu 
erhalten«, und stellte fest, daß »wir 
von der Gleichberechtigung im Ge- 
brauch der deutschen Sprache im öf- 
fentlichen Leben unseres Landes noch 
weit entfernt und neun Zehntel der 
Stellen der staatlichen Verwaltung von 
Landesfremden besetzt« sind. »Auf 
der anderen Seite hat man nie daran 
gedacht, das faschistische Unrecht 
wieder gutzumachen, das durch die 
mit allen Mitteln erzwungene Ände- 
rung der Bevölkerungsverhältnisse 
zum Schaden der deutschen Volks- 
gruppe begangen wurde. Das Südtiro- 




kundgvbung in Schloß Sigmundskron hei Bozen am 17. November 1957: Über 35 000 Südtit o forderten mit Entschiedenheit: »Los von Trient!« Auf der Rednerbühne 
Parteiobmann Dr. Silvius Magnago. 



ler Volk sieht sich so, 11 Jahre nach 
Abschluß des Pariser Vertrages in sei- 
ner Existenz immer mehr bedroht.« 

Erst in Folge der Sprengstoffan- 
schläge vom Juni 1961 war die italieni- 
sche Regierung bereit, sich auf Ver- 
handlungen einzulassen. Es wurde 
eine Neunzehner-Kommission gebil- 
det, die sich aus sieben Südtirolern, 
einem Ladiner und elf Italienern zu- 
sammensetzte. Den Vorsitz hatte der 
Sozialdemokrat Paolo Rosst. Diese 
Kommission, deren Beschlüsse nur 
Anregungen darstellten, hatte die 
Aufgabe, die Südtirolfrage »unter all 
ihren Gesichtspunkten« zu prüfen 
und ihre Vorschläge der Regierung zu 
unterbreiten. Erst am 10. April 1964, 
nach fast 4 Jahren, legte die Neun- 
zehner-Kommission ihren dreiteiligen 
Abschlußbericht vor. Aus diesem Be- 
richt mußte die Regierung nun einen 
Gesamtvorschlag ausarbeiten, wel- 
cher wiederum von einer »Experten- 
konferenz« um die offen gebliebenen 
Punkte bereinigt wurde. Diese dritte 
Fassung für »Entwürfe der Dokumen- 
te betreffend die Beendigung der 
österreichisch-italienischen Streitfrage 
über die Anwendung des Pariser Ab- 
kommens« bildete die Grundlage für 
das sogenannte »Paket«. Nach langen 
Geheimverhandlungen und »Klärun- 
gen« machte Italien ein »Gesamtange- 



bot«, das das Ergebnis der Verhand- 
lungen mit Österreich darstellte. Im 
August 1966 faßte der Parteiausschuß 
der Südtiroler Volkspartei (SVP) nach 
einer viertägigen Beratung den Be- 
schluß, dieses Pakt der Landesver- 
sammlung der SVP zu empfehlen, 
sofern sie die Durchführung der vor- 
gesehenen Maßnahmen durch seine 
internationale Verankerung gewährlei- 
stet sieht. Als dann, nach einer weite- 
ren Verschleppung von drei Jahren, 
die endgültigen Texte von Paket und 
»Operationskalender« — Zeitplan mit 
Terminen zur Durchführung der Maß- 
nahmen — Vorlagen, mußte der Par- 
teiausschuß der SVP erneut prüfen 
und darüber abstimmen. Von 66 an- 
wesenden Mitgliedern des Parteiaus- 
schusses stimmten 41 für eine Ent- 
schließung, die das Paket und den 
Operationskalender befürworteten, 23 
stimmten für eine Resolution, die sich 
mit dem Paket nicht zufrieden gab 
und zwei Mitglieder wollten sich nicht 
entscheiden. Bei der entscheidenden 
Landesversammlung wurde die Paket- 
Entschließung mit positiver Einschät- 
zung nach vierzehnstündiger harter 
Debatte zur Abstimmung gestellt. Von 
den 1 104 anwesenden Stimmberech- 
tigten stimmten 583 (52,9%) für und 
492 gegen die Annahme von Paket 
und Operationskalender (15 Enthal- 



tungen, 14 ungültige Stimmzettel). 
Diese sehr knappe Mehrheit zeigt, wie 
umstritten schon damals das Paket 
war, als noch sehr viel Optimismus 
über dieses Bündel von Entschei- 
dungs- und Gesetzgebungsbefugnis- 
sen herrschte. 

Durch die Annahme des Paketes 
waren die nächsten Jahre vorbestimmt 
und vergingen in der Hoffnung, Ita- 
lien würde die Durchführungsbestim- 
mungen schnell realisieren und auch 
einhalten. Doch die Südtiroler Bevöl- 
kerung wurde eines Besseren belehrt. 
Heute kann zu den Ergebnissen posi- 
tiv folgendes vermerkt werden: Mittel- 
fristig hat sich die Autonomie auf die 
wirtschaftliche Entwicklung Südtirols 
ausgewirkt, es herrschte lange Zeit 
Vollbeschäftigung. 

Bis heute wurden gut 90% der 
Durchführungsbestimmungen verab- 
schiedet und sind in Kraft getreten. 
Darunter Bestimmungen zum Kredit- 
wesen, der Sozialfürsorge und Sozial- 
versicherung, dem Schutz und der 
Pflege der geschichtlichen und künst- 
lerischen Werte, über Messen und 
Märkte, Jagd, Fischerei, der Freizeit- 
gestaltung und noch viele andere zu 
ähnlichen Bereichen. Bei den noch 
ausstehenden Durchführungsbestim- 
mungen handelt es sich um so wichti- 
ge wie die 



— Gleichstellung der deutschen Spra- 
che bei Gericht, in den öffentli- 
chen Ämtern und vor der Polizei 

— Einschreibung der Schüler 

— Gesetzgebungsbefugnis auf dem 
Sachgebiet Hochschulfürsorge 

— Neustrukturierung des Rechnungs- 
hofes 

— Änderungen zum Themenbereich 
Gemeindegrenzen 

All diese Bestimmungen dürfen aber 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß es 
sich nur um eine beschränkte Autono- 
mie handelt, das Selbstbestimmungs- 
recht den Südtirolern jedoch verwei- 
gert wird. Und auch bei dieser sehr 
eingeschränkten Autonomie streubt 
sich der italienische Staat dagegen, 
Privilegien abzugeben und den Südti- 
rolern mehr Rechte zuzugestehen. So 
weigert man sich in Rom, die in der 
faschistischen Zeit aufgezwungenen 
Ortsbezeichnungen zu beseitigen. 
Auch kann das italienische Parlament, 
wenn »staatliche Gesetze zu Grund- 
normen der wirtschaftlich-sozialen 
Entwicklung oder zu Prinzipien der 
staatlichen Gesetzgebung erklärt wer- 
den«, die Landesgesetzgebung einge- 
schränkt oder aufgehoben werden. 
Somit wäre auch bei den schon erlas- 
senen Durchführungsbestimmungen 
die Anwendung unsicher und das Pa- 
ket in Frage gestellt. 



Seit Jahren hofft der Obmann der 
SVP und seine Paket- Anhänger auf ei- 
ne der kurzlebigen italienischen Re- 
gierungen. Ob ein Arnalde Forlani 
(DC) oder ein Giovanni Spadolini 
(Republikanische Partei) die Regie- 
rungsgeschäfte in Rom führte, sie 
führten sie für Italien. Auch von der 
neuen Regierungskoalition, die seit 
einigen Monaten im Amt ist, ist kein 
grundsätzliches Umdenken zu erwar- 
ten, zu groß ist der Druck der Chauvi- 
nisten aus allen Parteien. Die Stim- 
mengewinne des MSI sind auch als 
Folge der fortgesetzten Verschlep- 
pungspolitik zu sehen. Der MSI- 
Feldzug von der angeblichen Unter- 
drückung der Italiener durch die Süd- 
tiroler hatte Erfolg bei den italieni- 
schen Wählern. Nach Artikel 108 des 
Autonomiestatutes hätte die »geset- 
zesvertretenden Dekrete, die die 
Durchführungsbestimmungen zum 
Statut enthalten, ... — außer in aus- 
drücklich vorgesehenen Fällen — in- 
nerhalb von zwei Jahren nach 
Inkrafttreten des Verfassungsgesetzes 
vom 10. November (Autonomiestatut) 
erlassen« sein müssen. Da das Statut 
im Februar 1972 in Kraft trat, hätte 
der größte Teil der Durchführungsbe- 
stimmungen bis zum Februar 1974 er- 
lassen werden müssen. Die Zeitspanne 
von 1974 bis 1988 kann also auch 
nicht mehr mit den ausdrücklich vor- 
gesehenen Fällen entschuldigt werden, 
sondern muß ganz klar als Verzöge- 
rungstaktik zur Nichteinhaltung des 
Autonomiestatus verstanden werden. 

Inzwischen ist der gefährliche Still- 
stand in der Südtirolfrage beendet, er 
wurde abgelöst durch eine explosive 
Stimmung, die sich in zahlreichen An- 
schlägen in den letzten Monaten Luft 
gemacht hat. Im Bornbencxio\g des 
MSI bei den letzten Wahlen sehen die 
Neufaschisten einen Persilschein für 
ihren Kampf gegen jede Art von 
Autonomie. Vereinzelt sieht man an 
Häuserwänden bereits die aufgesch- 
mierte Parole: »Deutsche raus!« 

Die Opposition innerhalb der SVP 
hat durch Alfons Benedikter einen an- 
gesehenen Politiker dazugewonnen. 
Aber auch die SVP- Dissidenten vom 
Südtiroler Heimatbund haben nach 
ihrer Wahlniederlage vom Juni ver- 
gangenen Jahres jetzt wieder Hoff- 
nung. Gerechnet werden muß auch 
mit der Freiheitlichen Partei, die eben- 
falls zur Ablehnungsfront gerechnet 
werden darf. 



Gerhard Quast 
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NEUER DEUTSCHER NATIONALVEREIN eV 



Grundsatzprogramm 



Suche nach einem Weg 
zur staatlichen Einheit 

Der „Neue Deutsche Nationalverein“ 
legt sein Programm vor 

Der „Neue Deutsche National verein“ 
hat am 30. Sept. in Bonn sein Grund- 
satzprogramm vorgelegt. Er will auf 
die staatliche Einheit der Deutschen 
hinwirken, indem er dafür geeignete 
politische Konzeptionen erarbeitet. Mit 
seiner Namensgebung knüpft er an den 
„Deutschen Nationalverein“ des 19. 
Jahrhunderts an, der nach der Revolu- 
tion von 1848 angetreten war, den Ge- 
danken nationaler Einheit nach außen 
und demokratischer Ordnung im In- 
nern zu fördern“, heißt es in einer Pres- 
seerklärung. Ehrenvorsitzender der 
Vereinigung ist der ehemalige Bot- 
schafter der Bundesrepublik Deutsch- 
land in der Sowjetunion, Groepper, 
Vorsitzender ist Rüddenklau, der bis 
vor kurzem Mitarbeiter der Deutschen 
Gesellschaft für Auswärtige Politik war. 

Wie aus der Erklärung hervorgeht, 
will sich - die Vereinigung auf die Erar- 
beitung wirklichkeitsnaher und frie- 
densfähiger Konzeptionen konzentrie- 
ren. „Alle Kriterien“, so heißt es ergän- 
zend hierzu, wiesen auf die „konzeptio- 
nelle Attraktivität eines gesamtdeut- 
schen neutralen Staates im Rahmen 
eines von den vier Mächten garantier- 
ten kollektiven Sicherheitssystems in 
Europa hin". 

Der Verein wolle sich nicht nur der 
Pflege freundschaftlicher Beziehungen 
zu den Westmächten widmen, sondern 
sich insbesondere mit neuen Entwick- 
lungen im sowjetischen Denken befas- 
sen, durch die sich eine Chance für das 
Selbstbestimmungsrecht des deutschen 
Volkes eröffnen könnte. Im Grundsatz- 
programm des Neuen Deutschen Na- 
tionalvereins wird daran erinnert, daß 
in den Thesen der 19. Parteikonferenz 
der sowjetischen Kommunisten, die 
vom 28. Juni bis zum I. Juli dieses Jah- 
res tagte, die „Durchsetzung des Selbst- 
bestimmungsrechtes der Nationen“ in 
der Außenpolitik gefordert worden sei. 

Als wichtigen Adressaten seiner 
Überlegungen sieht der Verein die SED 
an. Die derzeitige, von der Ablehnung 
der sowjetischen Politik des „Neuen 
Denkens“ bestimmte Haltung der SED 
sei kurzsichtig. Die veränderte Politik 
Moskaus, die neue Betonung des 
Selbstbestimmungsrechts in Moskau, 
biete der SED die Chance zur Umkehr 
und dazu, der Nation den Vorrang vor 
der Frage der Gesellschaftsordnung 
zu geben. Nur durch die Besinnung 
auf die gesamtdeutsche Verantwortung 
könne sie sich den Rückhalt bei der Be- 
völkerung der DDR verschaffen, den 
sie zu Reformen, „zu Demokratie, zu 
Rechtsstaatlichkeit und zur Förderung 
der Freiheitsrechte der Menschen“ 
brauche. 

Nebenstehend dokumentieren wir das 
Grundsatzprogramm des neugegründe- 
ten Vereins. 



1. Aufgabenstellung und Aktivitäten 

Der NEUE DEUTSCHE NATIO- 
NALVEREIN will die deutschland- 
politische Diskussion beleben, um 
den Gedanken der Wiederherstellung 
der staatlichen Einheit Deutschlands 
in Freiheit zu fördern. Er ist über- 
parteilich. 

Konzeptionelle Neuansätze sind um 
so notwendiger, als sich die staatliche 
Teilung Deutschlands eher vertieft, 
denn ihrer baldigen Überwindung 
entgegengeht. Diese Entwicklung gilt 
es umzukehren. Dazu wird der NEUE 
DEUTSCHE NATIONALVEREIN 
im Rahmen seiner Möglichkeiten als 
gemeinnütziger Verein seinen Beitrag 
leisten. Er entwickelt eigene konzep- 
tionelle Gedanken und erörtert die- 
jenigen anderer. 

Die zielorientierte Diskussion vor- 
handener deutschlandpolitischer Kon- 
zepte wird sich naturgemäß auf den 
Dialog mit den Parteien und Abgeord- 
neten der Legislative konzentrieren. 
Sie tragen als gewählte Organe und 
Vertreter besondere Verantwortung 
für die Verwirklichung der Selbst- 
bestimmung des deutschen Volkes. 

Darüber hinaus wird der NEUE 
DEUTSCHE NATIONALVEREIN 
das Gespräch mit jenen Gruppen und 
Verbänden führen, die dazu eigene 
Denkansätze entwickelten, wie z.B. 
Gruppen in der Friedensbewegung 
und anderen. Dazu zählen die christli- 
chen Kirchen, der Zentralrat der Ju- 
den in Deutschland; vornehmlich aber 
auch der Bund der Vertriebenen, der 
Bund der Mitteldeutschen, einzelne 
Landsmannschaften, Jugendorgani- 
sationen der Parteien und Gewerk- 
schaften sowie studentische Gruppie- 
rungen. Besondere Bedeutung wird 
der NEUE DEUTSCHE NATIO- 
NALVEREIN dem Dialog mit der in 
der DDR verantwortlichen Macht, der 
SED, beimessen. 

2. Deutschlandpolitische 

Vertragsgrundlagen 

Der NEUE DEUTSCHE NATIO- 
NALVEREIN bewegt sich bei Ent- 
wicklung und Verbreitung eigener 
deutschlandpolitischer Konzeptionen 
und bei der Diskussion der Vorstellun- 
gen anderer ausschließlich innerhalb 
des durch das allgemeine Völkerrecht 



und das Grundgesetz der Bundesrepu- 
blik Deutschland vorgezeichneten 
Rahmens. 

Dabei geht der NEUE DEUTSCHE 
NATIONALVEREIN von der Rechts- 
auffassung von „Deutschland als gan- 
zem“ aus, wie sie von den Regierun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland 
vertreten wurde und wird. 

Des weiteren wird der gegenwärti- 
gen deutschlandpolitischen Vertrags- 
lage der Bundesrepublik Aufmerk- 
samkeit geschenkt: hier sind insbeson- 
dere zu nennen: 

— der Deutschlandvertrag in der Fas- 
sung vom 23. Oktober 1954; 

— das deutsch-sowjetische Schluß- 
kommunique vom 13. Oktober 1955; 

— der Moskauer Vertrag vom 12. Au- 
gust 1970 nebst Zusatzdokumenten 
wie dem Brief zur deutschen Ein- 
heit 

— der Warschauer Vertrag vom 7. De- 
zember 1970 

— der Grundvertrag vom 21. Dezem- 
ber 1972 

— der Prager Vertrag vom 11. Dezem- 
ber 1973 

— die Gemeinsame Entschließung des 
Deutschen Bundestages zu den Ver- 
trägen von Moskau und Warschau 
vom 17. Mai 1972. 

Alle Verträge gelten, wie für die Bun- 
desregierung und alle anderen staatli- 
chen Organe, auch für den NEUEN 
DEUTSCHEN NATIONALVEREIN 
in der Auslegung des Bundesverfas- 
sungsgerichts. Dabei sind insbesondere 
die Entscheidungen vom 31. Juli 1973 
zum innerdeutschen Grundvertrag, 
vom 7. Juli 1975 zu den Ostverträgen 
sowie vom 21. Oktober 1987 (Teso- 
Urteil) von Belang. 

Der NEUE DEUTSCHE NATIO- 
NALVEREIN wird bei seiner Arbeit 
die KSZE-Schlußakte von 1975 ebenso 
berücksichtigen wie die Ergebnisse der 
KSZE-Folgetreffen und den KSZE- 
Prozeß insgesamt. Die von allen euro- 
päischen Staaten, den USA und Kana- 
da gemeinsam politisch bekräftigten 
Prinzipien, vor allem die Möglichkei- 
ten friedlicher Grenzveränderungen 
und die Betonung des Selbstbestim- 
mungsrechts der Völker, sind für alle 
Überlegungen zur Überwindung der 
Teilung Deutschlands von großem 
Nutzen. 
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3. Deutschlandpolitik als 

Friedenspolitik 

Allem Denken und Planen hat das un- 
eingeschränkte Friedensgebot zugrun- 
de zu liegen. Davon ausgehend, wer- 
den alle konzeptionellen Ansätze er- 
örtert, die auf das Ziel der Wieder- 
herstellung der staatlichen Einheit 
Deutschlands gerichtet sind. 

Alle deutschlandpolitischen Kon- 
zeptionen werden gleichwertig disku- 
tiert. Besonderes Augenmerk wird je- 
nen Konzeptionen zugewandt, die 
nicht mit dem Makel gänzlicher Er- 
folglosigkeit in der praktischen Politik 
behaftet sind. 

Der NEUE DEUTSCHE NATIO- 
NALVEREIN wird seine Aufmerk- 
samkeit auf solche Konzeptionen 
richten, die sich von einer Lösung der 
deutschen Frage zugleich eine befrie- 
digende Stärkung von Sicherheit und 
Stabilität in Europa versprechen. Der 
Zusammenhang von deutscher Frage 
und europäischer Sicherheit ist allge- 
mein unumstritten (Harmel-Bericht). 

Zu derartigen Konzeptionen zählt 
auch ein von den Vier Mächten garan- 
tiertes. neutrales Gesamtdeutschland, 
gegründet auf die freie Ausübung der 
Selbstbestimmung des deutschen Vol- 
kes. Das damit verbundene militäri- 
sche Disengagement der Vier Mächte 
und anderer Vertragsstreitkräfte wür- 
de die militärische Blockkonfronta- 
tion in Deutschland beenden. Die Sta- 
tus-Garantie der Vier Mächte käme 
dem Wunsch des deutschen Volkes 
nach möglichst niedrigen eigenen Rü- 
stungsbürden entgegen. 

Der NEUE DEUTSCHE NATIO- 
NALVEREIN wird in seine Überle- 
gungen auch Konzeptionen und An- 
sätze der Nachkriegszeit einbeziehen, 
die seinerzeit keine Chance der Erpro- 
bung in der praktischen Politik erhiel- 
ten. Dies gilt insbesondere für Kon- 
zeptionen einer Disengagement-Poli- 
tik, die George F. Kennan in den 
fünfziger Jahren entwickelte: außer- 
dem für Elemente des polnischen 
Rapacki-Planes sowie Komponenten 
des Deutschlandplanes der SPD von 
1959. Nicht zuletzt trifft dies auf die 
sowjetischen Deutschland-Initiativen 
der Jahre 1952-1955 zu, die schließlich 
auf ein einheitliches und demokra- 
tisches Deutschland abzielten. Die 
Einbeziehung der Bundesrepublik 
Deutschland in den Nordatlantikpakt 
beantwortete die Sowjetunion be- 
kanntlich mit der Änderung ihrer 
Deutschlandpolitik und der Errich- 
tung eines eigenen Militärblocks, des 
Warschauer-Pakts. 

4. Die Bedeutung der Vier Mächte 

Niemand, der über eine Lösung der 



deutschen Frage nachdenkt, kann die 
Position der Vier Mächte Frankreich, 
Großbritannien. Sowjetunion und 
USA außer acht lassen, die allesamt 
Rechte und Verantwortlichkeiten in 
bezug auf Deutschland als Ganzes 
und Berlin innehaben. Sie können ein 
Aktivposten in jeder deutschen Wie- 
dervereinigungspolitik sein. 

Die drei Westmächte haben sich be- 
reits im Deutschlandvertrag für die 
Verwirklichung der Selbstbestimmung 
des deutschen Volkes ausgesprochen 
und sich zur Unterstützung einer 
deutschen Politik zur Wiederherstel- 
lung der staatlichen Einheit Deutsch- 
lands verpflichtet. Diese einmütige 
Haltung aller drei Westmächte wurde 
bis auf den heutigen Tag in zahllosen 
Erklärungen bekräftigt. 

In ihr liegt zugleich die entscheiden- 
de Grundlage der historischen Errun- 
genschaft der deutsch-französischen 
Freundschaft. Niemand in Deutsch- 
land, der eine aktive Wiedervereini- 
gungspolitik betreibt, wird deshalb 
auf die französische Unterstützung 
für die deutsche staatliche Einheit ver- 
zichten können und dürfen. Die breite 
Zustimmung, die das deutsche Volk 
für seinen Wunsch nach nationaler 
Einheit in der französischen Bevölke- 
rung genießt, ist ein Beweis der tiefen 
Verankerung dieser Freundschaft; sie 
ist mehr als ein Gebilde diplomati- 
scher Floskeln. Der NEUE DEUT- 
SCHE NATIONALVEREIN wird 
sich auf wissenschaftlich-publizisti- 
scher Ebene frühzeitig um Rat und 
gute Dienste entsprechender Reprä- 
sentanten unseres französischen 
Nachbarvolkes bemühen. 

Dank ihrer Bereitschaft und ihrem 
Willen wird die westliche Wertege- 
meinschaft insgesamt in ihrem Beitrag 
zur Lösung der deutschen Frage über 
das Bewahren und Ausbilden des Be- 
stehenden hinaus neuen Sinn und 
Erfüllung finden: Denn das einige 
Deutschland wird ein demokratisches 
Deutschland sein; deutsche Einheit 
bedeutet zugleich einen Sieg der Men- 
schenrechte. 

Unter den Vier Mächten ist die So- 
wjetunion für die deutsche Frage die 
entscheidende Macht: Im Gegensatz 
zu den Westmächten bestritt sie über 
dreißig Jahre in Theorie und Praxis 
dem deutschen Volk die Verwirkli- 
chung seiner nationalen Selbstbestim- 
mung. Erst jetzt, unter der neuen so- 
wjetischen Führung, beginnt sich eine 
Änderung der Sichtweise anzudeuten; 
sie geht über die noch vage Zielvor- 
stellung vom „gemeinsamen Haus Eu- 
ropa“ hinaus. Denn in den Thesen 
des Zentralkomitees an die XIX. Par- 
teikonferenz der KPdSU wurde die 



„Durchsetzung des Selbstbestim- 
mungsrechts der Nationen“ in der 
Außenpolitik gefordert und eine De- 
mokratisierung der internationalen 
Beziehungen für notwendig erachtet. 
Im Hinblick auf die deutsche Frage 
können diese Tendenzen nicht ohne 
Auswirkungen bleiben. 

5. Deutschlandpolitik als europäische 

Abrüstungspolilik 

Die Tatsache, daß die Einheit 
Deutschlands in den fünfziger Jahren 
trotz der prinzipiellen Zustimmung 
der Westmächte zur nationalen Selbst- 
bestimmung der Deutschen und trotz 
der sowjetischen Deutschlandpolitik 
nicht zustande kam, lenkt den Blick 
auf ein entscheidendes Problem: die 
Frage der Sicherheit in Europa. Die 
Möglichkeit einer Einbeziehung Ge- 
samtdeutschlands in die NATO schei- 
det für die Sowjetunion aus Gründen 
ihrer Sicherheit aus. Konsequenter- 
weise endete die sowjetische Wieder- 
vcreinigungspolilik seinerzeit mit der 
Einbeziehung der Bundesrepublik in 
das nordatlantische Militärbündnis. 

Der NEUE DEUTSCHE NATIO- 
NALVEREIN wird deshalb sein Au- 
genmerk auf die Fragen eines gemein- 
samen Nenners der Sicherheit in Eu- 
ropa richten. Die Verwirklichung des 
Selbstbestimmungsrechts des deut- 
schen Volkes muß zugleich eine all- 
seits befriedigende Lösung der Ost- 
West-Sicherheitsproblematik mit sich 
bringen. Bestimmte Elemente der ge- 
genwärtigen Rüstungskontrolldiskus- 
sion über konventionelle Militärstruk- 
turen weisen auf die wichtigsten 
Aspekte des Sicherheitsproblems hin. 
Studien, die in der zweiten Hälfte der 
sechziger Jahre im Planungsstab des 
Auswärtigen Amtes unter der Leitung 
von Egon Bahr über die Verknüpfung 
von europäischer Sicherheit und deut- 
scher Frage erstellt wurden, bieten 
ebenfalls Anregungen. 

Aus dem Zusammenhang von euro- 
päischer Sicherheit und deutscher 
Selbstbestimmung erwächst die ge- 
dankliche Attraktivität gesamtdeut- 
scher Neutralität: Die Verwirklichung 
eines neutralen, gesamtdeutschen 
Staates bringt die Aufhebung der un- 
mittelbaren militärischen Konfronta- 
tionslage zweier Blöcke. Deutsche 
Selbstbestimmung führt durch das 
Auseinanderrücken der Blöcke zu 
mehr Sicherheit in Europa. 

Ein zureichendes deutschlandpoliti- 
sches Konzept kann deshalb mehr be- 
wirken als fünfzehn Jahre ergebnis- 
loser Rüstungskontrollverhandlungen 
wie die Wiener MBFR-Gespräche. 




Geschichtliche Lehren, aktuelle Er- 
fahrungen und die Einsicht in die Zu- 
sammenhänge können nicht unberück- 
sichtigt bleiben. Der NEUE DEUT- 
SCHE NATIONALVEREIN wird 
sich deshalb niemals dazu verleiten 
lassen, in seiner konzeptionellen Ar- 
beit militärischen Fragen den Vorrang 
vor politischen einzuräumen — und 
für diese dann keine Lösung mehr fin- 
den zu können. 

6. Die Rolle der SED 

Die SED gehört zu den wichtigsten 
Adressaten der Überlegungen des 
NEUEN DEUTSCHEN NATIONAL- 
VEREINS. Denn die Sozialistische 
Einheitspartei Deutschlands trägt ein 
hohes Maß an Verantwortung dafür, 
ob und wie sich die Dinge der deut- 
schen Nation wieder zum Besseren 
wenden. Die Auffassung der derzeiti- 
gen Führung in Ostberlin, das neue 
Denken in der Sowjetunion auf Dauer 
ignorieren zu können, erscheint kurz- 
sichtig. 

Die Entwicklung in Moskau hat in 
der Bevölkerung der DDR Hoffnun- 
gen geweckt. Es zeugt von geringer 
politischer Weitsicht der DDR-Füh- 
rung, trotz großzügiger Wirtschafts- 
hilfe die Unterdrückung der Freiheits- 
rechte der Menschen zu verschärfen, 
zu deren Einhaltung sie sich national 



und international verpflichtet hat. Die 
SED hat sich in eine Sackgasse ver- 
rannt; sie muß die Chance zur Um- 
kehr nutzen. 

Das neue Denken in Moskau, be- 
sonders der Rang, der dem Selbstbc- 
stimmungsrecht der Nationen wieder 
eingeräumt wird, bietet diese Chance. 
Die eigene Vergangenheit in der natio- 
nalen Frage, der so oft beschworene 
Vorrang der Nation vor der „gesell- 
schaftlichen Frage“ weisen den Weg 
der Umkehr. 

Die SED wird sich wieder zur ge- 
samtdeutschen Verantwortung beken- 
nen müssen. Allein dies verschaffte 
ihr Rückhalt bei der unbeirrt auf das 
ganze Deutschland blickenden Bevöl- 
kerung der DDR. Rückhalt wiederum 
verliehe ihr die Kraft zu längst über- 
fälligen innerparteilichen und inner- 
staatlichen Reformen: zu Demokratie, 
zu Rechtstaatlichkeit und zur Förde- 
rung der Freiheitsrechte der Men- 
schen. Damit gewönne die SED poli- 
tische Glaubwürdigkeit und nationale 
Legitimation. 

Die SED selbst ließ 1962 die Pro- 
klamation „Die geschichtliche Aufga- 
be der Deutschen Demokratischen 
Republik und die Zukunft Deutsch- 
lands“ mit den Worten schließen: 
„Ganz Deutschland ein reiches und 
blühendes Land der friedlichen Ar- 



beit! Stolz und Freude für seine Bür- 
ger und geachtet unter den Völkern! 

— Danach zu streben, dafür zu arbei- 
ten und zu kämpfen — das ist die Auf- 
gabe der Deutschen Demokratischen 
Republik, ihrer Bürger und aller fried- 
liebenden Deutschen!“ 

Ein solches Wort heute und die not- 
wendigen Taten als Signal einer Um- 
kehr würden nicht ungehört verhallen 

— wie damals, als es gesprochen wur- 
de, am 17. Juni im Jahre nach dem 
Bau der Berliner Mauer. 

7. Schlußbemerkung 

Der NEUE DEUTSCHE NATIO- 
NALVEREIN wird sich um eine brei- 
te Unterstützung seiner Arbeit in 
der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland bemühen. Diese Unter- 
stützung ist unerläßliche Vorausset- 
zung seines Erfolges. In ihr kommt 
der Wille zum Ausdruck, daß die 
deutsche Nation ihre staatliche Ein- 
heit wiedererlangt. 

Königswinter, am 30. September 1988 



Kontaktadresse: 

Neuer Deutscher Nationalverein e.V. 
Vorsitzender Dr. Harald Rüddenklau 
Postfach 120445 
5300 Bonn 1 



Erich Fried 
GUTER VORSATZ 

Ich habe es satt 
ich habe zuviel geschrieben 
Ich will nur noch schreiben 
was man nicht schreiben darf 

Aber es ist nicht genug 
wenn mir die Herrschenden sagen 
man darf das nicht schreiben 
denn die sagen zu oft man darf nicht 

Nein ich muß auch 
meine Genossen fragen 
diese und jene 

die miteinander gar nicht mehr sprechen 

Erst wenn auch die mir sagen 
man darf das nicht schreiben 
kann ich beginnen zu wissen 
daß ich es schreiben muß 
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Von Idealen übersättigt 

Ein Interview mit dem aus Sachsen stammenden Schriftsteller Siegmar Faust 



Herr Faust, man kommt wohl nicht umhin, 
Sie einen politischen Schriftsteller zu nen- 
nen, mit dem bedeutenden Zusatz allerdings, 
daß Ihre Werke von erlebter Politik han- 
deln. Welches Schicksal ist das, welches aus 
Ihnen einen Autor machte, den die Realität 
stets (?) mehr beschäftigte als die literarische 
Fiktion? 

Zugegeben, mich stört das Etikett »politi- 
scher Schriftsteller« nicht, obwohl ich keine 
Machtambitionen habe. Mir geht es heute 
genau ums Gegenteil dessen, was mich frü- 
her als Jungmarxist bewegte, als ich die Welt 
noch verändern wollte. Das, was Marx in sei- 
ner 11. Feuerbach-These verächtlich verwarf, 
nämlich die Welt nur zu interpretieren, ist 
mir in meiner jetzigen Entwicklungsphase 
das Wichtigste geworden. Kurz, aber leider 
phrasenhaft: Mir geht's um Wahrheit, nicht 
um Macht. Mit der Wahrheit nehmen es die 
Utopisten nicht so genau, weil es ihnen nicht 
um die Anerkennung der Realitäten, oder 
besser: um die Durchschaubarkeit der Wirk- 
lichkeit geht, sondern um Fiktionen. Intel- 
lektuelle heben ja bekanntlich gern vom Bo- 
den ab, deshalb weht ihr Geist gern im Win- 
de, mal rechts, mal links herum. Die SED- 
Utopisten mußten mich erst über 400 Tage in 



eine feuchte Kellerzelle im Zuchthaus Cott- 
bus sperren, bis ich endlich Grund unter die 
Füße bekam. Für dieses Schicksal werde ich 
meinen Peinigern ewig dankbar sein. Sie 
glaubten, mich im Muff ihrer Realität erstik- 
ken zu können, ungewollt jedoch ermöglich- 
ten sie mir einen Blick hinter die Kulissen. 
Was aber noch wichtiger ist: Ich bekam Ein- 
sicht in die Transzendenz. 

Ist Ihr Schicksal exemplarisch für eine ganze 
Generation junger Intellektueller aus 
Deutschlands Mitte? Was unterscheidet Sieg- 
mar Faust von allgemein wohl bekannteren 
Autoren wie Jurek Becker, Stefan Heym, 
Wolf Biermann, Günter Kunert, Jürgen 
Fuchs, um nur einige zu nennen? 

Mein individuelles Schicksal kann nicht 
exemplarisch für eine ganze Generation sein. 
Viele, die das gleiche Grunderlebnis hatten 
wie ich, entwickelten sich ganz anders, ob- 
wohl oft gleiche Erlebnisse gleiche Reflexe 
provozieren. Da jedoch menschliches wie un- 
menschliches Verhalten in einem unüber- 
schaubaren Kausalnexus stehen, unterschei- 
den wir uns auch oft auf unlogische Weise. 
Die Autoren, die Sie mir gegenüberstellen, 
unerscheiden sich in erster Linie von mir 
durch ihren Erfolg, den sie ganz deutlich und 



verdienterweise durch ihre besseren Leistun- 
gen erreicht haben. Da kann ich literarisch 
einfach noch nicht mithallen. Erst in zweiter 
Linie unterscheiden wir uns durch unsere 
Haltungen gegenüber einer aus dem 19. 
Jahrhundert stammenden Ideologie, die ich 
heute als eine verhängnisvolle Utopie ent- 
schieden ablehne. Da ich mich aber in einer 
pluralistischen Demokratie wohlfühle (trotz 
Dudenterror, Geld- und Zeitmangel), sehe 
ich in unseren politischen oder, um es hoch- 
trabend zu sagen, filosofischen Gegner- 
schaft nichts Negatives, da die Demokratie 
geraden durch diese Gegnerschaft ihre viel- 
gestaltige Lebendigkeit erhält. Hier ist der 
Streit der Vater aller Dinge, um Heraklit ein- 
mal zu modernisieren. Biermann und Fuchs 
kenne und schätze ich persönlich, obwohl 
wir in grundsätzlichen Fragen politische 
Gegner sein dürften. Zu Becker und Heym 
wahre ich Distanz, derweil ich sie für Utopi- 
sten halte, die m.E. deshalb wenig von der 
mitteldeutschen sozial existierenden Realität 
begreifen konnten, weil sie ständig dem Kor- 
ruptionsversuch der SED-Machthaber aus- 
gesetzt waren und noch sind. Sie leben, lei- 
den, lachen und lieben nicht wie die Mehr- 
heit der dortigen Bevölkerung; sie leben ge- 
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wissermaßen im Elfenbeinturm, jenseits von 
Wut und Blöße. 

Entspricht der Spaltung Deutschlands ein 
gespaltener Kopf? Können westdeutsche Er- 
fahrungen überhaupt mit mitteldeutschen 
vermittelt werden? 

In meinem jugendlichen Leichtsinn schrieb 
ich früher ein Gedicht: »bejammert eure 
deutschländer / befühlt eure zungen / be- 
greift eure ärsche / was ist heutzutage nicht 
gespalten?« Erst hier im Westen habe ich be- 
griffen. daß die beiden Teile Deutschlands 
sehr verschieden sind, verschieden geworden 
sind und immer verschiedener werden. Die 
feudalsozialistischen Machtverwalter verhin- 
dern in ihrer Besatzungszone eine freie Ent- 
wicklung und zwingen auf barbarische Weise 
den Menschen die Struktur einer längst 
schon überwundenen Kulturstufe auf. Auf 
vielen Gebieten sind die Unterschiede so 
groß wie zwischen Tag und Nacht oder, wie 
ich in einer Parabel schrieb, wie zwischen ei- 
ner Plantage und dem Urwald. Wer in einem 
der Teile aufwächst, kann sich das Leben mit 
allem Drum und Dran im anderen Teil nicht 
wirklich vorstellen. Und wer nur im eigenen 
Saft zu schmoren gezwungen wird, kann 
nicht einmal seine Lage begreifen, da man 
nichts aus sich selbst heraus verstehen kann, 
sondern nur im Vergleich zu etwas anderem. 
Wer immer gesund ist, kann den Wert der 
Gesundheit nicht empfinden. Wer in einer 
Demokratie aufgewachsen ist, kann deren 
Werte erst ermessen, wenn er sich deren Al- 
ternative aussetzt, und zwar mit Haut und 
Haaren, soll heißen: nicht nur als Zweitage- 
stourist oder als akkreditierter Journalist 
oder privilegierter Diplomat. Nur ein Schat- 
ten der Erfahrung läßt sich auf Menschen 
mit anderen Erfahrungen übertragen, und 
zwar durch gute Kunstwerke, die einem die 
komplexe Wirklichkeit emotional und ratio- 
nal nacherlebbar machen. 

Wolf Biermann nannte seinen unfreiwilligen 
Übertritt von Ost nach West einen Schritt 
» vom Regen in die Jauche «. Sie scheinen zu- 
nächst die Bewegungsfreiheit zu genießen, 
die es hier gibt, Ist damit der Systemkritiker 
zum Hofberichterstatter geworden? Anders 
gefragt: Kann man dem aUesbeherrschenden 
Entweder-oder entgehen? 

Biermann hat, wie übrigens die meisten von 
uns, viel dummes Zeug am Beginn seines 
Hierseins von sich gegeben. Er hat sich 
längst revidiert und findet nun mit seiner 
ehemaligen Geliebten Eva-Maria Hagen 
»Hamburg auch im Regen schön« und 
möchte nicht mehr zurück, »nicht einen 
Tag«. Mein Freund und Kollege Ulrich 
Schacht sagte einmal treffend, daß die wirk- 
liche Heimat des Menschen nur die Freiheit 
sein kann. Ich kann diese in einer Demokra- 
tie mögliche Freiheit trotz vieler Enttäu- 
schungen, Pannen und Gefährdungen nach 
12 Westjahren noch immer im wahrsten Sin- 
ne des Wortes sinnlich genießen. Aus vollem 
Herzen kann ich dem exilrussischen Nobel- 
preisträger für Literatur Jossif Brodskij zu- 
stimmen, der in seiner Nobelpreis-Rede sag- 
te: »lieber der letzte Pechvogel in der Demo- 
kratie als ein Märtyrer oder Beherrscher der 
Gedanken in der Despotie« sein! Für meine 
Freunde und mich kann es zwischen einer to- 
talitären Diktatur und einer pluralistischen 
Demokratie absolut keine Annäherung ge- 
ben, weder durch Wandel noch mit oder oh- 
ne ihn. Was sollen wir von einer Diktatur 
übernehmen? Auf welche Elemente der De- 
mokratie können wir verzichten: etwa auf die 



Gewaltenteilung, die Rechtssicherheit, auf 
Menschenrechte oder was? Wenn man in 
einer Demokratie nicht zu der unkündbaren, 
hochdotierten BUrokratenkaste gehört, son- 
dern zu den freiberuflichen »Kleinstunter- 
nehmern«, die sich risikovoll nur selbst aus- 
beuten. entgeht man wohl der Gefahr, Hof- 
berichterstatter zu werden. Aber für das 
Prinzip Demokratie würde ich selbst dann 
ein Hohelied singen, wenn ich für dieses 
Prinzip mein Leben opfern mußte. 

Ihre Knasterfahrung läßt sich nicht vermit- 
teln. Trotzdem die Frage: Haben Sie Ihren 
Glauben an eine » bessere Gesellschaft « dort 
gelassen? 

Was ist denn die »bessere Gesellschaft«? Ich 
drückte schon aus, daß ich heute Utopien 
verabscheue. Schöne Modelle kann man end- 
los produzieren, darf man ja in einer freien 
Gesellschaft sogar vermarkten, alles okay! 
Zu bedenken bleibt, daß jede existierende 
Gesellschaftsordnung im Vergleich zu einem 
harmonischen Modell immer wie ein Mist- 
haufen wirken muß. Mich interessieren also 
nur noch die Vergleiche zwischen real existie- 
renden Gesellschaftsordnungen. Wie im Pri- 
vaten. so kann man auch im Gesellschaftli- 
chen alles besser machen (wollen). Wer sich 
anstrengt, wird manches bessern, aber alles 
hat seinen Preis, der oft in keinem Verhältnis 
zu den Verbesserungen steht. Alles kann nur 
vorläufig sein, und vieles ist nur »eitel Ha- 
schen nach Wind«, wie Salomo sagte. Der 
Glaube an eine »bessere Zukunft« oder an 
eine »bessere Gesellschaft« gründet auf einer 
marxistischen Geschichtsbetrachtung, wo 
sich angeblich alles vom Niederen zum Hö- 
heren entwickeln soll. Über dieses von Marx 
erkannte »Geschichtsgesetz« kann ich heute 
nur bitter lachen. Beispiel: Als die Germa- 
nen noch mit dem l^ndenschurz durch den 
Teutoburger Wald rannten (ich übertreibe 
natürlich!), gab es auf dieser Erde schon 
Hochkulturcn. Wo sind sie heute? Falls sie 
überhaupt noch existieren, sind sie zumeist 
auf dem Stand sogenannter Entwicklungs- 
länder stehengeblicbcn oder auf ihn herabge- 
sunken oder gezerrt worden, wie auch 
immer. Ich will nur sagen: Es gibt ein Auf 
und Ab in der Geschichte, wie im individuel- 
len Leben. Wie es Gesetzmäßigkeiten der 
Ungleichheit gibt, existieren auch solche der 
Ungleichzeitigkeit. All das verträgt sich 
schlecht mit dem simplen marxistischen 
Fortschrittsglauben. Also präzise: Meinen 
Glauben an eine »bessere Gesellschaftsord- 
nung« habe ich tatsächlich zurückgelassen. 
In einem Urwald, der für mich das Synonym 
einer pluralistischen Demokratie ist. hält 
sich alles in einem ewigen Gleichgewicht. 
Trotz aller Kämpfe, die darin stattfinden, 
wird keine einzige Art ausgerottet, alles 
bleibt in aller Vielfalt erhalten, obwohl es im 
Urwald Parasiten, Schlingpflanzen, Krank- 
heit, Tod und Teufel gibt. Das ist kein Para- 
dies auf Erden, aber es ist das ewige Stirb 
und Werde. Was wollen Sie an diesem Prin- 
zip »verbessern«? 

Welcher Glaube, welche Hoffnung, welche 
Ideale haben nach alldem noch Platz in Ih- 
rem Kopf? 

ln meinem Kopf ist wieder einiger Platz frei, 
nachdem ich all den dogmatischen Unsinn 
hinausgeworfen habe, der mir in der Dresd- 
ner Schulzeit und während des Studiums in 
Leipzig implantiert wurde. Heute glaube ich 
ganz naiv an einen Schöpfer, da ich mich als 
Geschöpf erfahre und empfinde. Mit Höl- 
derlin hege ich für unsere Welt die Hoff- 



nung, daß dort, wo die Gefahr am größten, 
das Rettende wächst. Und das Wort Ideal 
kann ich kaum noch hören. Mit solchen dem 
Geiste vorschwebenden Mustern kommuni- 
stischer Vollkommenheit bin ich in meiner 
Jugend dermaßen übersättigt worden, daß 
ich heute nicht einmal mehr von einer Ideal- 
figur träumen mag. 

Unsere Generation ist in weilen Teilen im 
Konsum ( Fressen und Kaufen) versackt. Ein 
voller Bauch stellt keine Fragen mehr. Ist das 
für einen zu begreifen, der aus dem Land des 
Mangels kommt? 

Ja, ich kann hier, weil ich es darf, sehr viel 
begreifen. Jedoch gibt es für mich grund- 
sätzlich keine guten und schlechten Genera- 
tionen. das sage ich auch im Hinblick auf 
meine Elterngeneration, die ihre Hoch-Zeit 
im Nationalsozialismus hatte, sondern es 
gibt höchstens günstige und ungünstige Zei- 
ten und Situationen. Übrigens sind Men- 
schen, die in einer Mangelgesellschaft leben 
müssen, oft viel mehr dem Fressen und vor 
allem dem Saufen verhaftet als hier. Der 
Mangel ist, wie mein mitteldeutscher Freund 
und Kollege Gert Neumann in seinem im 
Frankfurter Verlag S. Fischet erschienenen 
Buch »elf Uhr« erkannte, im Sozialismus 
auch ein Herrschaftsinstrument. Wenn die 
Leute in einer solchen Mangelgesellschaft 
nämlich ständig auf der Suche nach etwas 
Besonderem oder meistens auch nur nach 
den banalsten Konsumartikeln sind, bewegen 
sich die Fragen demzufolge in einem sehr 
beengten Rahmen. Aber der materielle Man- 
gel ist ja Vergleichsweise harmlos gegen den 
Mangel an Vertrauen der Bewohner in die 
Regierung, gegen den Mangel an Informa- 
tionen, Menschenrechten, Rechtsstaatlich 
keit, Reisemöglichkeiten und Kommunika- 
tionsmitteln Ich erinnere nur daran, daß in 
der »DDR«, dem perfektesten Staat im Ost- 
block, gerade mal sieben von hundert Privat - 
haushaltcn ein Telefon besitzen. Hier ist der 
wichtigste Mangel zu erkennen: der Mangel 
an Zukunft. Der Anschluß an das Zeitalter, 
wo durch Chips die Geisteskräfte potenziert 
werden, dürfte nicht mehr zu schaffen sein ... 
Mögen Sie uns etwas Uber Ihre literarischen 
Pläne erzählen? 

Eigentlich nicht. Denn wie sagte schon 
Brecht: »Drum mach nur einen Plan und sei 
ein großes Licht; und mach noch einen zwei- 
ten Plan, gehn tun sie beide nicht ...« In mei- 
ner jetzigen hektischen Lebensweise, wo ich 
im Jahr ca. 200 Vorträge halte, Lesungen in- 
klusive, als verantwortlicher Redakteui der 
Zweimonatszeitschrift »DDR heute« einge- 
spannt bin, nebenbei noch einen Referenten- 
dienst bei der Internationalen Gesellschaft 
für Menschenrechte (IGFM) in Frankfurt 
betreue und dann mindestens 100000 km 
jährlich durch die Bundesrepublik kutsche, 
kann ich beim besten Willen keine Hierati- 
schen Pläne schmieden, es sein denn, ein po- 
tenter Großverlag gibt mir einen Auftrag. 
Aber da ich davon nicht träumen will, muß 
ich mich weiterhin als literarischer »Kurzwa- 
renhändler« verdingen. Ich habe jedoch 
auch die Freiheit, in ein Kloster zu gehen, 
um endlich das zu machen, was ich am lieb- 
sten möchte: Literatur. 

(Das Interview mit Siegmar Faust führte 
Holger Tegunever.) 
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Neue Literatur 




Frank Ruckhäherle: Die Dressur der Wandervögel (1976) 



So zerrissen der Leib, 
hier hausend und nicht zuhause, 
liebend und nicht verliebt, 
denkend und unter Verdacht 

Volker Braun: Langsam knirschender 
Morgen. Gedichte, Ffm: Suhrkamp, 1987, 
96 S., DM 19,80. 

Volker Braun, der einstige FDJ-Maja- 
kowski, Jugendobjekt- Pathet und Poeten- 
Leithammel von etwa zwei Dichtergenera- 
tionen der DDR, hat nun wohl mit seinem 
neuesten Lyrikband »Langsam knirschen- 
der Morgen « zum endgültigen Hieb auf 
die eigenen ideologischen Wurzeln, auf 
die eigenen Füße im Staat der Arbei- 
ter-und-Bauern-Diktatur ausgeholt. Das 
heißt, er hat — zwar schwankend noch, 
aber gereift — seine Provinz, das Dresdner 
»Tal der Ahnungslosen«, mit Kopf und 
Seele verlassen und ist wie seine Kollegen 
Czechowski, Mickel und Tragelehn nach 
Preußen exiliert: 

Alle verließen wir, nassen Augs, die 

Heimat der Dichter 

Um im preußischen Sand in dem 

Getriebe zu sein. 
Seitdem und von dort aus darf Braun als 
befugter Jet-setter vom Dienst (doch kei- 
nesfalls vom Staatsssichcrheitsdienst) in 
Paris, in Italien, Mexiko, Frankfurt am 
Main, im Innersten Afrikas, in den Pyre- 
näen oder an sonstweichen dunklen Orten 




der Erde herumreisen. Das bewirkt, daß er 
immer entschiedener von der kleinka- 
rierten DDR-Geschichtsschreibung los- 
kommt, ebenso von der aus dem 19. Jahr- 
hundert stammenden Legitimationsideo- 
logie der Ostberliner Machthaber und de- 
ren engstirniger Parteisprache, obwohl — 
und das sollte man bei aller Bewunderung 
nicht vergessen — Volker Braun ja noch 
immer Genosse dieser absolutheits- 
ansprucherhebenden SED-Sekte ist, der er 
zu Unrecht mildernde Umstände atte- 
stiert: 

Für unfehlbar ließ sich einst die Partei 
plakatieren. 



Das war ein Fehler, aus dem alle, auch 
sie noch, gelernt. 
Als Prominenter darf sich Braun solche 
Provokationen erlauben, auch Spottverse 
wie diese: 

Partei mein Fürst: Sie hat uns alles 

gegeben 

Und alles ist noch nicht das Leben. 
Das Lehen, das ich brauch, wird nicht 
vergeben. 

Fast trotzig schon kehrt Braun nach allen 
bewußtseinserweiternden Welt- und West- 
reisen wieder nach Preußen zurück, dort- 
hin, wo sein Kollege Kurt Bartsch witzig 
zu sagen pflegte: »Ich bleibe im Lande 
und nähre mich rötlich .« Wie ernst das ge- 
meint war, zeigte sich kurz darauf, als 
Bartsch in den freien Teil Berlins über- 
wechselte. Volker Braun variiert nun die- 
sen Spruch etwas weniger witzig, dafür 
orakelhafter: 

Ich bleibe im Lande und nähre mich im 

Osten. 

Mit meinen Sprüchen, die mich den 

Kragen kosten 
In anderer Zeit: noch bin ich auf dem 

Posten. 

Es bleibt also abzuwarten, wie lange es 
Braun noch auf seinem wackeligen Po- 
sten aushält bzw. wie lange solche geistige 
Hochstandartistik von der vergreisten Par- 
teispitze noch geduldet wird. 

Im einzigen und alleinseligmachenden 
Schriftstellerverband der DDR ist Braun 
ebenfalls noch Mitglied — dort, wo seine 
Kollegen einmütig » Übers Erfassen der 
Realität « streiten, so daß er zwar ab und 
zu ins Haus des Verbandes trottet, aber 
nicht aufs Podium, sondern in die Sauna. 

In dem Gedicht »Gespräch im Garten 
des Chefs« wagt sich Volker Braun, ziem- 
lich Wesentliches der Ideologie in Frage zu 
stellen: 

...warum 

Franst das Bewußtsein aus 
In Neutobeda? Ansteckhoffnung 
Auf dem Ehrenkleid, rostige Andenken 
An die Zukunft. 



Der Sozialismus, nur noch eine 

Metapher 

Aber wofür? 

In anderen Gedichten wiederum, vor al- 
lem in dem Text »Blue Movies«, verhed- 
dert sich Braun noch unter aller Würde in 
seinen alten ideologischen Klischees, die 
ihm wahrscheinlich immer wieder von sei- 
nen linken Freunden im Westen aufge- 
wärmt werden. 

Überblickt man jedoch die Spannweite 
seiner Entwicklung, dann bleibt genügend 
zu bewundern, selbst wenn jenes abge- 
rechnet wird, was allzusehr vom Zeitgeist 
und vom Modetrend der Themen be- 
stimmt sein mag. 

In seinem ersten Gedichtband »Provo- 
kation für mich « (1965) schwitzt er noch 
vor, während und nach seinem marxisti- 
schen Filosofiestudium sein jugendliches 
Pathos mit solchen und ähnlichen Versen 
aus: 

... mit diesen erbärmlichen 

Handbaggern, schaufeln wir 

Uns die Brust voll Ruhm und Hoff- 
nung, schaufeln ein Vaterland her. 

Eh sie noch richtig hochkommt, die 

Sonne, über den Gräbern im 

Rhinluch ... 

Von Veröffentlichung zu Veröffentlichung 
— manche davon nur im Westen — wurde 
Volker Braun illusionsloser, lockerten sich 
seine ideologischen Schrauben. Vor allem 
die Chance, als »privilegierter Entdecker 
mit dem dauernden Visum « in der Welt 
des Klassenfeinds herumreisen zu dürfen, 
ermöglichte es ihm, den von Kindheit an 
eingepaukten Propagandaschutt samt Lie- 
dern, Dogmen und Thesen wieder aus sich 
herauszuwerfen, und zwar produktiv, ge- 
winnbringend für sich und seine Leser, 
dazu in anspruchsvoller und moderner 
Form. 

So wagt es sich Braun 25 Jahre nach sei- 
nem Antritt als Dichter und Denker — 
gottlob noch nicht zu spät — , die heiligste 
Fräse der Leninisten, die heimtückische 
Vokabel »Frieden«, die sein SED-Chef 
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versteht sieh. Auch Schumachers wieder- 
holt gemachten klaren Aussagen zur Oder- 
Neiße- Linie sind hier nachzulesen. 

Selbstverständlich hat Günther Scholz 
nicht nur ein Buch über, sondern auch für 
Kurt Schumacher geschrieben, aber der 
Denkmalssockel ist nicht allzu hoch, wird 
doch manches als zeitbedingte Fehlein- 
schätzung beurteilt, wie dies heute aus of- 
fiziöser Parteisicht erscheinen mag, in 
Wirklichkeit aber zur großen Persönlich- 
keit dieses leidenschaftlichen Patrioten ge- 
hört. Das gut geschriebene Buch sollte 
nicht nur über Kurt Schumacher unter- 
richten, sondern auch zur politischen und 
geistigen Auseinandersetzung mit ihm an- 
regen- Herberl Hupka (KK) 

Peter Koslowski, Robert Spaemann und 
Reinhard Löw (Hgg.): Moderne oder Post- 
moderne? Zur Signatur des gegenwärtigen 
Zeitalters (= CIVITAS Resultate Bd. 10), 
XIV u. 289 S., 6 Abb., Br., VVeinheim- 
Therwil: VCH Verlagsgesellschaft / Acta 
humaniora, 1986, DM 54,—. 

Die Moderne ist das Zeitalter, aus dem wir 
kommen und in dem wir uns noch befin- 
den. Die Postmoderne beansprucht, die 
Zeit nach der Moderne zu sein. Die altern- 
de Moderne und die »moderne« Postmo- 
derne stehen sich gegenüber. Im Mittel- 
punkt dieses Bandes stehen die Auseinan- 
dersetzungen um das philosophische und 
gesellschaftliche Programm der Moderne 
und die Frage, ob wir neue Programme für 
die Postmoderne benötigen. Zeigt das 
»Unbehagen an der Moderne« einen ge- 
wandelten Bewußtseinsstand an oder ist es 
nur ein Indiz für das Bewußtsein, daß 
auch Technik und Wissenschaft ihre Gren- 
zen haben und die Moderne wie alles Sei- 
ende altert? Können wir Bewußtseinsfor- 
men und kulturelle Gestaltungen angeben, 
die neu und postmodern sind? Oder ist die 
Postmoderne die Renaissance einer klassi- 
schen Lebenssicht? 

Änderungen im Verhältnis von Lebens- 
welt, Arbeitswelt und kulturellem Bewußt- 
sein finden gewöhnlich in der Kunst ihren 
ersten Ausdruck. Entwicklungen, die vom 
allgemeinen Bewußtsein erst später einge- 
holt werden, sind in ihr bereits sichtbar. 
Die Postmoderne hat sich in der Architek- 
tur, Malerei und Literatur etabliert. Des- 
halb wird den Zeugnissen der Kunst in 
diesem Buch neben Arbeiten aus der Phi- 
losophie und Soziologie besonderer Raum 
gegeben. Es bietet zum ersten Mal eine 
Zusammenschau dessen, was Philosophie, 
Soziologie und die Künste zur Bestim- 
mung der Signatur unseres Zeitalters bei- 
zutragen haben. Durch die Weite der Fra- 
gestellung und die Qualität der Beiträge ist 
eine Arbeit entstanden, an der künftig nie- 
mand Vorbeigehen kann, der sich mit den 
Phänomenen der Postmoderne auseinan- 
dersetzen will. 

Walter Burkart (Hg.): Neues Lexikon der 
Vornamen, Köln: Naumann & Göbel, 
494 S„ DM 9,80. 

Wer von nationaler Identität, von der 
Wahrung volklicher Eigenart spricht, soll- 
te erkennen, daß sie wesentlich von den 



kleinen Dingen des Alltags ausgemacht 
wird. Hierzu gehören Sprache, Nahrung, 
Möbel ebenso wie die Namen, die wir tra- 
gen. 

Das »Neue Lexikon der Vornamen« bil- 
det ein gelungenes Nachschlagewerk fiir 
Interessierte und werdende Eltern. Möchte 
man z.B, erfahren, welcher Herkunft der 
Kaspar (persisch) ist, was der althochdeut- 
sche Vorname Ulrich bedeutet (uodal = 
Erbgut, Heimat; rihhi = reich, mächtig), 
was Astrid (ans = Gott; fridhr = schön) 
oder der aus griechischer Wurzel kom- 
mende Nikolaus (»Volkssieg«), oder sucht 
man nur bekannte geschichtliche Namens- 
vettern, dann ist das Lexikon eine fesseln- 
de Lektüre. 

Doch nicht nur dies, auch für Ge- 
schiehtsfreunde bietet das griffige Werk 
einen guten Einstieg in die Namenskunde. 
Kurz und prägnant wird auf den ersten 
Seiten die historische Entwicklung der uns 
umgebenden Vornamen erklärt, angefan- 
gen von den noch tiefverwurzelten, kämp- 
ferischen und ehrenhaften germanischen 
Namen. Mit der katholischen Kirche ka- 
men viele griechische und sachlich-nüch- 
terne römische Namen in unser Land, wel- 
che oft durch Streichung der lateinischen 
Endsilben eingedeutscht wurden [An- 
lon(ius)]. Die Reformation mit ihrer Ab- 
lehnung der katholischen Heiligenver- 
ehrung bewirkte eine Aufwertung der alt- 
testamentarischen — hebräischen und ara- 
mäischen — Namen. 

Ab dem späten Mittelalter setzte dann 
auch die Entwicklung feststehender Fami- 
liennamen ein, welche meist das Her- 
kunftsland (Heß), den Wohnort (Am- 
berg), das Gewerbe (Schneider) oder kör- 
perliche Eigenschaften (Rothkopf) be- 
zeichneten. Ab der Renaissance, beson- 
ders aber seit dem 19. Jahrhundert bürger- 
te (!) sich die Belehnung der Kinder mit 
französischen (Nicole), englischen (Bob), 
spanisc hen (Carmen), italienischen (Bian- 
ca) und russischen (Boris) Gebilden ein, 
obwohl es teilweise für diese Namen deut- 
sche Formen gibt (Robert für Bob) — ein 
heute kaum beachteter Vorgeschmack auf 
den Gebrauch asiatischer und afrikani- 
scher Namen, zu welchen die bürgerliche 
Flucht in die Exotik in Zukunft gelangen 
wird. 

Dem mit dem bewußten Rückgriff auf 
die volkliche Namensüberlieferung entge- 
genzuwirken, fällt volkstümlich gesinnten 
Paaren mit dem »Neuen Lexikon der Vor- 
namen« in der Hand wesentlich leichter. 

Manchen mag die Beschäftigung mit 
Vornamen abe auch recht nachdenklich 
stimmen. Schlägt ein übereifriger »Gor- 
bi«-Anbeter so unter der Bedeutung von 
Michail nach, wird er auf die Frage »Wer 
ist wie Gott?« stoßen. 

Claus-M. Wolfschlag 

Heinz Brill: Libyens Außen- und Sicher- 
heitspolitik. Moamar el Gaddafis Motive 
und Visionen (= Militär. Rüstung, Sicher- 
heit, Bd. 53), 138 S„ br., Baden-Baden: 
Nomos, 1988. 

Zentraler Gegenstand der hier vorgclegten 
Studie ist die Außen- und Sicherheitspoli- 



tik Libyens und ihre Auswirkungen auf 
den Raum Nordafrika/Mittelmeer. Ausge- 
hend von der historischen Entwicklung 
Libyens wird in der Studie der Versuch un- 
ternommen, die heutigen Ideen und Ziele 
libyscher Außenpolitik herauszuarbeiten 
und zu bewerten. Dabei wird u.a. Moamer 
el Gaddafis politischem Inspirator Gamal 
Abdel Nasser besondere Bedeutung beige- 
messen. Nassers Philosophie der Revolu- 
tion wurde von Gaddafi mit Engagement 
aufgegrifffen. Die in Nassers Schrift ver- 
tretene »Dreikreis-Theorie« wurde von 
Gaddafi weiterentwickelt. Die drei Kreise 
stehen für: Panarabismus. Panislamismus 
und Panafrikanismus. 




Eine ausführliche Beschreibung und 
Analyse ist Gaddafis arabischen Eini- 
gungsbestrebungen gewidmet. Daran an- 
schließend werden in der Studie »Libyens 
Expansionen und Grenzkonfiikte« seil der 
Revolution aufgezeigt, wobei den bewaff- 
neten Konflikten im Tschad und in der 
Großen Syrte besondere Aktualität zu- 
kommt. Gaddafis Anspruch auf die Gro- 
ße Syrte als libysches Binnengewässer wird 
auf der Grundlage des neuen Seevölker- 
rechts einer eingehenden Prüfung unterzo- 
gen. Es werden aber auch die zahlreichen 
Konflikifelder deutlich, die das neue See- 
recht hinsichtlich der Abgrenzungen des 
Festlandsoekcls und der ausschließlichen 
Wirtschaftszonen im Mittelmeer aufwirft. 

Ferner werden die Beziehungen Libyens 
zu den USA und der Sowjetunion nachge- 
zeichnet. Hierbei wurde der Herausarbei- 
tung der Ursachen des Konfliktes zwi- 
schen Libyen und den USA und der Dis- 
kussion um Libyens Aufnahme in den 
Warschauer Pakt zentrale Bedeutung ein- 
geräuml. Im Schlußteil der Studie werden 
die Beziehungen Libyens zu Italien, Spa- 
nien, Griechenland und zur Bundesrepu- 
blik Deutschland behandelt. 
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Zeitschriftenschau 

Mil dem Artikel, der unter dem Pseudo- 
nym Bambino di Praga Ende 1987 in 
der tschechischen Exilzeitschrift »Svedect- 
vi« erschien und nun im »Witikobrief« 
(4/1988) und der »Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung« vom 29. April 1988 nachge- 
druckt wurde, ist der deutsch-tschechische 
Dialog auf eine neue Stufe gehoben wor- 
den. Hier meldet sich nämlich ein Vertre- 
ter der jungen Generation zu Wort, die 
sich nicht länger durch die bitteren Erfah- 
rungen aus der Zeit der deutsch-tschechi- 
schen Gegensätze binden lassen will. Der 
Text zeigt, daß sich das Rad der Geschich- 
te auch in dem Sinne weiterdreht, daß die 
Nachwachsenden nicht länger in den er- 
erbten Kategorien des Gegeneinander den- 
ken wollen. 

Mit diesem Artikel sucht Bambino das 
Gespräch, und als seinen Gesprächspart- 
ner wählt er offenbar die junge Genera- 
tion der Sudetendeutschen, womit er klar 
zu erkennen gibt, daß nach seiner Auffas- 
sung eine künftige Neugestaltung Mittel- 
europas aus geographischen wie vor allem 
historischen Gründen an den Deutschen 
und Tschechen nicht Vorbeigehen kann, 
und daß dabei die Sudetendeutschen eine 
wertvolle Tradition mitbringen werden. 
Mit seiner Entdeckung, daß von seiten des 
KPTsch-Zentralorgans »Rüde Pravo« die 
Chartisten, die Achtundsechziger, das 
tschechische und slowakische Exil und die 
Sudetendeutschen eine gleiche publizisti- 
sche »Behandlung« erfahren, zeigt er un- 
mißverständlich, daß alle diese Gruppen 
ein gemeinsames Ziel verbindet: die fried- 
liche, aber doch die Überwindung des der- 
zeitigen Status quo. der gekennzeichnet ist 
durch ein totalitäres System und die Herr- 
schaft einer menschenverachtenden Ideo- 
logie. 

Zugleich beteiligt er sich auf schlichte 
Weise an der Diskussion um die angebli- 
che »Singularität« der NS-Verbrechen: 
Das Verfallensein an einen »utopischen 
Wahnsinn « sei keineswegs beschränkt auf 
das NS- Regime, sagt der Verfasser, er kön- 
ne das auch »zu Hause « testen. Damit 
weist er offensichtlich auf die Ideologie als 
die Grundlage eines jeden totalitären Sy- 
stems, sei diese nun gekennzeichnet durch 
Verabsolutierung des Begriffes »Rasse« 
oder des Begriffes »Klasse«. Und daß mit 
Michail Gorbatschow zwar wichtige quan- 
titative Verschiebungen, nicht jedoch qua- 
litative Veränderungen des Sowjelkommu- 
nismus hin zu einer freiheitlich-demokra- 
tischen Ordnung einhergehen, kann man 
daran sehen, daß es auch heute offenbar 
nicht möglich ist, einen solchen Text unter 
dem eigenen Namen zu veröffentlichen. 

Anlaß zur Beschäftigung mit dem »su- 
detendeutschen Problem«, wie Bambino 
es selbst nennt, war für ihn eine Begeg- 
nung mit deutschen Touristen in einem 
verfallenen Dorf im Böhmerwald. »Wie 
sollte ich ihnen erklären, daß ich mit all 
dem hier nichts zu tun habe?« Diese Frage 
wird für ihn Anlaß zur Reflexion. Er 



wehrt sich dagegen, das staatlich verord- 
nete Bild von den Sudetendeutschen als 
einer »Meute fleischfressender Raubtiere « 
zu übernehmen. Und auch weniger die 
scharfe, aber doch negative Haltung der 
nichtkommunistischen älteren Generation 
lehnt er ab. Er will selbst herausfinden, 
wer die Sudetendeutschen sind und was sie 
wollen. Resultat seiner eingehenden Be- 
schäftigung mit der eigenen Geschichte ist 
die Feststellung: »Das Deutschtum war 
für Jahrhunderte integraler Bestandteil 
der böhmischen Länder, es ist hier zu 
Hause.« Was ist das anderes als eine neue 
Formulierung für die unter den jungen Su- 
detendeutschen mehr und mehr vertretene 
These: daß nämlich »sudetendeutsch« 
sich nicht in Abgrenzung zum Tschechen- 
tum definiert, sondern gekennzeichnet ist 
durch eine jahrhundertelange deutsch- 
tschechische Verzahnung im böhmisch- 
mährtsch-schlesischen Raum. 

Angesichts der derzeitigen Lage, die 
durch fortwährende Okkupation seiner 
Heimat durch die sowjetischen Truppen 
gekennzeichnet ist. gelangt er zu der Kon- 
sequenz: »Kann nicht einmal die Situation 
eintreten, daß wir in Böhmen lieber mit 
den Sudelendeutschen als zum Beispiel 
mit den Russen leben wurden?« Das har- 
moniert mit der unter jüngeren Sudeten- 
deutschen wachsenden Einsicht: daß es 
nämlich einerseits Verrat an unseren Vor- 
fahren wäre, den territorialen Aspekt bei 
der deutsch-tschechischen Verständigung 
auszuklammcrn, daß es aber andererseits 
unrealistisch wäre, nur auf dem eigenen 
Recht auf Heimat — das nach wie vor be- 
steht! — zu beharren, ohne zu bedenken, 
wie man es durchsetzen kann (nämlich un- 
ter welchen historischen Umständen und 
mit welchen Bundesgenossen). 

Damiel Langhaus (KK) 

Während sich um uns herum wahre Ozea- 
ne literarischer Monotonie ausbreiten und 
Absolutheitsdogmen einer unduldsamen 
Utopie in den Stand höherer kulturpoliti- 
scher Glaubenssätze erhoben werden, de- 
finiert sich die Zeit-Schrift »Scheidewege« 
als » Jahresschrift für skeptisches Den- 
ken« (Max-Himmelheber-Stiftung, Saar- 
straße 7, 7292 Baiersbronn). Von Friedrich 
Georg Jünger und Max Himmelheber be- 
gründet, stellen die »Scheidewege« — 
nunmehr im 17. Jahrgang erscheinend — 
in einer kulturell immer mehr verödenden 
Welt mittels ihrer intellektuellen und äs- 
thetischen Überzeugungskraft einen bei- 
spielhaften und wegweisenden Faktor dar. 
Der neue Jahresband versammelt u.a. 
namhafte Autoren wie Ernst Jünger, Er- 
win Chargaff, Gerd-Klaus Kaltenbrunner, 
Robert Spaemann und E.F. Schumacher. 
Für vorgefertigte Denkschablonen bleibt 
da selbstverständlich kein Raum. Gründe 
genug, sich näher und eingehender mit 
diesem Band zu beschäftigen. 

Werner Olles 

Zu den auffallendsten Zeitschriften-Neu- 
gründungen der neurechten Szene in den 
letzten Jahren gehört sicherlich die Vier- 
teljahreszeitschrift »Europa. National- 
europäisches Forum« (Nationaleuropäi- 




sches Jugendwerk e.V., Postfach 5612, 
6800 Mannheim 1), deren Herausgeber- 
kreis sichtlich bemüht ist, angesehene 
Konservative als Autoren zu gewinnen. 
Mit Gerd-Klaus Kaltenbrunner, Christa 
Meves, Karl Steinbuch, Heinrich Lummer 
u.a. ist es dem rührigen Chefredakteur 
Harald Thomas gelungen, eine ansehnli- 
che Phalanx rechter Köpfe zusammenzu- 
bringen. Im Gegensatz zu anderen Zeit- 
schriften der Neuen Rechten bemüht 
sich die Mannschaft um ein positives Ver- 
hältnis zur »freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung« der Bundesrepublik 
Deutschland, zumindest ist dies program- 
matisch eindeutig fixiert. Um so erstaunli- 
cher die immer wieder heftig geführten 
Attacken gegen die »linksliberale Aufwei- 
chung«, so als wäre nicht der Liberalismus 
in all seinen Spielarten essentiell für die 
restdeutsche Republik, angelegt als Staats- 
erhaltungsdoktrin eines westdeutschen Se- 
paratismus: im Konzept antipreußisch, in 
der Wirkung antinational — und dies ge- 
wollt von Anfang an. Dieser merkwürdige 
Zwiespalt zwischen Staatsbejahung — um 
nicht zu sagen: BRD-Loyalität — und 
konservativer Kritik am machtpolitischen 
Status quo in Europa durchzieht alle bis- 
her erschienenen Ausgaben wie ein roter 
Faden. Trotz vieler zutreffender Analysen 
in den nach Themenschwerpunkten (Neu- 
es Geschichtsbewußtsein. Kirche und 
Volk, Die deutsche Einheit, Europa der 
Völker und Regionen, Mensch in Natur 
und Umwelt, Asylrecht und Bevölkerungs- 
politik, Die Zukunft der Familie) geordne- 
ten Einzelheften fehlt dieser Zeitschrift lei- 
der die provokative Originalität, die erfor- 
derlich wäre, um sie zu einem beachteten 
Faktor der bundesdeutschen Medien- 
landschaft zu machen. Wer sich jedoch an 
guter konservativer publizistischer Haus- 
mannskost erfreuen kann, dem sei die 
Lektüre dieses auch gestalterisch recht an- 
sprechend gemachten Periodikums wärm- 
stens empfohlen. 

Die medienkritische Zeitschrift »Medien 
& Publicum« (Publicum Verlagsgesell- 
schaft mbH. Otto-Hahn-Straße 10, 7141 
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Benningen) nimmt — unter deutlich kon- 
servativem Zuschnitt — die bundesdeut- 
sche Medienlandschaft sachkundig aufs 
Korn. Ob es um den Einfluß der Politiker 
auf Hörfunk und Fernsehen, um Konkur- 
renzen und Kooperationen auf dem Me- 
dienmarkt, um Kontrollfuktionen oder 
Schiebereien hinter den Kulissen geht. 




»Medien und Publicum« macht vieles 
durchschaubarer und verständlicher, was 
die Akteure oft gerne verschleiert gehalten 
hätten. Mit ihrer monatlichen Erschei- 
nungsweise ist die Zeitschrift immer auf 
dem aktuellen Stand der Mediendiskus- 
sion. Die regelmäßige Beiheftung »Unsere 
Sendung« wendet sich zwar in erster Linie 
an die Mitglieder der »Aktion Funk und 
Fernsehen e.V.«, einer unabhängigen Ver- 
einigung deutscher Fernsehzuschauer und 
Rundfunkhörer, die sich den organisierten 
Protest des bislang nur konsumierenden 
Publikums zur Aufgabe gemacht hat, ist 
jedoch aufgrund vieler Einzel- und Hin- 
tergrundnachrichen auch für eine breitere 
Leserschaft eine wertvolle Informations- 
quelle. 




Die Idee der Freiheit und die Mauer 

Von Hans Dietrich Lindstedt 

Vorsitzender des Freien Deutschen Autorenverbands Rheinland-Pfalz 



Am 17. Januar 1950 — also vor 
genau 39 Jahren — schreibt der 
berühmte italienische Schriftstel- 
ler Cesare Pavese folgenden Satz 
in sein Tgebuch: »Wir sind auf der 
Welt, um das Schicksal in Freiheit 
zu verwandeln ...« Elf Jahre spä- 
ter inspiziert der damalige Sekre- 
tär für Sicherheitsfragen im SED- 
Zentral komitee in der Frühe des 
13. August 1961 an verschiedenen 
Abschnitten der Sektorengrenze 
den Fortgang der Arbeiten an der 
Sperrmauer zwischen Ost- und 
West-Berlin, die nun selbst Herr 
Jakowlew, Berater des Herrn 
Gorbatschow, als ein Relikt des 
Kalten Krieges bezeichnet hat. 

Die Zahl der an der Mauer ge- 
töteten Menschen, fast alle deut- 
sche Bürger, ist groß. Nach wie 
vor trennt dies Relikt nicht nur 
Väter von Söhnen, Mütter von ih- 
ren Kindern, eben deutsche Bür- 
ger von anderen deutschen Bür- 
gern, sondern es teilt Europa, 
und geteilt ist sogar, wie Christa 
Wolf es ausdrückte, der Himmel 
über uns. 

Der Architekt des Monstrums, 
vor knapp 17 Monaten im Bun- 
deskanzleramt mit militärischen 
Ehren empfangen, erklärt am 19. 
Januar 1989: »Die Mauer wird 
auch in fünfzig und auch in hun- 
dert Jahren noch bestehen blei- 
ben. Das ist schon erforderlich, 
um unsere Republik vor Räubern 
zu schützen ...« Hat er mit »Räu- 
bern« die Millionen Bürger, auch 
aus Mainz, gemeint, die Jahr für 
Jahr zu ihren Verwandten rüber- 
fahren und, nebenbei bemerkt, 
ihre so begehrten Devisen dort 
lassen müssen? Meinte er die an 
die achtzig Schriftsteller, die in 
den letzten zehn Jahren unter 
massivem psychischen und exi- 
stentiellen Druck (wozu nicht sel- 
ten physische Repressalien in 
Zuchthäusern und Lagern ka- 
men) hierher in die Bundesrepu- 



blik und auch nach Rheinland- 
Pfalz kamen, um endlich einen 
Satz genau so schreiben zu dür- 
fen, wie er gedacht war, um ihn 
dann frei publizieren zu dürfen? 
Meinte er unsereinen, der zum 
wievielten Male im Bahnhof 
Friedrichstraße von — zugegeben 
höflichen — Vopo-Beamten dar- 
an gehindert worden ist (übrigens 
ohne Angabe von Gründen), sei- 
ne Kinder und Enkelkinder in 
Potsdam zu sehen? 

Nein, mich überrascht die 
Hetztirade Honeckers nicht. Ich 
habe ihn kennengelernt, hatte ja 
in meinen dreißig DDR-Jahren 
ausreichend Zeit dazu. Ich sprach 
mit ihm, ich weiß, wes Geistes 
Kind er ist. Aber die es bei 
uns immer noch nicht wissen 
wollen oder die es vergaßen — 
und es sind hochmögende Leute 
aller Parteien und Richtungen da- 
bei — , die sollten sich diesen Aus- 
spruch merken. 

Hier spricht einer, der einmal 
ausgezogen ist — und nicht erst 
an jenem 13. August 1961 — , um 
das Schicksal von Millionen in 
Unfreiheit zu verwandeln. Mit 
ihm und seiner Truppe im Polit- 
büro gibt es weder Freiheit noch 
Glasnost noch gar Perestrojka. 
Um des Friedens in Deutschland 
und Europa willen gehört er, der 
schon jahrzehntelang regierende 
Dachdecker aus dem Saarland, in 
den Ruhestand. 

Das wünschen ihm die Autoren 
und die vielen, vielen Tausende 
Übersiedler — und mit ihnen 
Millionen in der DDR — wirklich 
von Herzen! Nicht zuletzt auch 
um einer freien und kreativen Li- 
teratur willen, die — ihm zum 
Trotz — in der DDR Gott sei 
Dank immer noch blüht, wächst 
und gedeiht und die einmal ein 
Stück Wahrheit über die zurück- 
liegenden Jahrzehnte drüben er- 
zählen wird. 
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Wolf Deinert 

Ein Moskauer Blatt mit aufrechtem Gang 



»Dos Haus ist so etwas wie ein archi- 
tektonisches Esperanto ... Eine klobige 
Tür gibt uns die Wohnung frei ... Eine 
Menge Gesichter ... Das schöne — un- 
schöne Gesicht Sacharows hat sich nie 
in der Menge verloren ... Tschechow, 
als vielleicht zweiter Spiegel der russi- 
schen Revolution, hat die Wahrheit ein 
bißchen verzerrt, als er die Sanftheit 
der russischen Intelligenz übermäßig 
herausstellte, die in Rückgrat losigkeit 
übergehe ... Ohne die Unbeugsamkeit 
wäre sie ungenau charakterisiert ...« 

Sachkundig führt ein Journalist 
den Leser zum Gegenstand seines Por- 
träts. Ein weltweit bekannter Mann 
wird beschrieben, ein lange Zeit von 



seiner Regierung Verbannter. Er ist 
sich in der Verbannung nicht untreu 
geworden. Der Journalist ehrt ihn 
deshalb bereits im Titel: »Ein Mann 
mit aufrechtem Gang«. 

Von dem Nuklearphysiker und No- 
belpreisträger Andrej Sacharow ist die 
Rede. Der Journalist Gennadi Scha- 
woronkow, der ihn beschreibt, ist kein 
Dissident, sondern ein anerkannter 
sowjetischer Pressemann. Der Artikel 
steht nicht im » Kontinent « oder einem 
anderen westlichen Blatt. Das Jour- 
nal, in dem man ihn lesen konnte, 
wurde unlängst in Moskau und sechs 
Ländern außerhalb der Sowjetunion 
gedruckt. Es heißt » Moskau News « 



und steht fest zum sowjetischen Re- 
gierungschef. 

Die Zeit, da die Sowjetunion viele 
der Aufrechtgehenden mit Verban- 
nung oder Schlimmerem bestrafte, 
heißt dort heute: Vergangenheit, ln 
der Gegenwart geschieht das fast Un- 
denkbare: Der von seinem vormals 
Regierenden Meistgeschmähte kämpft 
Seite an Seite mit seinem Staatschef in 
seinem Lande für Menschenrechte 
und Demokratie. Eine Revolution? 
» Perestrojka « heißt Umbau. Sie ha- 
ben ihrem Vorhaben einen schon jetzt 
weltweit bekannten Namen gegeben. 
Die Perestrojka soll im Zeichen von 
» Glasnost « erfolgen, also jedermann 
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offen sein. Die Redaktion von »Mos- 
kau News«, zur Zeit im dritten Stock 
der »Kölnischen Rundschau«, sitzt — 
zufällig oder nicht — hinter klarem 
Glas. 

Vor mir Andrej Gurkow, ein Mos- 
kauer Journalist mit exzellentem 
Deutsch, der gerade vor Ort die Re- 
daktion der deutschen Ausgabe leitet. 
Er ist etwa Mitte dreißig, gewandt und 
präzise, schon nach meiner ersten Fra- 
ge demonstriert er, was für ihn Pere- 
strojka in seinem Journal bedeutet: Es 
sei zwar 1930 gegründet, doch bis 
1986 im wesentlichen ein Werbeblatt 
für das Ausland gewesen, das für Tou- 
risten gemacht worden sei: »Wo man 
immer zeigte, was schön bei uns war« 

Seil 1986, als Chefredakteur Jegor 
Jakowlew sie zu einem politischen 
Wochenblatt umfunktionierte, indem 
er, sagt Gurkow fein, »die Möglichkei- 
ten von Glasnost voll ausnutzte«, steht 
man in Moskau von morgens bis 
abends vor den Schaukästen und liest. 
»Wir waren die ersten, die das , Rust- 
Flugzeug' brachten. In Wort und 
Bild!« 

Die »Moskau News« erschien be- 
reits in russisch, englisch, französisch, 
spanisch und arabisch; nun erscheint 
sie auch in vietnamesisch und 
deutsch. In 140 Ländern kann man sie 
lesen. Als erstes Ostblockland wird sie 
in Kürze Ungarn verbreiten und 
drucken. In Westeuropa sollen Grie- 
chenland und Italien hinzukommen. 

Natürlich ist das Erscheinen der 
deutschen Ausgabe »doch nicht so 
ganz« das Ergebnis einer Legende. 
Die Legende besagt: Eines feucht- 
fröhlichen Damen- und Herren- 
abends; Teilnehmer: die amerikani- 
sche Journalistin Lois Fisher-Ruge, 
der Verleger Alfred Neven Du Mont 
und andere Bonner und Kölner Zei- 
tungsmacher; die russischen Gäste ge- 
nervt, weil sie schon seit längerer Zeit 
ein Joint venture mit den Deutschen 
hinsichtlich einer Ausgabe ihre Blattes 
beabsichtigten. Sprach Alfred Neven 
DuMont oder der Wodka das letzte 
Wort? Jedenfalls war sich die Runde 
schließlich einig: Das machen wir! 

Im Herbst ’87 unterschrieb man die 
Protokolle, in Köln und in Moskau. 
Im Februar ’88 wurde die Kölner Re- 
daktion eingerichtet, im März war be- 
reits die erste Ausgabe fertig. Eine 
Miniredaktion von vier Personen mit 
einem Maxi-Stundentag: Auf die Uhr 
geguckt wird nicht. Zwei Sowjetjour- 
nalisten, zwei Deutsche: der Nowosti- 
Mitarbeiter Dietrich Busch und ein 
Layoutmann aus Köln. Zwar besorgt 
der Chef Jegor Jakowlew die deutsche 



Übersetzung in Moskau, aber den 
letzten Schliff feilt die deutsche 
Hand. Über den Layouter ist Gurkow 
des Lobes voll: Das spricht an, von 
dem können und wollen wir für unse- 
re eigenen Ausgaben lernen! 

Ein Joint venture: Vier bundesdeut- 
sche Verlage finanzieren das Projekt: 
Grüner + Jahr, DuMont Schauberg, 
Die Bonner Zeitungsdruckerei und 
der Heinen-Verlag. Von 126 000 ge- 
druckten Exemplaren werden etwa 
80 000 verkauft. Noch läuft die Test- 
phase. Deshalb ist zur Zeit noch kein 
Abonnement möglich. In diesem Jahr 
sind noch sechs Monatsausgaben ge- 
plant, dann soll wöchentlich produ- 
ziert werden. 

Sorgfältig gehen wir ein russisches 
Exemplar der » Moskau News« durch; 
vergleichen mit der deutschen Ent- 
sprechung. Andrej Gurkow will mir 



beweisen, daß die russischen Artikel 
im wesentlichen mit den deutschen 
identisch sind. »Nowosti« -Chef Va- 
lentin Falin und Jegor Jakowlew ach- 
ten streng darauf, daß die Ausgaben 
nicht »mit zwei Zungen sprechen«. 
Nur die Inserate und einige spezielle 
Beiträge seien besonders auf die deut- 
sche Leserschaft zugeschnitten. 

Ein Jewtuschenko-Artikel fällt mir 
auf: »Die Partei der Parteilosen « for- 
dert er. Wie bitte? Die Partei der Par- 
teilosen — schreibt Jewtuschenko — 
ist dadurch stark, daß sie keine No- 
menklatura kennt. Zu ihr gehören al- 
lein jene, die heute zusammen mit den 
besten Parteimitgliedern der nicht re- 
gistrierten, aber real existierenden 
Volksfront der Perestrojka angehören. 
Fallen mir da etwa Analogien zum 
Prager Frühling ein? 

Jewtuschenko setzt noch eins drauf: 
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Diese Volksfront ist nicht einfach eine 
Widerstandsfront gegen die Bürokra- 
tie, sondern eine Angriffsfront gegen 
sie. Wird man das auch in der DDR 
lesen können? 

Das liegt bei Grüner -t- Jahr, sagt 
mein Gesprächspartner. Sie haben die 
Vertriebsrechte. Ein Devisenproblem? 
Wenn beim Vorstand von Grüner + 
Jahr ein Wille ist, wäre da sicher mehr 
als ein Weg. 

ln beiden Ausgaben findet sich 
auch der Beitrag des amerikanischen 
Korrespondenten Gary Hart. Er zi- 
tiert Alexis de Tocqueville, einen der 
bekanntesten Amerikakenner des 19. 
Jahrhunderts, der Anfang 1830 be- 
reits prophezeite: »Es gibt gegenwärtig 
zwei große Nationen, die demselben 
Endziel zuzusteuern scheinen. Ich mei- 
ne die Russen und die Amerikaner. Al- 
le anderen Nationen scheinen an ihren 
natürlichen Grenzen angelangt, und 
sie müssen nur ihren Entwicklungs- 
stand behaupten ... Ihre Startpunkte 
sind unterschiedlich, und ihre Hege 
sind nicht die gleichen, dennoch schei- 
nen beide vom himmlischen Willen 
ausersehen, das Schicksal der halben 
Welt zu verändern ...« 

Ein amerikanisch-sowjetisches Su- 
perkonsortium für Westsibirien wird 
vorgestellt, bis 1995 »wahrscheinlich 
das größte Joint venture der ganzen 
Welt « ... George Orwell wird verlegt 
und diskutiert: »Die Farm der Tiere«. 
Der Rezensent Vitali Tretjakow analy- 
siert die Fabel von der Entartung eines 
revolutionären Regimes und schluß- 
folgert, der Humanist Orwell habe be- 
griffen, daß »die hohe Idee der Ge- 
rechtigkeit nicht in unsaubere Hände 
von Leuten fallen darf, die sich von su- 
spekten Instinkten leiten lassen«. 

Nun muß Andrej Gurkow doch 
zum Essen. Er entschuldigt sich, hin 
und her gerissen. Ich wünsche ihm 
zum Abschied für sein Journal Inse- 
renten; denn Inserate sind billig: ganz- 
seitig nur 3 000 Mark. Man inseriert 
schon, sagt er zum Abschied, aber 
mehr Inserate würde uns vieles er- 
leichtern. 

Geld regiert die Welt. Einer der er- 
sten im Blatt interviewten Kapitalma- 
nager war C. Williams Christians, der 
Vorstandssprecher der Deutschen 
Bank. »Daß gerade die Deutsche Bank 
mit Anzeigen so zögerlich ist ...«, wun- 
dert sich Gurkow. 

»Anzeigenkunden haben sich schon 
gefunden«, stellt die »Zeit« fest. Viel- 
leicht werden sie jetzt in Scharen kom- 
men, und die Deutsche Bank wird 
auch zu ihnen gehören. 



Andere über uns 



ZEITSCHRIFTENKRITIK: „Wir selbst“ 

Sinn Fein und die Fremde 



„Identität“ ist zum vieldiskutierten 
Schlagwort geworden. Es tauchte 
1976 als Titel zweier Kunstausstel- 
lungen auf, setzte sich zu Beginn 
der achtziger Jahre mit der Suche 
nach der „Identität der Deutschen“ 
fort und ist seither aus keiner 
„Großdiskussion“ (K.D. Bracher) 
mehr wegzudenken. Auch den so- 
genannten „Historikerstreit“ ent- 
fachte Habermas’ Forderung nach 
einer „postkonventionellen Identi- 
tät“. selbst wenn die „erläuternde“, 
eher wadenbeißerische Attacke auf 
vier renommierte Historiker das In- 
teresse auf sich zog. 

Das Schlagwort „Identität“ muß- 
te einschlagen, knüpfte es doch glei- 
chermaßen an amerikanische Öf- 
fentlichkeitsstrategien (Corporate 
Identity) wie an abendländisches 
Kulturerbe (Identitätsphilosophie) 
an. Welche Kulturzeitschrift könnte 
da um „Identität“ einen Bogen ma- 
chen? Doch gibt es ein Organ, das, 
wie schon der Name zeigt, sich aus- 
schließlich der Identitätsfrage wid- 
met: „Wir selbst“ (Postfach 168, 
5400 Koblenz). Der Titel ist eine 
Übersetzung aus dem gälischen 
„Sinn Fein“, das die irischen Natio- 
nalisten 1905 zum Parteinamen er- 
koren. Und die Koblenzer wollen ja 
die deutsche Frage in die „weltweit 
zu beobachtenden ehtnischen Un- 
abhängigkeitsbestrebungen“ einbet- 
ten. 

In Nr. 1/1988 findet sich ein grö- 
ßerer Beitrag über „Fremdes und 
Eigenes“ von Henning Eichberg, 
der bereits 1978 mit seinem Buch 
„Nationale Identität“ die entspre- 
chende Diskussion angestoßen hat- 
te. Dabei stellt sich heraus, daß 
Eichberg (und „Wir selbst“ keines- 
wegs der von Habermas attackier- 
ten „vorreflexiven konventionellen 
Identität“ (Nationalstolz etc.) das 



Wort reden. Eichberg zufolge liegt 
dem Bild des Fremden immer ein 
höchst wandelbares Bild vom Eige- 
nen zugrunde. 

Der Autor erläutert das am Bild, 
das sich die Europäer im 16. und 19. 
Jahrhundert von den Indianern 
machten. In der frühen Neuzeit, 
dem Zeitalter der Territorialstaaten, 
der höfischen Zentren, geometri- 
schen Gärten, der Tänze und Fe- 
stungen galt der Indianer als der 
sich räumlich Außerhalb-Befindli- 
che. Im temporalisierten 19. Jahr- 
hundert wurde der Indianer in das 
Zeitkontinuum von Fortschritt und 
Entwicklung miteinbezogen. Er galt 
nunmehr als rückständig und un- 
produktiv. Franklin schlug vor, 
„diese Wilden auszurotten und für 
jene Platz zu machen, die die Erde 
kultivieren“. 

Heute wird wiederum die Anders- 
artigkeil der Fremden anerkannt. 
Claude Levi-Strauss etwa erläutert 
das am Beispiel der Menschenfres- 
serei, „die in der Einverleibung ge- 
wisser Individuen das einzige Mittel 
sieht, um deren furchbare Kräfte zu 
bannen“. Die zivilisierte Welt hinge- 
gen würde das gleiche Problem 
durch Einschließung in eigens dafür 
hergerichtete Gebäude lösen. Des- 
wegen würden die Menschenfresser 
„uns für ebenso barbarisch halten 
wie wir sie, nur aus anderen Grün- 
den“. 

„Nationale Identität neuen Typs“ 
richtet sich, folgt man den Ausfüh- 
rungen Eichbergs, nicht mehr gegen 
die Fremden, sondern gegen die 
Entfremdung in der Industriegesell- 
schaft. Die Diskriminierung der 
Fremden verbaue eigene „Lernmög- 
lichkeiten“. Also guten Appetit! 

CASPAR v. SCHRENCK-NOTZING 

Aus: Die Welt, 4. März 1988 
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Die Grünen sind für eine umfassende Anerkennungspolitik 



Wenn wir GRÜNEN uns für eine Anerkennungspolitik aus- 
sprechen, so bedeutet dies keine Fürsprache für die Aufrechl- 
erhaltung des gesellschaftlichen Ist-Zustandes. Vielmehr heil)! 
Anerkennungspolitik: 

— von der Existenz zweier gleichberechtigter deutscher Stauten 
und Gesellschaften auszugehen und alle Hindernisse, die 
dem entgegenstehen, aus dem Weg zu raumen; 

— nicht auf Stärke, Druck und Drohung gegenüber der DDR, 
sondern auf Dialog, gemeinsame Problemlösungen und ver- 



traucnsbildende Maßnahmen zu setzen; 

— ein Instrument der zwischenstaatlichen Beziehungen auf das 
engste mit einer Politik der Verbreiterung der Kommunika- 
tion zwischen Menschen und Gesellschaften zu verbinden. 

Anerkennungspolitik heißt aber auch: 

— kein Verzicht darauf, Unterdrückung, Einparteien-Herr- 
schafl, politische Verfolgung und fehlende Freizügigkeit in 
der DDR als solche zu benennen, ihre Beseitigung zu fordern 
und Opfer der Repression zu unterstützen. 



Anerkennungspolifik 
auf drei Ebenen 

I. Die Sclbstanerkennnung der 

Bundesrepublik 

Das bedeutet, den verfassungsmäßig veranker- 
ten provisorischen Status der Bundesrepublik 
zu beenden, die Perspektive eines deutschen 
Nationalstaates aufzugeben und die BRD als 
normalen westlichen Staat zu definieren. 

Damit würde dazu beigetragen, den gefährli- 
chen Selbstbetrug gesamtdeutscher Identität zu 
beenden. Dieser Selbstbetrug wird vor allem 
von den nationalistischen Teilen der CDU/ 
CSU um Dregger dazu genutzt, ein neues 
„Deutschsein" zu propagieren. Demokratische 
Werte wie Pluralismus, Toleranz und der 
Schutz von Minderheiten bleiben dabei auf der 
Strecke. Hinter dem Bekenntnis zur Nation 
verbirgt sich eine autoritäre Formierung der 
Gesellschaft — „Recht und Ordnung“ statt 
Demokratie. 

DIE GRÜNEN dagegen wollen mit der 
Seibstanerkennung der BRD die Ausbildung 
einer demokratischen Identität in der BRD vor- 
antreiben und eine selbstkritische Hinwendung 
der bundesdeutschen Gesellschaft zur eigenen 
demokratischen Verfassung unterstützen. 

Darüber hinaus eröffnet die Seibstanerken- 
nung der Bundesrepublik als Grundlage der 
deutsch-deutschen Beziehungen neue Perspek- 
tiven auf dem Gebiet der Friedenssicherung 
und Entspannung in Mitteleuropa. Sic ist eine 
Voraussetzung dafür, territoriale und staatliche 
Alleinvertretungsansprüche, die in der Politik 
des Offenhaltens der deutschen Frage und des 
Friedensvertragsvorbehaltcs angelegt sind, un- 
zweideutig zu beseitigen. Damit sollen auch die 
politischen lnterventionsmöglichkeiten abge- 



baut werden, die die Siegermächte des Zweiten 
Weltkrieges aus ihrer rechtlich fixierten Verant- 
wortung für „Deutschland als Ganzes" ableilen. 

2. Die völkerrechtliche Anerkennung 
der DDR 

Die völkerrechtliche Anerkennung der DDR ein- 
schließlich ihrer Staatsbürgerschaft bei gleich- 
zeitiger gesicherter Bindung Westberlins an die 
Bundesrepublik soll die politisch-kulturelle Dis- 
kriminierung der DDR als „Staat zweiter Klas- 
se" beenden und damit ein immer wieder zur 
politischen Pression benutztes Instrument be- 
seitigen. 

Auf einer solchen gleichberechtigten Basis las- 
sen sich Mißtrauen, Feindbilder und Abgrenzun- 
gen abbauen und ein gutnachbarliches Verhältnis 
mit einem Klima des zwischenstaatlichen Ver- 
trauens und der Entspannung schaffen. Vor al- 
lem aber könnte die BRD damit einen ersten 
Schritt auf eine Entwicklung hin machen, die 
einen ehrlichen Dialog und einen unvoreinge- 
nommenen Erfahrungsaustausch zwischen den 
Menschen und Gesellschaften möglich machte. 

3. Für den gesellschaftlichen und 
staatlichen Dialog 

Auf der Grundlage der von den GRÜNEN vor- 
geschlagenen Anerkennungspolitik wäre ein um- 
fassender Dialog zwischen den beiden deutschen 
Staaten und ihren Gesellschaften möglich. Im 
Mittelpunkt dieses Dialogs müßten die Fragen 
stehen, die für die Zukunft der Menschen in Eu- 
ropa entscheidend sind: Fragen der Abrüstung 
und der Entmilitarisierung der Gesellschaften, 
Fragen der Reinhaltung von Luft, Boden und 
Wasser und eines ökologisch geregelten Austau- 
sches mit der Natur, Fragen der zukünftigen Ge- 
staltung der Arbeit und der Entwicklung neuer 
Technologien, Fragen der Grenzen der Wissen- 



schaften und ihrer ethischen Verantwortbarkcil 
(z.B. Gentechnologie), Fragen der Verwirkli- 
chung der Menschenrechte und der Selbstbe- 
stimmung des Menschen. 

Ein auf gegenseitiges Lernen angelegter Dia- 
log könnte eine Entwicklung der geistigen, po- 
litischen und ideologischen Abrüstung fördern 
und mittragen. Das kann er aber nur leisten, 
wenn die Teilnahme an diesem Dialog nicht auf 
hohe Politiker und Delegationen von Verban- 
den und Organisationen beschränkt wird, son- 
dern wenn vor allem die Menschen der beiden 
Gesellschaften einzeln und in Form von selbst- 
organisierten Zusammenschlüssen (z.B. Büi- 
gerinitiativen) diesen Dialog führen. 

Dabei sollen sie ihre Erfahrungen, Anschau- 
ungen, Empfindungen und Wünsche in den 
Dialog einbringen können. Ein Gespräch der 
Menschen untereinander — jenseits von diplo- 
matischen Floskeln und managerhafter Ver- 
traulichkeit — wäre eine Bereicherung des po- 
litischen Dialogs und könnte wechselseitig 
Lernprozesse in Gang setzen. Solche Begeg- 
nungen und solches gegenseitige Interesse vei- 
suchen wir zu fördern durch Städtepartner- 
schaften, durch Reisen, aber auch durch ein 
Netz persönlicher Friedensverträge und ande- 
rer Formen einer „Entspannungspolitik von 
unten“. 

Eine Normalisierung des Verhältnisses zwi- 
schen den beiden deutschen Staaten und Ge- 
sellschaften in diesem Sinne erfordert auch von 
der DDR eine Veränderung ihrer Politik in be- 
zug auf die Freizügigkeit und die freie politi- 
sche Betätigung ihrer Bürger und Bürgerinnen. 
Die Grenze zwischen den beiden deutschen 
Staaten muß durchlässiger werden. 

Aus: DIE GRÜNEN mi Bundestag 
„Deutsch-Deutsch ' ' 







Paulus Butchet 



Das Stigma 



..EdelwriB Pirat' 



VnlM Stcffricd Buhlte« 



wir selbst-Büchermarkt 



1936 in eine illegale dj.l.U-Horte 
gekeilt, wofür er mit Schulrelega- 
tion und Lagerhaft zu büßen hat- 
te. Er nahm am Kampf der (ech- 
ten) Edelweiß-Piraten gegen die 
Hitlerjugend und dann auf Sei- 
ten der vorrückenden Alliierten 
teil. Er analysiert das von ihm 
seinerzeit gelebte Bündischc als 
Sympathie- und liebegebundene 
Freundschaft in einer kulturbezo- 
genen Sinn-Gemeinschaft und se- 
ziert, warum »linke« Historiker 
den antinationalsozialistischen 
Widerstand der Bündischen Ju- 
gend entweder leugnen oder kri- 
minalisieren. Zugleich ist dies ein 
Wuppertal-Buch nicht nur aus 
hündischem Blickwinkel, son- 
dern auch aus dem des national- 
sozialistischen Kleinbürgertums 
und dem des kommunistischen 
»Arbeiteradels«; überdies treten 
auf die »Unorthodoxen«; roman- 
tische Revolutionäre, Schauspie- 
ler und Künstler, Lebensreformer 
und Freikorpskämpfer, Zigeuner 
und Randsiedler, Kriegsgefange- 
ne und Zwangsverschleppte ... 
Ein autobiografisches Stück Hei- 
matkunde in großartigen Sprach- 
bildcrn, jenseits aller gängigen 
Sprachklischees! 



rig, verpflichtet oder gefällig 
Das war damals selten.“ 

Egon Bahr in FAZ vom 2.11.88 
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Henning Eichberg: Abkoppe- 
lung. Nachdenken über die 
neue deutsche Frage. 218 S., 
Pb., Verlag Siegfried ßublies, 
Koblenz 1987, UM 24,—. 

Mit diesem Band setzt Eichberg 
die Diskussion um die ungelöste 
nationale Frage der Deutschen 
fort, die er 1978 mit dem Band 
„Nationale Identität“ mit ange- 
regt hatte. Seine Thesen sind pro- 
vozierend und wenden sich gegen 
so manches rechte Mißverständ- 
nis. Er setzt nationale Identität 
gegen das machtstaatliche Inter- 
esse, das Volkliche definiert er als 
demokratisch und emanzipato- 
risch. Zugleich sind seine kultur- 
relativistischen Überlegungen ein 
engagiertes Plädoyer für die 
Nichtanerkennung der Teilung 
Deutschlands. 

Auch noch lieferbar 
Henning Eichberg: Nalionale 
Identität. Entfremdung und 
nationale Frage in der Indu- 
striegesellschaft. 196 S., Pb„ 
DM 9,80. 



Aufhebung der Trennungslinie 
zwischen West und Ost mitten 
durch Deutschland: Das aber wä- 
re die Wiedervereinigung. 



Jakob Kaiser: Wir haben 

Brücke zu sein. Keilen, Äuße- 
rungen und Aufsätze zur 
Deutschlandpolitik. 664 S., 
Leinen, DM 68, — . 
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Wolf Schenk« 

Siegerwille 

und 

Unterwerfung 



AUS DER MITTE 

PRAG - WIEN - BERLIN 



Aut dem Irrweg zur Teilung 
1945-1955 

Herfalg 



Bernard Willnis / Paul Klei- 
newefers: Erneuerung aus der 
Mitte. Prag — Wien — Ber- 
lin. Diesseits von Ost und 
West. 380 S„ geb„ l)M 39,80 
Bernard Willms und Paul Kleine- 
wefers haben den unkonventio- 
nellen Versuch unternommen, ein 
handfestes Konzept für die Ge- 
staltung Mitteleuropas als Vor- 
aussetzung für eine europäische 
Zukunft zu entwickeln. Dabei 
wenden sich die Autoren gegen 
das Verharren in den Denkkate- 
gorien des Status quo und gegen 
die Verteufelung alternativer 
Konzepte als »Utopien«. 

Wolfgang Seiffert: Das ganze 
Deutschland. Perspektiven 
der Wiedervereinigung. Mit 
einem Anhang: Dokumente 
zur Deutschlandpolitik. Pb„ 
DM 19.80. 



Wölf Schenke: Siegerwille 

und Unterwerfung. Auf dem 
Irrweg zur Teilung 1945-1955. 
350 S„ Efalin, DM 38.—. 

Wolf Schenke, der »Neutralist 
der ersten Stunde«, enthüllt viel 
Verborgenes aus der entscheiden- 
den Phase der Nachkriegsge- 
schichte, in der die Keime für die 
Spaltung Deutschlands gelegt 
wurden. Aus erster Hand erfährt 
der Leser Einblicke in die Hinter- 
gründe der deutschen Teilungs- 
tragödie. 

Bernhard Friedmann: Einheit 
statt Kakelen. Thesen zur 
Wiedervereinigung als Si- 
cherheitskonzept. 180 S., 

geb„ DM 32,—. 

Friedmanns Grundgedanke: Ein 
dauerhafter Friede in Europa 
wird nicht durch mehr oder weni- 
ger Waffen erreicht (dies beein- 
flußt nur das Ausmaß einer Kata- 
strophe), sondern durch die 



Jakolt Kaiser 

„Es darf nicht in Vergessenheit 
geraten, daß Kaiser in den ersten 
beiden Nachkriegsjahren ein 
Stück deutscher Hoffnung war, 
mehr als Adenauer oder Schuma- 
cher. Als ich ihn 1945 in Berlin 
kennenlernte, war ich tief beein- 
druckt: Dieser stolze, etwas höl- 
zern wirkende Mann mit der 
harten Sprache des Franken be- 
wies nicht nur Unabhängigkeit 
des Denkens gegenüber allen vier 
Siegern; befreit aus dem Unter- 
grund ziemlich im Sinne des 
Wortes, nämlich aus einem Kel- 
ler, in den er sich nach dem 20. 
Juli 1944 vor dem Henker geret- 
tet halte, war er psychologisch fä- 
hig, den Siegern aufrecht gegen- 
überzutreten und zu vertreten, 
was er als deutsche Interessen sah 
— keiner Seite untertan oder hö- 



Puulus Buscher: Das Stigma. 
Edelweiß-Pirat. 448 S„ davon 
32 S. Bilddokumente, Pb„ 
Verlag Siegfried Bublies, Ko- 
blenz 1988, DM 39,70. 

Paulus Buscher, Jahrgang 1928, 
Sohn eines SS-Mannes, wurde 
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schichte seines Volkes. Die Quint- 
essenz dieses spannenden 
»Kreuzverhörs«: Der Kampf um 
die deutsche Einheit geht weiter: 
er ist von höchster Aktualität. 
Vielleicht kann man in diesem 
Textband ein Geschichtsbuch se- 
hen, wie man es sich eines Tages 
in einem vereinten Deutschland 
denken könnte. 



Aspekte 

der Souveränität 



Wolf gang Venohr 

(Hrsg.) 



Herbert Ammon / Theodor 
Schweisfurth. Friedensvertrag 

— Deutsche Konföderation 

— Europäisches Sicherheits- 
system. Denkschrift zur Ver- 
wirklichung einer europä- 
ischen Friedensordnung. Vor- 
wort von Alfred Mechlershei- 
mer, 95 S., kart., DM 9,60. 

Diese Denkschrift ist der bisher 
wichtigste Versuch, die von der 
Friedensbewegung aufgeworfe- 
nen Fragen mit substaniellen Vor- 
schlägen zu beantworten. Die 
Herausgeber artikulieren einen 
neuen politischen Willen, der 
außerhalb der etablierten Politik 
heranwachst. Die Entstehung 
dieser Schrift in einem intensiven 
Diskussionsprozeß an der Basis 
legitimiert sich als einen Auslöser 
und gewichtigen Beitrag einer 
überfälligen Diskussion. Die vor- 
gestellte Lösung einer deutschen 
Neuvereinigung innerhalb einer 
deutschen Konföderation und die 
angeschlossene Dokumenten- 
sammlung weisen über den tages- 
politischen Rahmen weit hinaus. 

Wolfgang Venohr / Hellmut 
Diwald / Sebastian Haffner: 
Dokumente Deutschen Da- 
seins. 1445—1945. 500 Jahre 
deutsche Nationalgeschichte, 
312 S., Pb., DM 28,—. 

Drei bekannte Autoren — Wolf- 
gang Venohr, Hellmut Diwald 
und Sebastian Haffner — erzäh- 
len und diskutieren 500 Jahre 
Deutsche Nationalgeschichte in 
einem ständigen Pro und Kontra. 
Wer diesem spannenden geisti- 
gen Schlagabtausch aufmerksam 
folgt, weiß mehr über die Ge- 



Herbert Fischer (Hrsg.): 
Aspekte der Souveränität. 
Mit Beiträgen von Hermann 
von Berg. Herbert Fischer, 
Günter KieUling, Johannes 
Otto, Wölfgang Seiffert, Otto 
Uhlitz, Hugo Wellems. 167 
S., Pb., DM 20,—. 



k 7 Autoren zur Lage 
der deutschen Nation 



Wieder verfügbar: 

Otto-Ernst Schüddckopf: 
Nationalbolschewismus 
in Deutschland 
1918 - 1933 

DM 9,80 

Diese Studie über die mannig- 
fachen Kontakte des revolu- 
tionären Nationalismus mit 
dem Kommunismus in der 
Epoche der Weimarer Repu- 
blik gibt einen Beitrag zur Ge- 
schichte der Entstehung der 
Krisen und der Auflösung die- 
ses deutschen Staates. 
Potsdam und Moskau als die 
Antipoden Weimars: auf die- 
se Formel kann man das The- 
ma dieser Untersuchung brin- 
gen. 



Wölfgang Venohr (Hrsg.): 
Ohne Deutschland geht es 
nicht. 7 Autoren zur Lage der 
deutschen Nation, 230 S., 
Pb., DM 25,—. 

Gemeinsam mit seinen Koauto- 
ren (Hellmut Diwald, Wolf 
Schenke, Harald Rüddenklau. 
Carl Friedrich Ponn, Horst 
Groepper, Wolfgang Seiffert) legt 
der Schriftsteller Wolfgang Ve- 
nohr in dem vorliegenden Band 
»Ohne Deutschland geht es 
nicht« eine politische Kampf- 
schrift vor. Es geht um die Frage, 
wie die Einheit Deutschlands in 
Frieden und Freiheit zu erreichen 
ist. Wolfgang Venohr schlägt 
hierzu einen detaillierten Stufen- 
plan mittels der Konföderation 
Deutschland vor. Venohrs Ansatz 
wird Publizistik und Politik mit 
Sicherheit stark beschäftigen. 

Helmut Kamphausen (Hrsg.l: 
Entnationalisierung als 
Staatsräson? Mit Beiträgen 
von Horst Groepper, Helmut 
Kamphausen, Emil Schiee, 
Theodor Schweisfurth, Ber- 
nard Willms u.a.. 158 S., Pb., 
DM 16.—. 
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Bitte ausschneiden und einsenden 
an Verlag Bublies, wir selbst 
Postfach 168, 5400 Koblenz 
Abs. 



Peter Bahn: Druiden und Re- 
hellen. 3000 Jahre keltische 
Gesichte und Kultur, 99 S., 
Pb.. DM 12.80. 

Die jahrtausendealte Geschichte 
des europäischen Keltentums und 
die heutigen Bemühungen um 
seine politische und kulturelle 
Renaissance aufzuzeigen, ist das 
Anliegen dieses Buches. Dabei 
spannt sich der Bogen von den 



ältesten Wurzeln der keltischen 
Kultur in der Bronzezeit bis zum 
aktuellen politischen Geschehen 
in den Ländern Europas, die 
mehr oder weniger starke Ele- 
mente ihrer keltischen Eigenart 
trotz aller Bedrängung von außen 
bis heute bewahren konnten. 



H»Uoa ' kleine Reprint-Reihe Nr. 5 

Sozialrevolutionärer 

Nationalismus 

Karl O. Paetel 

Aktuelles Nachwort Peter Bahn 



Reprint. Sozialrevolulionärer 
Nationalismus. Hrsg. Karl O. 
Paetel. Mit einem aktuellen 
Nachwort von Peter Bahn. 91 
S., Pb.. DM 13,80. 




A. Paul Weber: Das graphi- 
sche Werk. Hand/eichnungen 
und Lithographien 1930 — 
1978. Hrsg, von Georg Rein- 
hardt. 347 S„ 277 Abb., geh.. 
DM 49,80. 

A. Paul Weber (1893 — 1980) ist ein 
Altmeister der zeitkritischen Gra- 
phik. Mit seinen Handzeichnun- 
gen und Lithographien, die the- 
matisch von der politischen Satire 
über die grotesk-visionäre Karika- 
tur bis hin zur Sittenbild-Graphik 
reichen, setzt er die Tradition en- 
gagierter zeit- und gesellschafts- 
kritischer Künstler von Hogarth, 
Goya und Daumier bis zu Ensor 
und Grosz fort. 
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Complexio Oppositorum 
Über Carl Schmitt 



Vorträge und Diskussionsbeiträge 
des 28. Sonderseminars 19S6 

der Hochschule für Venvaltungswissenschaften Speyer 

Herausgegeben von Helmut Quaritsch 
Schriftenreihe der Hochschule Speyer, Band 102 
610 S. Lw. DM 98- 
ISBN 3-428-06378-3 

Dieser Band dokumentiert das Sonderseminar, das im Okto- 
ber 1986 an der Hochschule für Verwaltungswissenschaften 
Speyer stattfand unter dem Arbeitstitel: .Carl Schmitts Stel- 
lung in den Rechts- und Geisteswissenschal'ten des 20. Jahr- 
hunderts“. Carl Schmitt (1888 - 1985) war in der Bundesre- 
publik zum ersten Male Thema einer organisierten Zusam- 
menkunft von Fachleuten. .Ms ein wissenschaftliches und in 
dem Rahmen von Staat und Recht veranstaltetes Unterneh- 
men sollte das Seminar nicht einen individuellen Charakter 
erforschen, erklären, entschuldigen oder verurteilen. Carl 
Schmitts Unterstützung des nationalsozialistischen Staates, 
über die seit 40 Jahren geredet und gerätseil wird, war den 
Teilnehmern hinreichend bekannt. Alle w'aren sich jedoch 
darin einig, daß diese politische Verstrickung nicht zur wis- 
senschaftspolitischen damnatio memoriae eines Autors 
berechtigt, der 68 Jahre lang publizierte, dessen Schriften 
wohl zu den anregendsten gehören, die in diesem Jahrhun- 
dert aus einer deutschen Juristenfeder gekommen sind, und 
der wie kein anderer Jurist über die Grenzen seines Fachs 
hinaus griff und hinaus wirkte. 

Inhaltsübersicht 

H. Quarilseh: Ober den Umgang mit Person und Werk Carl Schmitt* 

I. Zur Biographie 

l Irhr v. Medern: Der Wissenschaftliche Nachhut von Ctrl Schmitt -E fl. Iluber. 
Cnrt Schmitt In der Reit hskritte der Weimarer fndzdt-P Tommlseen: hnmuetiie 
zu einer wissenschaftlichen Biographie I Periode: 188» - 1933) 

II. Orientierungen 

M. Mi-nIrlU: Oie Ursprünge von Cart Schmitts .Politischer Theologie“ - A. Möhler: 
Carl Schmitt und die .konservative Revolution' - K. Kröger: Bemerkungen /u Carl 
Schmitts .Römischer Katholizismus und politische Form“ - iV. Myssen: Carl 
Schmitt, .der schlechte, unwürdige und doch attlhentlsche Fall eines christlichen 
Fpimelheua“ - G. Maschke: Die Zweideutigkeit der .Rntseheidung". Thomas Hob- 
bes und .luan Domisu Cortds int Werk Carl Schmilts - Kennedy: Politischer 
Expressionismus. Die kulturkritischen und metaphysischen Ursprünge des 
Begriffs des Politischen von Carl Schmitt 



III. Aus dem Werk 

C. Schmitt: Der Begriff des PollUschen Vorwort von 197 1 zur italienischen Aus- 
gabe - G. Miytin: Der Begriff des Politischen. Umleitung von 1971 zur Italieni- 
schen Ausgabe - i - IV Böckenfnrde: Der BegrilTdes Politischen als Schlüssel zum 
stanlsrechlilclieti Werk Carl Schmitts ./. //. Kaiser: Konkretes Ordnungstlenken 
C. L Ulmen: Politische Theologie und politische Okonumie. Cher Carl Schmitt und 
Max Weber - P Pasgnino: Die Uehre vom „pouvnir constituanf bei Ummantlet 
SleyOs und Carl Schmitt - J I rrund: Der Partisan oder der kriegerische Friede - 
J Feuerhoch: La IhAorie du Gmliraum chez Carl Schmitt 

IV. Wirkungen 

II. Lübbe: Carl Schmitt liberal rezipiert - G. Schwöb: Progress of Schmitt Sludies 
In die F.nglish-Speaklng World - J. It Bendersky: Politische Romantik: InteUerlua! 
Critique and Unduring Schoiarly Intluence - AL Shtgoke: Zur Lage der Carl 
Schmitt-Forschung in lapan - B. Kai Carl SchmltLs Einfluß auf das koreanische 
Verfassungsleben - H.-J. Arndt: Der BegrilT des Politischen ln der Politikwissen- 
schaft nach 1945 - fl. Mußgnug: Carl Schmilts verfassungsrechtliches Werk untl 
sein Fortwirken Im StaaLsrechl der Bundesrepublik Ueuischlnttd - P. Schient: 
Carl Schmill und Dello Canlimori - GA. Meier: Zu Carl Schmitls BegriiTshildung 
Das Politische und der Nomos V. Kcumann: Die Wirklichkeit im Uchte der Idee - 
fl. Witlms: Carl Schmitt, jüngster Klassiker des politischen Denkens 7 



Verzeichnis der Hedner 





Duncker & Humblot • Berlin 




POLITIK /ZEITGESCHICHTE 



Christliche Demokratie in Euro- 
pa. Grundlagen und Entwicklung 
seit dem 19. Jahrhunden. Hrsg. v. 
Becker/ Morsev, 1988. Ca. 350 S. 
Br. DM 28,-. 3-412-02188-1. 

Die Kapitulation von 1945 und 
der Neubeginn in Deutschland. 

Symposion der Universität Passau, 
30.9.-3.10.1985. Hrsg, von W. 
Becker. Passauer Historische For- 
schungen, Bd. 5. 1987. VIII, 406 S. 
Ln. DM 78,-. 3-412-03686-2. 

Ingeborg Koza, Deutsch-britische Begegnungen in Unterricht, 
Wissenschaft und Kunst 1949—1955. 1988. VIÜ, 233 S. Br. DM 
58,-. 3-412-03988-8. 

Heinrich Bußhoff, Anwendbarkeit politikwissenschaftlicher 
Theorien. 1987. VUl, 182 S. Br. DM 34,-. 3-412-02486x4. 

Reiner Pommerin, Der Kaiser und Amerika. Die USA in der Po- 
litik der Reichslcitung 1890—1917. 1987. Xll, 436 S. Ln. DM 
108,-. 3-412-03786-9. 

vom selben Autor ist in Vorbereitung: 

Von Berlin nach Bonn. Die Alliierten, die Deutschen und die 
Hauptstadtfragc nach 1945. 1989. Ca. 168 S., davon 24 S. Abb. Br. 
Ca. DM 28,-. 3-412-12188-6. 

Der Vertrag von Versailles. Der Friedensvertrag zwischen 
Deutschland und den Alliierten und Assoziierten Mächten nebst 
dem Schlußprotokoll und der Vereinbarung betr. die militärische 
Besetzung der Rheinlande. Hg. im Auftrag des Auswärtigen Amtes, 
Berlin 1924. Amtlicher Text der Entente (franz. u. engl. Fassung) 
und amtliche deutsche Übersetzung. Nachdruck mit einer Einfüh- 
rung von Reiner Pommerin. Böhlau-Studien-Bücher. 1988. 3-412- 
13588-7. (In Vorbereitung) 

Wolf Oschlies, Rumäniendeutsches Schicksal 1918-1988. Wo 
Deutsch zur Sprache der Grabsteine wird. 1988. VI, 200 S. Br. Ca. 
DM 38,-. 3-412-03188-7. 

Thomas Oertel, Horst Wessel. 
Untersuchung einer Legende. 
1988. VI, 202 S., 40 Abb. i.T. Br. 
DM 48,-. 3-412-06487-4. 

Erziehung im Nationalsozialis- 
mus „und sie werden nicht mehr 
frei ihr ganzes Leben!“ Hrsg. v. 
Fiessau, Nyssen, Pätzold. 1987. 145 
S. Br. DM 25,-. 3-412-00187-2. 

Christian Ganssmüller, Die Erb- 
gesundhcitspolitik des Dritten 
Reiches. 1987. V, 205 S. Br. DM 
38,-. 3-412-02987-4. 

Frank Golczewski, Kölner Universitätslehrer und der National- 
sozialismus. 1988. Ca. IX, 470 S. Ln. Ca. DM 78,—. 3-412-03887-3. 

Stefan Troebst, Mussolini, Makedonien und die Mächte 1922— 
1930. 1987. XIX, 573 S„ 4 Abb. Br. DM 98,-. 3-412-01786-8. 



BÖHLAU VERLAG 
KÖLN WIEN 



Thomü* Oonel 

HORST WESSEL 

Untersuchung 
•tinur kzKjundo 






wir selbst — Abo-Aktion 

Wir brauchen mehr Abonnenten — Sie können uns helfen! 



Als Belohnung für jede Abo-Neuwerbung erhalten Sie 
einen Büchergutschein im Wert von DM 10,—. 




wir selbst versteht sich als unabhängiges 
deutschlandpolitisches Magazin! 



Wir berichten über 

• Deutschland im Spannungsfeld zwischen 
Ost und West 

• nationale und regionalistische Emanzipa- 
tionsbewegungen 

• Menschenrechtsverletzungen diesseits und 
jenseits der Systemgrenze 

• Umwelt- und Lebensschutz 

• neue soziale Bewegungen 



Diese 4 Ausgaben können Sie als verbilligte 
Leseexemplare zum Preis von DM 10, — 
bestellen. 



X 

Bestellschein 

□ Ich habe 

Name Vorname Straße PLZ. Wohnort 

als wir selbst-Bezieher geworben und bitte Sie, mir DM 10,— auf folgende Buchbestellung 
gutzuschreiben: 



Titel Autor 

Lieferung und Gutschrift erfolgen nach Zahlungseingang des Neuabonnenten. 

□ Senden Sie mir die abgebildeten 4 Ausgaben zum Sonderpreis von DM 10, — 

□ Ich möchte wir selbst (6 Ausgaben im Jahr) abonnieren, Bezugspreis: DM 33, — 



Name. Vorname 



Straße 



PLZ. Wohnort 



Datum. Unterschrift 



Vertrauensgarantie: Meinen Abonnementsauftrag kann ich innerhalb 
einer Woche widerrufen. Dies habe ich zur Kenntnis genommen 

und bestätige es mit meiner zweiten Unterschrift 

Datum. Unterschrift 





